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Liebe Leserinnen und Leser,

„Uns ist sehr wichtig, dass wir gemeinsam eine starke Antwort auf das Coronavirus fin-
den. Es kennt keine Grenzen, es kennt keine Nationalitäten.“ So äußerte sich die Prä-
sidentin der Europäischen Kommission Ursula von der Leyen im Zusammenhang mit 
der Corona-Krise. Anfang 2020 haben der Ausbruch von COVID-19 und die daraus 
folgende anhaltende Corona-Pandemie weltweit ein neues Maß an Ausnahmezustän-
den hervorgerufen. Dazu zählt auch, dass innerhalb der Europäischen Union Grenzen 
geschlossen und Grenzkontrollen eingeführt wurden.

Bedrohungs- und Krisennarrative können wie während der Corona-Pandemie Populis-
ten in die Hände spielen. Politische Akteure, die die Zugehörigkeit zu einer Nation bzw. 
einem Staat an Abstammungsmerkmalen festmachen, nutzen solche Situationen für 
die Rationalisierung von Ausgrenzung und Abschottung. Nationalismus kann selbst-
verständlich auch andere Ausprägungen annehmen. So kann die Vorstellung einer 
nationalen Einheit innerhalb einer Gesellschaft grundsätzlich auch als kohäsives, im 
positiven Sinne identitätsstiftendes Element dienen. 

Nationalisten und Populisten, die die Idee einer nationalen Einheit überhöhen, stellen 
jedoch vor allem für demokratische Staaten eine Herausforderung dar. Sie suchen 
Sündenböcke, präsentieren vermeintlich einfache Lösungen – ein altbekanntes Muster.  
Auch in Europa befinden sich schon seit Längerem vielerorts rechtspopulistische und 
europakritische Parteien im Aufwind, auch wenn sie sich gerade mit Blick auf ihre 
Position hinsichtlich der EU zuweilen unterscheiden. Diese Parteien erhalten in den 
Landesparlamenten und im Europaparlament immer mehr Sitze. Die Ursache für 
diese Entwicklung ist vielschichtig – und nicht allein mit der Zunahme der Migra-
tion nach Europa 2015 zu erklären. Ein Blick auf die spezifischen Situationen in den 
Ländern ist wichtig. Die Popularität dieser Parteien in Europa stellt dabei eine Bedro-
hung für die demokratische Entwicklung vieler Mitgliedstaaten der EU dar, schreibt  
Wilhelm Hofmeister. 

Die Ausprägung der von Abschottung und Ausgrenzung geprägten Politik ist weltweit 
unterschiedlich. Nicht selten äußert sie sich in der fehlenden Beachtung von Minder-
heitenrechten. Indigene Völker werden in demokratischen wie undemokratischen 
Ländern häufig nicht ausreichend politisch repräsentiert und genießen keinen staat-
lichen Schutz. Vor allem in Lateinamerika leiden indigene Völker unter einem vielfach 
schwachen Rechtsstaat und mangelhafter Infrastruktur. Georg Dufner analysiert in 
diesem Heft die Hindernisse beim Ausgleich von Repräsentations- und Autonomie-
defiziten indigener Bevölkerungen in der Region.

Editorial
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Zuweilen können unterschiedliche nationale Narrative innerhalb eines Landes 
eine Rolle spielen. In Belarus finden sich aufgrund seiner geografischen Lage und 
Geschichte sowohl prorussische als auch proeuropäische Strömungen. Diese zu verei-
nen wird eine Herausforderung für das identitätspolitisch gespaltene Land, wie Jakob 
Wöllenstein herausstellt. Ethnische und religiöse Zugehörigkeiten können innerhalb 
einer Gesellschaft ein Gemeinschaftsgefühl stiften. Sie besitzen jedoch auch das Poten-
zial für Spannungen – nicht zuletzt in Staaten, die von einer heterogenen Bevölkerung 
geprägt sind. Dieses Phänomen beschreibt La Toya Waha am Beispiel von Südasien. 

Die Entwicklung hin zu nationalistischen Konzepten zeigt sich auch zunehmend in 
Kontexten, in denen diese Form der Identitätsbildung bisher eine untergeordnete Rolle 
gespielt hat. Das lässt sich in den Staaten im Arabischen Golf beobachten. Religion  
und Stammeszugehörigkeit sind nun nicht mehr die alleinigen sinn- und gemein-
schaftsstiftenden Faktoren in der Region, wie Fabian Blumberg schreibt.

Nationalismus ist und bleibt ein globales Phänomen – sowohl in demokratischen 
als auch in nichtdemokratischen Staaten. Gerade bei der Bewältigung grenzüber-
schreitender Herausforderungen wie der Corona-Pandemie scheinen einige Staaten 
Einzellösungen als Option in Betracht zu ziehen. Multilaterale Institutionen wie die 
WHO stehen in der Kritik und werden als zu unflexibel für die erfolgreiche Hand-
habung der Probleme wahrgenommen. Auch die Europäische Union hat sich mit 
einem gemeinsamen Krisenmanagement Zeit gelassen, ist nun aber stärker um eine 

„gelebte europäische Solidarität“ bemüht. Letztlich zeigt sich in der aktuellen Krise, 
dass nur eine gemeinsame, internationale Herangehensweise zum Erfolg führen wird. 
Solidarische Aktionen wie die Bereitstellung von medizinischen Hilfsgütern oder die 
Behandlung von Corona-Patienten aus Nachbarländern zeigen ebenso wie die ver-
netzte Zusammenarbeit bei der Erforschung möglicher Behandlungsmethoden das 
Potenzial gemeinschaftlicher Lösungen in diesen Zeiten. Es bleibt zu hoffen, dass die 
Erfahrungen aus der derzeitigen Krise zukünftig für eine noch engere multilaterale 
Abstimmung und einen globalen Austausch genutzt werden.

Ich wünsche Ihnen eine anregende Lektüre.

Ihr

Dr. Gerhard Wahlers ist Herausgeber der Auslandsinformationen (Ai), 
stellvertretender Generalsekretär und Leiter der Hauptabteilung Euro­
päische und Internationale Zusammenarbeit der Konrad-Adenauer-
Stiftung (gerhard.wahlers@kas.de).

http://gerhard.wahlers@kas.de
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tisierung der Nation als eine Ursache der Kata- 
strophe bezeichnet2 und 1953 sagte er: „Bestünde 
man darauf, in der heutigen Welt die traditionel-
len Begriffe des Nationalismus hochzuhalten, so 
bedeutete dies die Aufgabe Europas.“3

Trotz dieser Warnungen der Kriegsgeneration  
hat sich der Nationalismus spätestens seit Beginn 
des neuen Jahrhunderts wieder in den Parteien-
systemen Europas eingenistet. Im Jahr 2000 war 
in Österreich die nationalistische FPÖ Mitglied 
einer Regierungskoalition geworden. Zwei Jahre 
später erreichte in Frankreich der Vorsitzende des 
Front National, Jean-Marie Le Pen, die Stichwahl 
um das Präsidentenamt und mobilisierte 2004 
eine Mehrheit für die Ablehnung des EU-Verfas-
sungsvertrags. Die antieuropäische Einstellung 
des Nationalismus war dadurch offensichtlich. 
Die Stigmatisierung und teilweise Isolierung 
Österreichs infolge der ÖVP/FPÖ-Koalition 
durch die übrigen EU-Mitglieder hat den Natio-
nalismus nicht aufgehalten. Sowohl in Österreich 
und Frankreich als allmählich auch in anderen 
Ländern Europas erzielten nationalistische Par-
teien zunehmend Wahlerfolge. Doch erst als 
rechtsgerichtete, populistische und europakriti-
sche Parteien bei den Wahlen zum Europäischen 
Parlament 2014 etwa ein Fünftel der Parlaments-
mandate gewannen, wurde auch einer breiteren 
Öffentlichkeit in Europa bewusst, dass der Natio-
nalismus nahezu überall auf dem Kontinent eine 
neue Anhängerschaft fand.

Neben dem Front National, 2018 umbenannt in 
Rassemblement National, und der FPÖ gehören 
zu dieser Gruppe unter anderem die Schweden-
demokraten, die Finnen-Partei, die Dänische 

Überblick

Der Nationalismus war das große Übel des  
20. Jahrhunderts in Europa. Auch wenn er wäh-
rend des 19. Jahrhunderts zunächst als eine 
Emanzipationsbewegung entstand und erste 
Demokratieprozesse in Europe inspirierte, 
mutierte er recht bald zu einer Ideologie, die 
den Konkurrenzkampf zwischen den Staaten im 
Zeitalter des Imperialismus rechtfertigte und die 
Unterschiede zu anderen Nationen in chauvinis-
tischer und rassistischer Weise beschrieb. Wohin 
das letztlich führte, ist bekannt. „Nationalismus 
ist die Ursache der meisten politischen Konflikte 
seit dem 19. Jahrhundert und eine notwendige 
Bedingung für den Erfolg des Nationalsozia-
lismus seit 1930“1, schreibt Rolf Ulrich Kunze, 
der hervorhebt, der Nationalismus „tendiert 
zur Radikalisierung und Eskalation, insbeson-
dere zur Verbindung mit dem Universalrassis-
mus und Antisemitismus“, er „legitimiert tiefe 
Eingriffe in die Menschen- und Bürgerrechte, 
vor allem von Minderheiten, sowie im Zeichen 
von Autarkiefiktionen in das freie globale Wirt-
schaftssystem. […] Nationalismus begünstigt 
die populistische Entinstitutionalisierung der 
politischen Kultur und gefährdet die Stabilität 
repräsentativ demokratisch legitimierter poli-
tischer Verfassungsorgane im Verfassungsstaat 
sowie auf intergouvernementaler supranatio-
naler Ebene.“ Wegen seiner verheerenden Kon-
sequenzen haben nach dem Zweiten Weltkrieg 
die maßgeblichen politischen Führer Europas, 
darunter Konrad Adenauer, die europäische 
Integration bewusst auch als ein Instrument zur 
Überwindung des Nationalismus geschaffen. In 
einer Rede von 1946 hat Adenauer die Roman-

Ressentiments gegen die Europäische Union, Schaffung von 
Feindbildern: Nationalistische Parteien erzielen seit einigen 
Jahren fast überall in Europa wieder beachtliche Wahlergebnisse 
und stellen die demokratische Entwicklung in vielen Mitglieds-
ländern der EU vor große Herausforderungen. Die Gründe dafür 
sind vielfältig und regional unterschiedlich. Wie aber kann eine 
erfolgversprechende politische Antwort aussehen?
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Spätestens seit jener Wahl vom Mai 2014 wird das 
„Monster“ des Nationalismus überall in Europa  
deutlicher wahrgenommen. Man muss diese Jah-
reszahl deshalb betonen, weil es erst ein gutes 
Jahr später zur sogenannten Migrationskrise 
kam, die in den letzten Jahren häufig als Auslöser 
für das Erstarken der nationalistischen Parteien 
dargestellt wird. Das Aufkommen der nationa-
listischen Parteien kann daher keineswegs nur 
mit der Migrationskrise erklärt werden  – was 
selbstverständlich auch bedeutet, dass der Nati-
onalismus nicht nur durch eine Einschränkung 
der Migration zu bekämpfen ist.

Auch eine zweite Vermutung muss sofort rela-
tiviert werden: nämlich die, die das Erstarken 

Volkspartei, UKIP aus Großbritannien, die Frei-
heitspartei in den Niederlanden, die flämische 
Vlaams Belang, die Lega (vormals Lega Nord) 
aus Italien, Jobbik aus Ungarn und die Goldene 
Morgenröte aus Griechenland. Auch PiS in 
Polen und Fidesz in Ungarn, zwei ursprünglich 
konservative bzw. liberale Parteien, setzen mitt-
lerweile den Nationalismus sehr erfolgreich als 
Mobilisierungsfaktor ein. Die deutsche Partei 
Alternative für Deutschland (AfD) war anfangs 
zwar im Wesentlichen durch einige eurokritische 
Wirtschaftsprofessoren geprägt und nicht wie 
heute durch Rechtspopulisten. Doch im Kern war 
die AfD auch damals schon eine Partei, die mit 
einem nationalen Sentiment Stimmung gegen 
die europäische Einigung machte.

Abb. 1: Ergebnisse nationalistischer Parteien bei jüngsten Wahlen in Europa (in Prozent)

Quelle: Eigene Darstellung auf der Grundlage der Angaben der nationalen Wahlbehörden, Karte: Natural Earth p,. 
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Historiker Eric J. Hobsbawm hat das wenige Jahre 
später ergänzt: „Nicht die Nationen sind es, die 
Staaten und Nationalismen hervorbringen, son-
dern umgekehrt.“5

Nationalismus ist ein Abgrenzungsbegriff, der 
falsche Identitäten und greifbare Feindbilder 
schafft, ja Feinde braucht, um die Idee der eige-
nen Gruppe und die Abgrenzung von anderen 
zu vertreten. Schon 1882, als der Nationalismus 
gerade einen ersten Höhepunkt erlebte, hat der 
französische Schriftsteller und Philosoph Ernest 
Renan diese reduktionistische Weltsicht des 
Nationalismus erkannt, als er schrieb: „Es gibt 
keine Nation ohne die Fälschung der eigenen 
Geschichte.“6 Das heißt: Überall haben die nati-
onalistischen Bewegungen die Geschichte ihrer 

„Nation“ so geschrieben, dass eine Art Gemein-
samkeit, ein gemeinsames Schicksal oder eine 
gemeinsame Bestimmung konstruiert wurden. In 
Katalonien und in anderen Regionen ist das bei 
nationalistischen Bewegungen auch heute noch 
ganz eindeutig erkennbar.7

Im Zeitalter der Globalisierung 
gewinnt die „Nation“ eine neue 
Bedeutung, denn die internati-
onale Ordnung beruht auf dem 
Zusammenspiel der National-
staaten.

Freilich muss man eingestehen, dass es Nationen 
trotz ihres imaginären, eingebildeten Charak-
ters als soziale Einheiten gibt – jedoch nur dann, 
wenn damit eine bestimmte Form des modernen 
Territorialstaats gemeint ist, der „Nationalstaat“. 
Ohne diesen territorialstaatlichen Aspekt mitzu-
denken, macht es keinen Sinn, von „Nation“ zu 
sprechen – oder es wird gefährlich, da dies unwei-
gerlich eine Art von Gemeinschaft evoziert, die in 
der sozialen Wirklichkeit nicht existiert.

Die Nation – das sind alle Bürger eines Staates, 
das Staatsvolk. Allerdings erleben wir zurzeit 
in Deutschland, aber auch andernorts, dass 

nationalistischer Parteien auf sozioökonomische 
Faktoren und soziale Ungleichheit zurückführt. 
Dies ist ebenfalls nur ein begrenzter Erklärungs-
ansatz, weil nationalistische Parteien nicht zuletzt 
in den wirtschaftlich prosperierenden Staaten 
Europas mit vergleichsweise guten Verteilungs-
indizes stark geworden sind. Zu nennen wären die 
nordischen Länder, die Niederlande, Österreich 
und auch Deutschland. Daher sind diese Parteien 
wahrscheinlich auch nicht allein über neue Vertei-
lungsmechanismen zu bekämpfen.

Bei den Wahlen zum Europäischen Parlament 
im Mai 2019 haben die Nationalisten nicht ganz 
so gut abgeschnitten, wie sie erwartet hatten, 
auch weil sich mehr Bürger an der Wahl betei-
ligten, um ihr Erstarken zu verhindern. Dennoch 
erhielten sie immerhin etwa ein Viertel der Par-
lamentssitze. Dadurch ist bestätigt, dass natio-
nalistische Parteien mittlerweile in Europa einen 
nicht unwesentlichen Anteil von Wählern mobi-
lisieren. Selbst Länder, die sich lange vor einem 
Erstarken des Nationalismus geschützt fühlten, 
wie Deutschland oder Spanien, haben das Auftre-
ten neuer nationalistischer Parteien erlebt. Sogar 
in Portugal gewann eine neue Partei, Chega! 
(„Es reicht!“), die mit nationalistischen Versatz- 
stücken fabuliert, bei den Parlamentswahlen im 
Oktober 2019 ein Mandat.

Angesichts dieser Entwicklungen wird heute vie-
lerorts in Europa gefragt: Warum mobilisiert der 
Nationalismus wieder so viele Bürger in Europa? 
Und: Wie kann man die Menschen vor dem Nati-
onalismus mit seinen unvermeidbar fatalen Fol-
gen warnen und schützen? Bei der Suche nach 
einer Antwort ist zunächst an die verführerische 
Botschaft des Nationalismus zu erinnern.

Nationalismus und Nation

Jeder Nationalismus basiert auf einer Fiktion 
und diese Fiktion ist die Nation. Denn Nationen 
gibt es nicht als soziale Gebilde, sondern nur in 
unserer Vorstellung. Nationen sind „eingebil-
dete“ Gemeinschaften, die von den Nationalisten 
geschaffen werden, wie Benedict Anderson 1983 
in seinem bekannten Buch über den Ursprung 
des Nationalismus feststellte.4 Und der britische 
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erleben wir auch nicht die „Rückkehr“ des Nati-
onalismus, wie bisweilen behauptet wird. Aller-
dings erleben wir zunehmend wieder solche 
Formen des Nationalismus, die zu den Katastro-
phen der Vergangenheit geführt haben. Das gilt 
vor allem für den identitären Nationalismus, der 
sich in verschiedener Form in Europa ausbreitet 
und insbesondere in der Migrationsdebatte zum 
Ausdruck kommt. Dabei kommt ein Element 
hinzu, das zum Wahlerfolg der nationalistischen 
Parteien erheblich beiträgt: ihr Populismus.

Nationalismus und Populismus ist gemeinsam, 
dass sie komplexe gesellschaftliche und politische 
Sachverhalte auf einen einfachen Kern reduzieren: 
die Bildung, Errettung oder Förderung der Nation. 
In vielen Ländern Europas bilden sie eine unheil-
volle Allianz. Der „populistische Nationalismus“ 
bzw. „nationalistische Populismus“ konstruiert 
einen Gegensatz zwischen dem „wahren Volk“, 
das er gegen das Establishment der „korrupten 
Eliten“ und die „Lügenpresse“ zu verteidigen vor-
gibt.9 Populisten verneinen die Heterogenität und 
den Pluralismus einer Gesellschaft und postulieren 
eine Homogenität des Volkes und des Volkswillens, 
die es nicht gibt. Die Affinität dieser Methode zur 
Ideologie des Nationalismus ist offensichtlich. 
Zwar wird sie auch von linkspopulistischen Bewe-
gungen angewandt (z. B. Podemos in Spanien oder 
Syriza in Griechenland), doch in ihrem Fall ist nicht 
die Nation das Allheilmittel, sondern der Antika-
pitalismus. Im Kern aber benutzen die linken wie 
die rechten Populisten die gleiche Methode: Sie 
versuchen Missstände zu instrumentalisieren, 
Bedrohungsgefühle zu steigern, „Sündenböcke“ zu 
identifizieren, Feindbilder zu verbreiten, Ressenti-
ments zu schüren, Hass anzufachen und Hemm-
schwellen zu senken.

Nationalismus und die  
Sehnsucht nach Anerkennung

Warum sich in Europa viele Menschen natio-
nalistischen Ideen zuwenden und nationalisti-
sche, antiliberale und antieuropäische Parteien 
wählen, ist nicht eindeutig zu beantworten. Ein 
allgemeingültiges Erklärungsmuster ist deshalb 
schwierig, weil der Nationalismus sehr unterschied-
liche Beweggründe und Ausdrucksformen hat.  

Nationalisten wieder versuchen, die „Nation“ 
identitär zu begründen. Dabei fällt es ihnen 
erkennbar schwer, die vermeintlichen Gemein-
samkeiten ihrer „Nation“ zu benennen, die sie 
von anderen Nationen unterscheiden. Verein-
fachend greifen sie daher auf die altbekannten 
Muster zurück, indem sie alle diejenigen auszu-
sortieren versuchen, die aufgrund ihrer Herkunft, 
Sprache, Hautfarbe, Religion etc. vermeintlich 
nicht zu dieser identitär begründeten Gemein-
schaft gehören. Der ehemalige Ko-Vorsitzende 
der deutschen AfD, Alexander Gauland, hat bei-
spielsweise 2016 behauptet, der deutsche Fuß-
ballnationalspieler Jérôme Boateng, der einen 
ghanaischen Vater hat, werde als „fremd“ emp-
funden, und ein Jahr später hat er damit gedroht, 
die türkischstämmige deutsche Politikerin und 
stellvertretende Vorsitzende der SPD, Aydan 
Özoğuz, in Anatolien zu „entsorgen“. Angesichts 
solcher Ausgrenzungsversuche muss heute 
wieder betont werden, dass eine Nation selbst-
verständlich auch Menschen mit Migrations-
hintergrund einschließt. Zur deutschen „Nation“ 
gehören somit selbstverständlich alle deutschen 
Staatsbürger, die als Nationalspieler 2014 die 
Fußballweltmeisterschaft gewannen, darunter 
Lukas Podolski und Miroslav Klose  – beide in 
Polen geboren –, Jérôme Boateng aus Berlin und 
Mesut Özil, geboren in Gelsenkirchen als Kind 
türkischer Einwanderer.

Nationalismus und Populismus 
ist gemeinsam, dass sie  
komplexe gesellschaftliche 
und politische Sachverhalte  
auf einen einfachen Kern  
reduzieren.

Nation und auch Nationalismus sind als Ele-
mente moderner Staatlichkeit nicht mehr 
wegzudenken und gerade im Zeitalter der 
Globalisierung gewinnt die „Nation“, d. h. der 
Nationalstaat, eine neue Bedeutung, denn 
die internationale Ordnung beruht ja auf dem 
Zusammenspiel der Nationalstaaten.8 Insofern 
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Arbeitslosigkeit in einigen Regionen, vor allem 
im Norden und Osten, dazu geführt, dass sich die 
früher links wählenden Arbeiter als Verlierer der 
Globalisierung fühlten. Der Front National bzw. 
Rassemblement National, der ursprünglich eher 
die traditionelle Rechte repräsentierte und ein 
liberales Wirtschaftsprogramm vertrat, begann 
unter Marine Le Pen, sich als „Arbeiterpartei“ zu 
präsentieren. Wachsende soziale Spannungen, 
die auch durch eine gewisse geografische Seg-
regation sichtbar sind, sowie ein Verlassenheits-
gefühl auf dem Land und in Vorstadtgebieten 
haben dem RN neue Wählergruppen zugeführt. 
Hinzu kommt ein Gefühl der Unsicherheit ange-
sichts etlicher Terroranschläge in Frankreich, die 
die Themen der Einwanderung, der Integration, 
des Islams und der Unsicherheit verstärkt in 
den Vordergrund brachten.10 In Großbritannien 

In Spanien beispielsweise ist der gesamtstaatliche 
Nationalismus der neuen rechtspopulistischen 
Partei Vox in erster Linie eine Reaktion auf den 
regionalen Nationalismus und Separatismus in 
Katalonien und auch dem Baskenland sowie die 
Unfähigkeit der bisher dominierenden Parteien, 
der Sozialisten (PSOE) und der Volkspartei (PP), 
die dadurch verursachte politische Krise zu lösen. 
In Deutschland stand am Anfang der neuen nati-
onalistischen Bewegung die Skepsis gegenüber 
der gemeinsamen europäischen Währung und 
die Furcht vor den Kosten der Hilfsmaßnah-
men für die überschuldeten Länder im Rah-
men der sogenannten Eurokrise ab 2010. Doch 
erst die sogenannte Migrationskrise von 2015 
hat den nationalistischen Rechtspopulismus 
dann richtig befeuert. In Frankreich hat die mit 
der Desindustrialisierung einhergehende hohe 

Eine antieuropäische Allianz: Nationalistische Parteien mobilisieren europaweit nicht nur immer mehr Bürger, sie 
vernetzen sich auch untereinander. Quelle: © Francois Lenoir, Reuters.
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Anhänger mobilisiert, um die Wahrnehmung 
zu fördern, dass die Würde der Gruppe verletzt, 
herabgesetzt oder auf andere Weise missachtet 
wurde. […] Eine gedemütigte Gruppe, die die 
Wiederherstellung ihrer Würde anstrebt, hat 
weitaus mehr emotionales Gewicht als Men-
schen, die nur ihren wirtschaftlichen Vorteil ver-
folgen.“12 Dies beschreibt und begründet wohl 
sehr korrekt die Stimmungslage vieler Menschen 
in einigen Ländern Europas, beispielsweise in 
den „abgehängten“ Regionen Frankreichs, in 
jenen Teilen Englands, die nicht vom Boom 
der Londoner City profitierten, oder auch in 
den Regionen der östlichen Bundesländer in 
Deutschland, in denen die rechtsnationalistische 
Partei AfD eine hohe Zustimmung genießt. Nach 
Fukuyamas Ansicht wird die gegenwärtige Iden-
titätspolitik angetrieben von dem Wunsch nach 
gleicher Anerkennung von sozialen Gruppen, 
die sich von ihren Gesellschaften ausgegrenzt 
fühlen, was rasch zu einer Forderung nach Aner-
kennung der Überlegenheit der Gruppe führen 
könne. „Dies ist ein großer Teil der Geschichte 
des Nationalismus und der nationalen Identität 
sowie bestimmter Formen des heutigen extre-
mistischen Auftretens mancher Religionen.“13 
Deshalb ist für Fukuyama das Thema Identität/
Anerkennung nicht nur wichtig zum Verständnis 
des neuzeitlichen Nationalismus, sondern auch 
der extremen Formen des modernen Islamismus. 
Ihre Wurzeln lägen in der Modernisierung, die 
eine Erschütterung hergebrachter Gemeinschaf-
ten mit sich bringe.

So wichtig das Gefühl der Vernachlässigung 
ist, auf das Fukuyama verweist, hat er dennoch 
keine Antwort auf die Frage, wie die freiheitliche 
Demokratie verteidigt und bewahrt werden kann. 
Da er die Suche oder Sucht nach Anerkennung 
eher als ein sozialpsychologisches Phänomen 
versteht, als Ergebnis eines über die Jahrhun-
derte gewachsenen Selbstwertgefühls des Indi-
viduums, misst er wirtschaftlichen und sozialen 
Faktoren bei der Hinwendung der Bürger zu 
nationalistischen Parteien keine entscheidende 
Bedeutung zu.14 Wirtschaftliche Benachteiligun-
gen und zunehmende Ungleichheit gibt es aber 
tatsächlich und eben diese haben zweifellos etwa 
in Frankreich das Erstarken des Front National 

wiederum haben die auch von maßgeblichen 
Politikern seit Jahren genährten Ressentiments 
gegenüber der EU und die von ihnen geschürte 
Mär von einem „Kontrollverlust“ zum Sieg 
der Brexiteers in dem Referendum vom Juni 
2016 geführt. Die nordischen Länder erlebten 
seit den 1990er Jahren durch den verschärften 
Wettbewerbsdruck infolge der Globalisierung 
eine Einschränkung der Leistungsfähigkeit 
ihrer Sozialstaaten, sodass vor allem die zuneh-
mende Migration den Wettbewerbs- bzw. Ver-
lustangst-Nationalismus förderte. Ähnliche 
Reaktionen sind auch in den Ländern Zentral-
europas (Polen, Tschechien, Slowakei, Ungarn) 
zu beobachten. Diese profitierten zwar in erheb-
lichem Maße von der Integration in die Europä-
ische Union sowie der Öffnung ihrer Grenzen 
und Märkte, aber aus Furcht vor Verteilungsver-
lusten gegenüber Migranten wählten sie in teils 
beachtlichem Ausmaß solche Parteien, die die 
Verteidigung einer nationalen Identität auf ihre 
Fahnen geschrieben haben. In vielen Fällen hat 
die Migrationskrise den Nationalisten zweifellos 
in die Hände gespielt, weil sich dadurch eine neue 
Form eines identitären Nationalismus begründen 
ließ – „wir gegen die Neuankömmlinge, die uns 
bedrohen“. Allerdings müssen wir bei der Ursa-
chenforschung für den neuen Nationalismus 
wohl etwas genauer hinschauen, weil die Migra-
tionskrise allein das Phänomen nicht erklärt.

Wirtschaftliche Benachtei- 
ligungen und zunehmende 
Ungleichheit haben zweifellos 
das Erstarken nationalistischer 
Bewegungen in Europa  
gefördert.

Francis Fukuyama nennt die Forderung nach 
Anerkennung ein wesentliches Motiv, das die  
Haltung und auch das Wahlverhalten vieler 
Menschen leitet. Er beschreibt den Groll als 
Folge eines Gefühls der Vernachlässigung, das  
manche Gruppen empfinden.11 „In einer Viel-
zahl von Fällen hat ein politischer Führer 
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Insgesamt sind es wohl vier soziale Wandlungs-
prozesse, die einer wachsenden Zahl von Men-
schen Sorge bereiteten und das Erstarken des 
Nationalpopulismus wesentlich erklären:

•	 	ein zunehmendes Misstrauen gegenüber  
Politikern und Institutionen,

•	 	eine Zerstörung der historischen Identität 
und der etablierten Lebensweise der natio-
nalen Gruppe,

•	 	ein Gefühl des Verlusts infolge zunehmender 
Einkommens- und Vermögensungleichheiten 
und nachlassendes Vertrauen in eine bessere 
Zukunft,

•	 	eine „Entkoppelung“, das meint die Schwä-
chung der Bindungen zwischen den tradi-
tionellen „Mainstream“-Parteien und den 
Menschen.

Die Lösung des Problems der Repräsentativität, 
das mit dem letzten Punkt angesprochen ist, ist 
auch für Wolfgang Schäuble, den Präsidenten des 
Deutschen Bundestags, eine Voraussetzung, um 
den aktuellen Problemen der Demokratien und 
dabei insbesondere auch der Herausforderung 
durch den Nationalpopulismus zu begegnen.18 
Notwendig sei deshalb, dass die Parlamente 
und Fraktionen ihren Funktionen wieder besser 
gerecht werden.

Ergänzend sind noch weitere Entwicklungen zu 
nennen, die für das Aufkommen und die Stär-
kung nationalistischer und populistischer Ideen 
und Parteien in vielen Ländern Europas relevant 
sind und dadurch ebenfalls erhebliche Auswir-
kungen auf den Bestand der freiheitlichen Demo-
kratien und die Fluchtbewegung vieler Menschen 
zu den Nationalisten haben können.

Das ist zum einen die Schwächung des Natio-
nalstaats im Kontext der Globalisierung. Vor 
allem die Kritiker des Neoliberalismus führen 
dieses Argument an, wenn sie das Aufkommen 
des populistischen Nationalismus zu erklären 
versuchen.19 Während in Lateinamerika schon 
seit Langem der Neoliberalismus wegen einer 

bzw. Rassemblement National gefördert. Da 
jedoch, wie z. B. zuletzt in Spanien zu beobach-
ten war, überall auch Angehörige des Bürgertums, 
der finanziell besser gestellten Mittel- und Ober-
schicht, die sich nicht über mangelnde Anerken-
nung beklagen können, nationalistische Parteien 
wählen, muss nach weiteren Gründen für deren 
Erstarken gesucht werden.

Dabei muss man zunächst zur Kenntnis neh-
men, dass die Anhänger der Nationalpopulisten 
heterogener sind als der stereotypisch genannte 

„alte weiße Mann“, und dass viele Wähler der 
Nationalisten nicht antidemokratisch sind, son-
dern nur bestimmte Entwicklungen der libera-
len Demokratie ablehnen.15 Allerdings zeigt 
sich hier das Problem der Repräsentativität der 
demokratischen Institutionen, das bereits seit 
vielen Jahren zu beobachten ist, und zur Folge 
hat, dass diese sich, wie zwei britische Wissen-
schaftler feststellten, „immer mehr vom Durch-
schnittsbürger entfernen“.16 Die politischen 
Eliten würden darauf aber nicht bzw. nur unzu-
länglich reagieren. Während die Nationalisten 
eine Reihe legitimer demokratischer Fragen 
diskutieren wollten, würden sich die Eliten sol-
chen Themen verweigern, weil sie ihren eigenen 
Lebensraum nicht oder anders berühren. Das 
gelte beispielsweise im Hinblick auf die Erosion 
des Nationalstaates im Zeitalter der Globali-
sierung, die Aufnahmefähigkeit von Migranten 
und den raschen „ethnischen Wandel“ einiger 
Gesellschaften, die Ungleichheit innerhalb der 
westlichen Staaten und den gesellschaftlichen 
Ausschluss eines bestimmten Teils der Bevöl-
kerung sowie die Frage, ob der Staat sich nicht 
besser um die Menschen kümmern sollte, die 
jahrelang in die Steuer- und Sozialsysteme ein-
gezahlt haben. Das seien für manche Politiker 
unangenehme Fragen, die aber dennoch viele 
Menschen bewegten und von den Nationalisten 
verschärft würden, während die „Systemparteien“ 
vielerorts nicht befriedigend darauf antworteten. 
Ähnlich argumentiert Wolfgang Merkel, wenn er 
das Erstarken der rechtspopulistischen Parteien 
als eine unmittelbare Folge der Spaltung vieler 
Gesellschaften in „Kosmopoliten“ und „Kom-
munitaristen“, d. h. Globalisierungsgewinner und 
Globalisierungsverlierer, erklärt.17
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Freihandelsverhandlungen der EU mit den USA 
und Kanada wurden nicht zuletzt von der Furcht 
vor einem Kontrollverlust getrieben. Zwar kam 
diese Kritik eher von linken Gruppierungen und 
Journalisten, war jedoch auch Wasser auf den 
Mühlen der nationalistischen Parteien. Und 
wenn in Deutschland während der sogenannten 
Migrationskrise von 2015 ein Ministerpräsident 
den „Kontrollverlust des Staates“ kritisierte, 
dann hat er damit Ängste geschürt, die eben-
falls mit der Sorge der Menschen vor einer 
Schwächung des Nationalstaates und seiner 

vermeintlichen Einschränkung von staatlicher 
Selbstbestimmung kritisiert wird, ist diese 
Position mittlerweile auch in Europa promi-
nenter geworden, kurioserweise nicht zuletzt in 
dem Land, in dem der Neoliberalismus große 
Fürsprecher hatte und das davon zunächst 
eindeutig zu profitieren schien: Großbritan-
nien. Hier ist vor allem die Europäische Union 
Zielscheibe für das Gefühl eines Verlustes 
von Selbstbestimmung, das die nationalisti-
schen EU-Gegner mobilisierte und zum Bre-
xit-Votum führte. Auch die Proteste gegen die 



15Nationalismus

Auf dem Weg nach Europa: Die Migrationskrise hat zwar den 
nationalistischen Rechtspopulismus vorangetrieben, ist 
jedoch nicht die einzige Ursache des Phänomens.  
Quelle: © Alessandro Bianchi, Reuters.

Der zweite Punkt betrifft die neuzeitliche Form 
der Kommunikation und hier nicht zuletzt auch 
die Rolle der sozialen Medien mit ihren Filter-
blasen, die den demokratischen Dialog zerstören 
und die Fähigkeit zu einer Auseinandersetzung 
mit Kritik und anderen Meinungen verkommen 
lassen.20 Das hat unter anderem zur Folge, dass 
sich mittlerweile in vielen Ländern Europas 
Menschen einem Meinungsdruck im Sinne einer 

„politischen Korrektheit“ ausgesetzt sehen und 
sich den Rechtspopulisten zuwenden, weil sie 
sich von denen besser artikuliert fühlen.21 Das 
zeigte sich beispielsweise zuletzt im Rahmen 
der Debatte um den Klimawandel. Es geht hier 
nicht um „rechte“ oder nationalistische Einstel-
lungen. Aber solche Menschen, die die Debatte 
um den Klimaschutz als hysterisch empfinden 
und zusätzliche Kosten fürchten, wenden sich 
den rechten Parteien zu, die, wie neuerdings die 
AfD in Deutschland, mit einer klimaskeptischen 
Haltung Anhänger zu gewinnen versuchen.

Die Parteien der Mitte  
müssen erkennbarer auf  
die Forderungen nach  
Anerkennung von Menschen, 
Gruppen und Regionen  
reagieren, die sich  
zurückgesetzt fühlen.

Ein weiteres Thema wird zukünftig noch an 
Brisanz gewinnen: die Folgen der digitalen 
Revolution, der künstlichen Intelligenz, der 
zunehmenden Übernahme von Funktionen des 
Menschen durch Roboter sowie die dadurch 
provozierten Veränderungen auf dem Arbeits-
markt. Hieraus kann letztlich die Einschränkung 
unserer individuellen und politischen Freiheit 

Schutzfunktion zu tun haben. Dass der Natio-
nalstaat im Zeitalter der Globalisierung zumin-
dest insofern seine Rolle eingebüßt hat, als er 
viele Prozesse nicht mehr steuern und viele 
Probleme nicht mehr lösen kann, ist unstrittig. 
Doch für viele Menschen bleibt er die zentrale 
staatliche Bezugsgröße. Das Versprechen der 
Nationalisten, die Stärkung des Nationalstaates 
garantiere quasi von selbst eine Befreiung von 
ihren Sorgen und Problemen, ist zwar falsch, 
doch dadurch verliert diese Behauptung nicht 
an Attraktivität.
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resultieren.22 Das Nachdenken und die Debatte 
über die Folgen der Digitalisierung hat in den 
meisten europäischen Ländern erst begonnen. 
Doch wenn die Entfremdungen infolge der digi-
talen Revolution deutlicher werden, sind auch 
zusätzliche Fluchtbewegungen der Menschen zu 
erwarten, wofür sich dann nicht zuletzt die natio-
nalpopulistischen Parteien als Projektionsflächen 
anbieten.

Hinzuweisen ist schließlich auch auf die Zersplit-
terung der Parteiensysteme sowie die Schwie-
rigkeit der Konsens- und Regierungsbildung in 
vielen Ländern Europas. Spanien, Belgien und 
die nordischen Länder sind Beispiele dafür. 
Daraus ergibt sich eine große Herausforderung 
für die Demokratien. Den Nationalisten aber ist 
dies Wasser auf ihre Mühlen.

Politische Ansätze zur Überwindung  
des Nationalismus

Was kann man tun, um den weiteren Zulauf zu 
den Nationalisten zu stoppen? Auch wenn die 
Sozialwissenschaften eher Problemanalysen als 
Handlungsanleitungen anbieten, lässt sich aus den 
verschiedenen Analysen ein wichtiger Schluss zie-
hen: Die Parteien der Mitte müssen noch deutli-
cher auf die Forderungen nach Anerkennung von 
Menschen, Gruppen und Regionen reagieren, die 
sich zurückgesetzt fühlen. Politik muss noch inten-
siver erklärt und kommuniziert werden, jedoch 
nicht nur über die neuen elektronischen Medien, 
sondern auf hergebrachte Weise im unmittel-
baren Kontakt mit den Menschen. Dies ist eine 
Herausforderung für alle Politiker. Anscheinend 
hat es in Sachsen zum Wahlerfolg der CDU bei 
den Landtagswahlen im Oktober 2019 beigetra-
gen, dass Ministerpräsident Michael Kretschmer 
praktisch ein ganzes Jahr lang Tag für Tag mit end-
loser Geduld Bürgerversammlungen durchführte 
und Bürgergespräche führte, um den Menschen 
zu zeigen, dass ihre Sorgen ernst genommen wer-
den. Zudem wurden politische Entscheidungen 
getroffen, um auch den vermeintlich abgehängten 
Regionen zu demonstrieren, dass sie nicht verges-
sen sind. Daraus lässt sich der Schluss ziehen, dass 
Politiker, von den Lokalpolitikern bis zu den natio-
nalen Abgeordneten, noch mehr Zeit investieren 

müssen, um persönlich und im Rahmen neuer 
Begegnungsformen den Kontakt mit den Bürgern 
zu suchen und zu pflegen.

Zur Bekämpfung des Misstrauens gegenüber 
Politikern und Institutionen sollte man den 
Menschen, die sich ausgeschlossen fühlen, mehr 
Mitsprachemöglichkeiten einräumen. Allerdings 
darf das nicht heißen, „mehr Demokratie wagen“ 
in Form plebiszitärer Beteiligungsformen bei 
politischen Entscheidungsprozessen. Dies ist 
höchst problematisch, wie sich bei zahlreichen 
Plebisziten immer wieder bestätigt, nicht zuletzt 
beim Brexit-Referendum. Ein Mehr an „direkter“ 
Demokratie birgt die Gefahr, dass die politischen 
Institutionen, vor allem die Parteien, davon noch 
größeren Schaden nehmen. Stattdessen muss 
man Beteiligungsformen für Mitglieder und 
Sympathisanten von Parteien sowie die Bürger 
im Allgemeinen finden, die Lust am politischen 
Engagement und Mitgestalten wecken können.

Wichtig ist auch eine Neujustierung der Migra-
tionspolitik in Europa, auch wenn dies ein sen-
sibles Thema ist und sich ein Konsens innerhalb 
der EU nur sehr schwer finden lässt. Die Migrati-
onskrise ist zwar nicht die Hauptursache für das 
Erstarken des Nationalismus in Europa, hat aber 
zweifellos dazu beigetragen. Deshalb muss es bei 
diesem Thema neue Politikansätze geben, die 
vor allem zeigen, dass Europa die Kontrolle über 
die Migration zurückgewinnt, ohne die Migran-
ten gnadenlos zurückzuweisen. Nur so wird man 
den Nationalpopulisten den Boden für ihre xeno-
phobe Agitation entziehen.

Die Digitalisierung besitzt nun hohe Priorität in 
der neuen EU-Kommission. Dabei darf es aber 
nicht nur um den technischen Ausbau und die 
Kontrolle der Anbieter gehen, sondern es müs-
sen Vorkehrungen getroffen werden, um durch 
Trainings, Bildung und die Änderung der Arbeits-
welt einer neuen Spaltung der Gesellschaften in 
Europa entgegenzuwirken. Automatisierung und 
künstliche Intelligenz werden die Arbeitsmärkte 
verändern und Unsicherheiten hervorrufen, die 
die politischen Systeme nachhaltig erschüttern 
können. Die Nationalisten aber bieten den Ver-
lierern dieser Entwicklungen offene Arme.
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Abzuraten ist auf jeden Fall von einer Art „gemä-
ßigtem“ Nationalismus oder Populismus, wie 
ihn manche Autoren empfehlen.23 Dies führt 
in die Irre. Es gibt bisher keine empirische Evi-
denz, dass dieser Ansatz erfolgversprechend ist. 
In Deutschland und anderen Ländern Europas 
gibt es dafür keine Mehrheit, wie die Wahlen 
zum Europäischen Parlament und nationale 
Wahlergebnisse zeigen. Die CSU in Bayern hat 
mit dieser Strategie 2018 eine bittere Erfahrung 
gemacht und ist mittlerweile umgeschwenkt. In 
Spanien und Frankreich sind der Partido Popular 
bzw. Les Républicains damit gescheitert, durch 
einen „rechten“ Diskurs die Wähler von einem 
Abwandern zu den nationalistischen Parteien 
abzuhalten. Bei den Wahlen zum Europäischen 
Parlament war die Wahlbeteiligung 2019 auch 
deshalb höher, weil ein bestimmter Teil der Bür-
ger das Erstarken nationalistischer Parteien ver-
hindern wollte. Populismus und Nationalismus 
lassen sich nicht mit Populismus und Nationa-
lismus bekämpfen. Die Coronavirus-Krise zeigt, 
dass dort, wo die Staaten ihrer Schutzverpflich-
tung gegenüber den Bürgern nachkamen, auch 
die Nationalisten geschwächt wurden. Das gilt 
aber auch umgekehrt.

Eine abschließende Antwort auf die Frage nach 
dem Mittel für die Bekämpfung des Nationalis-
mus gibt es nicht. Jedes Land muss seine eigenen 
Instrumente entwickeln. Es bleibt wichtig, das 
Phänomen zu beschreiben und immer wieder 
an seine bedrohlichen Folgen zu erinnern. Nur 
wenn sie sich dieser Folgen für unsere freiheit-
lichen Demokratien wirklich bewusst sind, wer-
den Europas Gesellschaften stark genug sein, den 
Anfeindungen des Nationalismus zu widerstehen.

Dr. Wilhelm Hofmeister ist Leiter des Auslands- 
büros der Konrad-Adenauer-Stiftung für Spanien  
und Portugal mit Sitz in Madrid.

1	 	Kunze, Rolf Ulrich 2019: Nationalismus: Illusionen 
und Realitäten. Eine kritische Bestandsaufnahme, 
Stuttgart, S. 27.

2	 	Ebd.; Adenauer, Konrad 2014: El fin del nacionalismo 
y otros discursos sobre la construcción europea,  
Madrid, S. 28.

3	 	Zitat nach Konrad Adenauer (1953). Konrad-Adenauer- 
Stiftung: Konrad Adenauer 1876 – 1967, Quellen.  
Zitate. Europa, in: https://bit.ly/35f6lyE [09.12.2019].

4	 	Anderson, Benedict 2016: Imagined Communities: 
Reflections on the Origin and Spread of Nationalism,  
London. 

5	 	Hobsbawm, Eric J. 2005: Nationen und Nationalismus.  
Mythos und Realität seit 1780, Frankfurt / New York.

6	 	Ebd., S. 24.
7	 	Núez Seixas, Xosé Manoel 2019: Suspiros de España.  

El nacionalismo español, 1808 – 2018, Barcelona.
8	 	Dazu Werron, Tobias 2018: Der globale Nationa-

lismus, Berlin; López-Alves, Fernando / Johnson, 
Diane E. (Hrsg.) 2019: Populist Nationalism in 
Europe and the Americas, London.

9	 	Müller, Jan-Werner 2016: Was ist Populismus? Ein 
Essay, Frankfurt.

10	 	Mayer, Nonna 2015: Les inaudibles: Sociologie 
politique des précaires, Paris; Perrineau, Pascal 2017:  
Cette France de gauche qui vote FN, Paris.

11	 	Fukuyama, Francis 2018: Identity. The Demand for 
Dignity and the Politics of Resentment, London, S. 7.

12	 	Ebd., S. 7.
13	 	Ebd., S. 22.
14	 	Ebd., S. 80.
15	 	Eatwell, Roger / Goodwin, Matthew 2018: National 

Populism. The revolt against liberal democracy, 
London, S. xi f.

16	 	Ebd., S. xi.
17	 	Merkel, Wolfgang 2017: Kosmopolitismus versus 

Kommunitarismus: Ein neuer Konflikt in der Demokratie, 
in: Harfst, Philipp / Kubbe, Ina / Poguntke, Thomas 
(Hrsg.): Parties, Governments and Elites: The Com-
parative Study of Democracy, Wiesbaden, S. 9 – 23.

18	 	Schäuble, Wolfgang 2019: Vom Streit zur Entscheidung,  
Frankfurter Allgemeine Zeitung, 09.10.2019, in: 
https://faz.net/-gq7-9s1lf [28.04.2020].

19	 	López-Alves / Johnson 2019, N. 8, S. 4 – 18.
20	 	Runciman, David 2018: How Democracy Ends, 

London, S. 120 ff.; Türcke, Christoph 2019: Digitale 
Gefolgschaft. Auf dem Weg in eine neue Stammes-
gesellschaft, München.

21	 	Für Deutschland siehe Köcher, Renate 2019: Immer 
mehr Tabuthemen, Frankfurter Allgemeine Zeitung,  
22.05.2019, in: https://faz.net/-gpg-9n8k4  
[28.04.2020].

22	 	Lassalle, José María 2019: Ciberleviatán, Madrid.
23	 	Eatwell / Goodwin 2018, N. 15; Lochocki Timo 2018: 

Die Vertrauensformel. So gewinnt unsere Demokratie  
ihre Wähler zurück. Freiburg / Basel / Wien;  
Lind, Jennifer / Wohlforth, William C. 2019:  
The Future of the Liberal Order Is Conservative.  
A Strategy to Save the System, in: Foreign Affairs 98: 2,  
03 – 04/2019, S. 72 – 80, in: https://fam.ag/2WMx1TW  
[12.05.2020].

https://bit.ly/35f6lyE
https://faz.net/-gq7-9s1lf
https://faz.net/-gpg-9n8k4
https://fam.ag/2WMx1TW


18

Nationalismus

Indigene Identität  
in Lateinamerika
Kultureller Reichtum und sozialer Sprengstoff

Georg Dufner

Q
u

e
lle

: ©
 P

ilar O
livare

s, R
e

u
te

rs.



19Nationalismus

Vorbemerkung

Lateinamerika ist die Weltregion mit einem der 
höchsten Anteile indigener Völker. Etwa 45 Milli-
onen Personen werden zu dieser Gruppe gezählt, 
womit sie circa 8,3 Prozent der Bevölkerung aus-
machen.1 Auf dem Subkontinent ist die Frage, 
wie indigene Völker behandelt werden, politisch 
langfristig virulent. Sie hat auch im 21. Jahrhun-
dert nichts an ihrer Bedeutung eingebüßt und ist 
ein wichtiger Faktor lateinamerikanischer Poli-
tik. Die Tatsache, dass es bis heute nur wenige 
Beispiele der Machtübernahme indigener Poli-
tiker gibt, sollte über diese Tatsache nicht hin-
wegtäuschen. Vielfach hat das Zusammenfallen 
sozialer Forderungen mit ethnischer (Selbst-)
Zuschreibung dafür gesorgt, dass sich Bewegun-
gen und Politiker der Linken stärker um indigene 
Themen und Gruppen gekümmert haben als jene 
der Mitte oder der Rechten.

Lateinamerikas politische Systeme haben seit der 
Unabhängigkeit ein immenses Repräsentations-
defizit, wenn es um die indigenen Völker des Sub-
kontinents geht. Das Versprechen des liberalen 
Rechtsstaats – die Garantie gleicher Rechte und 
Pflichten – ist bis ins 21. Jahrhundert nur partiell 
eingelöst worden. Der Staat – und insbesondere 
der Rechtsstaat – ist in ländlichen Regionen nur 
spärlich bis gar nicht präsent, Infrastruktur in 
Gesundheit, Bildung und Verkehr kommen den 
indigenen Völkern in wesentlich geringerem 
Maße zugute als den Bewohnern urbaner Zent-
ren. Die sozialen Indikatoren sind in nahezu jeder 
Hinsicht schlechter als in nichtindigenen Gebie-
ten. Unter dem lateinamerikanischen Phänomen 

der tiefen sozialen Ungleichheit leiden indigene 
Bevölkerungsgruppen in erhöhtem Maße. Kon-
flikte um Landrechte, teils noch aus vorkolonialen 
Zeiten stammend, sowie um politische und kultu-
relle Autonomierechte gehören zur Tagesordnung.

So kulturell divers und organisatorisch hetero-
gen die indigenen Völker Lateinamerikas auch 
sein mögen, so sind sie doch durch zentrale 
Themen sowie durch ihre unterschiedlich stark 
ausgeprägte politische, kulturelle und soziale 
Ausgrenzung geeint: Für diese überwiegend zur 
ländlichen Bevölkerung zählenden Gruppen 
sind insbesondere die – interkulturell zu verste-
henden – Themen Bildung, Gesundheit, eigene 
Mechanismen der Rechtsprechung und Entschei-
dungsfindung sowie die rechtliche Sicherheit von 
Landtiteln zentrale Ansprüche. Für die in zuneh-
mender Zahl auch in Städten lebende indigene 
Bevölkerung ist darüber hinaus die Garantie 
kultureller Rechte von hoher Bedeutung. Diese 
Themen spiegeln sich in der klassischen Defini-
tion indigener Völker von José Martínez Cobo, 
Sonderberichterstatter der VN-Unterkommission 
zur Verhinderung der Diskriminierung und zum 
Schutz von Minderheiten, wider.2

Es ließe sich ergänzen, dass die von indigenen Völ-
kern bewohnten ländlichen Gebiete in vielen Fäl-
len Lagerstätten für Rohstoffe wie Erdgas, Erdöl 
oder Mineralien sind oder eine bedeutende Rolle 
für die Energiegewinnung aus Wasserkraft spie-
len,3 was das Konfliktpotenzial um Landrechte 
insbesondere im Rahmen von Infrastruktur- und 
Abbauvorhaben zwischen Indigenen, Staat und 
Privatwirtschaft um ein Vielfaches multipliziert. 

Indigene Identität in Lateinamerika unterscheidet sich  
fundamental von postmaterieller Identitätspolitik im Westen, 
sie könnte jedoch von deren Aufschwung profitieren. Aufgrund  
tiefsitzender Repräsentationsdefizite ist die Frage indigener 
Politik in quasi allen Ländern der Region präsent, jedoch in 
stark unterschiedlicher Ausprägung. Für die Region bedeutet 
indigene Identität eine weitere Manifestation der Ungleichheit 
ihrer Gesellschaften und eine Herausforderung an die Politik.
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Nährboden. Dennoch ist die Ausgangssitua-
tion, die Reaktion der Entscheidungsträger und 
damit auch das Bild in einzelnen Staaten der 
Region, sehr unterschiedlich. Auch war die 
Bilanz indigener Parteien in Lateinamerika bis-
lang wenig überzeugend. Generell ist zu sagen, 
dass indigenistische Politik, also Politik, die sich 
auf ethnische oder kulturelle Eigenschaften und 
Lebensbedingungen indigener Völker bezieht, in 
Lateinamerika in einem gänzlich anderen Ent-
wicklungszustand ist als die postmaterielle Iden-
titätspolitik in westlichen Gesellschaften, da sie 
auf fundamental andere Forderungen rekurriert, 
nämlich sowohl die Forderung nach Anerken-
nung der eigenen Kultur als auch sehr konkrete 
materielle Forderungen. Trotz dieser Differenzen 
der beiden Phänomene ist nicht auszuschließen, 
dass auch die Forderungen Indigener von Erfol-
gen der Identitätspolitik in westlichen Gesell-
schaften profitieren können.

Die regionale Situation

Besonders hohe Organisationsgrade indige-
ner politischer Bewegungen finden sich in den 
Andenländern Bolivien und Ecuador. Die Macht 
in Quito konnte die Regierung von Rafael Correa 
2007 auch dank dem Versprechen an die indi-
gene Bevölkerung des Landes gewinnen, eine 
inklusive Politik zu betreiben, die der interkultu-
rellen Natur des Staates Rechnung tragen werde. 
Es gab jedoch vielerlei Hinweise, die vermuten 
lassen, dass diese Annäherung als rein taktisch 
anzusehen ist. Während in dem Äquatorstaat die 
indigenistische Fassade sehr bald zugunsten einer 
harten linkspopulistischen Machpolitik aufgege-
ben wurde, hielt sich die Illusion einer „indige-
nen“ Regierung in der 14-jährigen Regierungszeit 
Evo Morales’ in Bolivien (2005 bis 2019) deut-
lich länger. Faktisch basierte der Movimiento al 
Socialismo (MAS) zu weit größeren Teilen auf 
einer gewerkschaftsähnlichen als auf einer an 
den politischen Traditionen der dominierenden 
Aymara fußenden Organisationsform – für die 
unter anderem eine regelmäßige Ämterrotation 
konstitutiv ist –, was auch viele der frühen Wegge-
fährten Morales’ kritisierten.5 In Bolivien werden 
6,2 Millionen Menschen und somit 62,2 Prozent 
der Bevölkerung als Indigene angesehen.6

Allgegenwärtige Erscheinungen in diesem Kon-
flikt sind Frustration über fehlende staatliche 
Aufmerksamkeit, gewaltsamer Protest gegen den 
abwesenden Staat oder die unregulierte Privat-
wirtschaft, Kriminalisierung dieser Proteste durch 
den Staat sowie Landflucht, oft in Zusammen-
hang mit Identitätskonflikten und Armutsrisiken. 
Bemühungen, die Interessen indigener Völker und 
deren traditionelle Entscheidungsmechanismen 
in den Nationalstaaten einzubinden, sind über 
Anfänge bisher nicht herausgekommen.

Die indigenistische Politik in 
Lateinamerika ist in einem 
gänzlich anderen Entwicklungs- 
zustand als die postmaterielle 
Identitätspolitik in westlichen 
Gesellschaften.

Auch der lateinamerikanische Legalismus, der 
in vielen Ländern zu teilweise fortschrittlichen 
Gesetzgebungen geführt hat, krankt mit Blick 
auf die Rechte indigener Völker und Individuen 
fundamental an fehlender Präsenz und Unab-
hängigkeit staatlicher Institutionen. Oft man-
gelt es an politischem Willen, dem Verständnis 
der indigenen Bevölkerung als gleichberechtigte 
Staatsbürger und an Kompetenz in interkulturel-
ler Kommunikation. In der Konsequenz werden 
einzelne rechtliche Instrumente, wie etwa aus 
dem Übereinkommen über eingeborene und in 
Stämmen lebende Völker (1989) der Internatio-
nalen Arbeitsorganisation oder der VN-Deklara-
tion über die Rechte der indigenen Völker (2007), 
mit überhohen Erwartungen überfrachtet, aber 
kaum praktisch umgesetzt.4 Auch befinden sich 
teilweise fortschrittliche Autonomierechte in 
konstanter Spannung mit den Vorrechten des 
lateinamerikanischen Präsidentialismus, insbe-
sondere, wenn dieser mit einer zentralistischen 
Staatsarchitektur einhergeht, was ihre wirksame 
Implementierung erschwert.

Identitätspolitik  – so sollte man meinen  – hat 
unter diesen Umständen einen fruchtbaren 
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Umgang, insbesondere mit den indigenen Grup-
pen des Tieflands, konnte erst recht keine Rede 
sein. Sowohl die Konflikte um die Ausbeutung 
der Regenwaldgebiete ohne die in der Verfassung 
garantierten Konsultationsprozesse (emblema-
tisch steht hierfür der Konflikt um das Schutzge-
biet TIPNIS ab 2009) als auch der Umgang der 
Regierung mit den Brandrodungen des Jahres 
2019 werfen ein Schlaglicht auf die problemati-
sche Verwendung des Labels „indigen“ mit Blick 
auf die Regierung Morales. Deshalb kann auch 
das Versprechen eines seit 2009 offiziell plurina-
tionalen Staates bis heute nicht als erfüllt ange-
sehen werden. Die autoritäre Machtpolitik und 
insbesondere die Förderung rassistischer Stereo-
type und Gegenüberstellungen durch die Vertre-
ter des MAS haben dem Ansehen vermeintlich 

„indigener Politik“ sowohl innerhalb wie außer-
halb indigener Gruppen einen Bärendienst 

Zwar kann die Regierung Morales sich Erfolge 
bei der verbesserten sozialen Anerkennung der 
Aymara- und Quechua-Bevölkerung im struk-
turell stark ethnisch segregierten und von tief-
sitzendem Alltagsrassismus geprägten Bolivien 
auf die Fahnen schreiben. Tatsächlich wurde die 
Regierung Morales jedoch von den Interessen 
der Kokabauern und weiterer gewerkschaftlich 
organisierter Sektoren der informellen Wirt-
schaft Boliviens dominiert. Als grundlegend von 
kulturell-politischen Praktiken der Aymara oder 
Quechua bestimmt konnte sie nicht angesehen 
werden. Darüber kann auch die erfolgreiche 
internationale Vermarktung der Regierung Mora-
les, die mit seiner Ernennung zum „World Hero 
of Mother Earth“ durch die Generalversamm-
lung der Vereinten Nationen 2009 einen ersten 
Höhepunkt erlangte, nicht hinwegtäuschen. Von 
gerechter Behandlung und einem respektvollen 

Konfliktpotenzial: Das fehlende Gehörtwerden indigener Bevölkerungsgruppen sorgt für Protest und Frustration.  
Quelle: © Gaston Brito, Reuters.
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an mangelnder Organisationsstärke und an der 
allgegenwärtigen Korruption, die selbstverständ-
lich auch vor indigenen Dachorganisationen nicht 
Halt macht. Die soziale, aber auch definitorische 
und im Selbstverständnis vorhandene Trennung 
in Hoch- und Tieflandindigene gilt in Peru, Ecua-
dor und Bolivien. In Peru führt dies soweit, dass 
auch im allgemeinen Sprachgebrauch von Bauern 
(campesinos des Hochlandes, die zu den Ethnien 
Quechua und Aymara gehören) und Indigenen 
(indígenas des Tieflands) gesprochen wird.8 Die 
Völker der Hochlandregionen sind wesentlich 
besser an urbane Zentren angebunden sowie 
in Entscheidungsfindungsprozesse des Staates 
und in dessen Infrastruktur eingebunden. Die 
Autoidentifikation als „indigen“ ist in Peru auch 
aufgrund des mit der Angehörigkeit zu indigenen 
Gruppen assoziierten sozialen Status dement-
sprechend niedrig.9

Mehr als eindrücklich zeigt auch das Beispiel 
Guatemala, dass eine indigene Bevölkerung 
selbst bei kultureller Homogenität und sehr 
hohen Bevölkerungsanteilen nicht automa-
tisch Repräsentation erlangt. Die drängenden 
Probleme der indigenen Bevölkerung, die 5,9 
Millionen Menschen zählt und damit einen 
Bevölkerungsanteil von 41 Prozent repräsen-
tiert, bleiben in dem zentralamerikanischen 
Land aus mehreren Gründen unbeantwortet. 
Weder existiert ein Bewusstsein der sich über-
wiegend als „weiß“ definierenden Eliten und 
der traditionellen Parteien für die Nöte der indi-
genen Bevölkerung noch eine kohärente Bewe-
gung der Maya-Indigenen, die den spezifischen 
Anliegen dieser Ethnie zum Durchbruch verhel-
fen könnte.10 Indigene Parteien konnten keine 
ausreichende Attraktivität für die Mehrheit der 
indigenen und noch weniger für nichtindigene 
Wähler entwickeln. Konsistente Wahlerfolge auf 
nationaler Ebene blieben aus. Der Kandidat der 
wichtigsten indigenen Partei WINAQ erreichte 
bei den Präsidentschaftswahlen nur 5,22 Pro-
zent der Stimmen. Zugleich schreckt die aus 
dem Drogenhandel resultierende, allgegenwär-
tige Gewalt auch in ländlichen Regionen poten-
zielle Bewerber für politische Ämter extrem ab. 
Das globalisierte Drogengeschäft verhindert so 
eine Stabilisierung indigener Politik, die sich 

erwiesen. So erleichterte der überzogene Diskurs 
Morales’ es seinen Gegnern, erneut eine Position 
der Segregation bzw. der Assimilation indigener 
Gruppen in eine vermeintliche Mehrheitsge-
sellschaft einzunehmen. Liberale Reformer der 
Mitte haben es in diesem Klima erneut schwer, 
sich für indigene Rechte einzusetzen.

Wer die kulturelle Vielfalt  
nicht respektiert, kann in der 
bolivianischen Politik keinen 
Erfolg haben oder muss mit 
sozialer Konfliktivität leben.

Die nach dem Abgang Morales im November 
2019 veränderte politische Lage ist instabil. Es 
wird sich mittelfristig noch zeigen müssen, wie 
viel die alten politischen Eliten aus der Vergan-
genheit, die sich in vielfacher Diskriminierung 
der indigenen Bevölkerung äußerte, gelernt 
haben. Zwar hat die Regierung Morales in den 
Augen der weißen Bevölkerung zur Diskreditie-
rung indigener Politik geführt, faktisch ist aber 
die ethnische Zugehörigkeit zur Gruppe, ins-
besondere zu jener der Hochlandindigenen, in 
Bolivien noch immer ein sehr wichtiger Faktor 
sowohl hinsichtlich Identitätsbildungsprozessen 
als auch bei politischer Mobilisierung.7 Wer diese 
kulturelle Vielfalt nicht respektiert, kann in der 
bolivianischen Politik keinen Erfolg haben oder 
muss mit hoher sozialer Konfliktivität leben.

Hohe indigene Bevölkerungsanteile allein bedeu- 
ten nicht automatisch eine erfolgreiche Reprä-
sentanz. Peru besitzt trotz sieben Millionen 
indigener Einwohner, einem Anteil an der 
Gesamtbevölkerung von 24 Prozent, derzeit keine 
indigene Bewegung von nennenswerter Stärke 
und nationaler Reichweite. Der wirtschaftliche 
Aufschwung der letzten Jahre führte zu einer ver-
besserten Präsenz des Staates in den Hochlandre-
gionen sowie durch Landflucht und Verstädterung 
zu Prozessen der Akkulturation. Die bedeutenden 
indigenen Bevölkerungsanteile des peruanischen 
Amazonaseinzugsgebietes leiden demgegenüber 
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Land schnell wächst (aktuell beläuft sie sich auf 
12,3 Prozent der Bevölkerung). Dies verstärkt ihr 
politisches Gewicht bedeutend und wird Forde-
rungen nach Anpassungen oder Verzicht auf die 
bevorstehenden großen Infrastrukturvorhaben 
des Landes deutlich erhöhen. Wie auch in ande-
ren karibischen und zentralamerikanischen 
Staaten sieht sich die afro-panamaische Bevöl-
kerungsgruppe am ehesten an die Entwicklun-
gen westlicher Identitätspolitik angebunden. Die 
Nähe zu beziehungsweise – im Falle der ehemals 
britischen Territorien – die direkte Anbindung an 
den englischen Sprach- und Kulturraum tut ein 
Übriges, um eine stärkere Rezeption postmate-
rieller Identitätspolitik herzustellen, als dies in 
weiten Teilen Lateinamerikas der Fall ist.

Diagnose und Schlussfolgerungen

Indigene Politik ist eine vielgestaltige latein-
amerikanische Realität, auf die die Politik der 
Nationalstaaten Antworten finden muss. Die 
akademische Diskussion, ob es sich bei indi-
gener Identität im 21. Jahrhundert um einen 
kulturellen Essentialismus handele, soll daher 
hier nicht vertieft werden. In der regional diffe-
renzierten Betrachtung wird klar, dass konkrete 
Grundlagen und in einigen Fällen auch gefestigte 
Organisationsformen für indigenistische Politik 
in vielen Staaten Lateinamerikas existieren. Ob 
und wie diese Gruppeninteressen im Einzelfall 
zukünftig ausfallen werden – ob als antisystemi-
scher Protest oder als produktiver Teilnehmer 
des politischen Wettbewerbs mit dem Ziel einer 
vollendeten liberalen Demokratie – hängt stark 
von den politischen Systemen und den Wei-
chenstellungen der jetzigen Entscheider ab. Für 
die lateinamerikanische Politik wird entschei-
dend sein, ob sie einen latent antisystemischen, 
strategischen Essentialismus indigener Völker 
durch die kontinuierliche Unterschätzung und 
Nichtbeachtung der oben genannten Themen-
bereiche  – mit allen damit verbundenen Risi-
ken – weiter unterfüttern wird oder ob sie durch 
geeignete Maßnahmen zu dessen Teilhabe als 
eine produktive Kraft innerhalb seiner interkul-
turellen Gesellschaften beitragen kann. Ebenso 
stellt sich die Frage, ob der  – mit Ausnahme 
Mexikos – sehr stark ausgeprägte Zentralismus 

insbesondere um die Themen Bildung, Gesund-
heit und rechtliche Sicherheit von Landtiteln 
kümmert. Auch hier wirkt Korruption in hohem 
Maße zersetzend auf das politische System, da 
es korrupte Eliten und mit dem Drogenhandel 
vernetzte Sektoren strukturell bevorzugt.

Brasilien, das größte Land des Subkontinents, hat 
bis heute keine schlagkräftige indigene Bewegung 
hervorgebracht, trotz seiner insgesamt 305 indi-
genen Völker. Die 900.000 Indigenen Brasiliens 
repräsentieren nur 0,5 Prozent der brasilianischen 
Bevölkerung und leiden ähnlich wie die Tiefland
indigenen der andinen Nachbarstaaten Bolivien, 
Ecuador und Peru unter einem deutlich geringeren 
Organisationsgrad, weitgehender Marginalisie-
rung und einer Ausgrenzung von den staatlichen 
Entscheidungsfindungsmechanismen.11

Das Subsidiaritätsprinzip der 
Bundesstaaten und Gemeinden  
erlaubt es, die Konfliktivität 
zwischen Staat, Wirtschaft und 
indigenen Völkern entscheidend  
zu reduzieren.

Die Liste der Staaten, in denen eine wirksame 
Repräsentanz indigener Bevölkerung zumindest 
auf regionaler Ebene existiert, lässt sich durch 
Mexiko und Panama ergänzen. In Mexiko ste-
chen vor allem die Bundesstaaten Oaxaca (hier 
vor allem die hohe Zahl indigener Bürgermeis-
ter), Yucatán und Chiapas hervor.12 Die föderale 
Struktur Mexikos hat in vielerlei Hinsicht das 
Potenzial, indigene Forderungen besser abzubil-
den, als dies in anderen Staaten der Region der 
Fall ist. Das Subsidiaritätsprinzip der Bundes-
staaten und Gemeinden erlaubt es, Konzepte 
wie Gemeindebesitz, kulturelle und territoriale 
Rechte in einem Maß zu verankern, dass die Kon-
fliktivität zwischen Staat, Wirtschaft und indige-
nen Völkern entscheidend reduzieren konnte. 
Das zentralamerikanische Panama ist insofern 
erwähnenswert, als dass die gut organisierte 
indigene Bevölkerung in diesem relativ kleinen 
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zusammen mit seinen indigenen Experten, Par-
teivertetern und Wissenschaftlern folgende 
Punkte:

•	 	Die politischen Parteien der Region müssen 
größere Anstrengungen zur Eingliederung 
der indigenen Bevölkerung – insbesondere 
im urbanen Raum – unternehmen und deren 
zentralen Themen ansprechen.

in den präsidentiellen Systemen Lateinamerikas 
insoweit reformiert werden kann, als dass sich 
bestimmte, teils bereits vorgesehene, Autono-
mierechte verwirklichen lassen.

Die Umsetzung einer besseren Teilhabe indige-
ner Völker muss über mehrere Wege erfolgen. 
Das Regionalprogramm Politische Partizipation 
Indigener der Konrad-Adenauer-Stiftung vertritt 
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Gebieten ist bei Entscheidungsträgern in 
Bildung, Politik, Wirtschaft und Medien zu 
gering, historisch gewachsene Vorurteile sind 
dementsprechend stark. Es werden große 
Anstrengungen in interkultureller Bildung 
und Kommunikation notwendig sein, um dies 
mittelfristig zu ändern. Solche Bildungsbe-
mühungen können entscheidend zum Abbau 
der in Lateinamerika traditionell großen Zahl 
politisch und wirtschaftlich-sozial bedingter 
Konflikte beitragen.

•	 	Insbesondere für die indigenen Völker, die 
in ihren ursprünglichen Siedlungsgebieten 
leben, müssen Möglichkeiten zur Integra-
tion ihrer Mechanismen zur Rechtsprechung 
und Entscheidungsfindung in den National-
staat gefunden werden. Hierzu ist vor allem 
die praktische Umsetzung eines effektiven 
Rechtspluralismus und die Möglichkeit zur 
Wahrnehmung von Autonomierechten von-
nöten14 sowie die Sicherung von Parteistruk-
turen unabhängiger indigener Kandidaturen.

•	 	Die effektiv und mit ehrlicher Absicht (buena fé)  
durchgeführte freie und transparente Vorab-
konsultation ist ein rechtlich etablierter Weg 
zum Wiedergewinn verloren gegangenen 
Vertrauens und zur erfolgreichen Durchfüh-
rung von Großvorhaben.15 Der Staat muss 
sinnvolle Konsultationsverfahren planen, 
über sie informieren und deren Einhaltung 
durch indigene Völker und die Wirtschaft 
unparteiisch überwachen.

Durch kulturelle Eigenart geprägte Politik, die 
Gruppeninteressen verfolgt, ist nicht per se als 
negativ abzulehnen. Allerdings kann deren kon-
frontatives und spaltendes Potenzial durch die 
Anerkennung interkultureller Gesellschaften 
sowie bürgerlicher Rechte und Pflichten entschei-
dend gemildert werden. Die Geschichte Latein-
amerikas zeigt, dass ethnische Parteien selbst 

•	 	Der Staat muss die interkulturelle Realität 
anerkennen und die Rechte seiner Bürger 
indigener Abstammung durch seine Präsenz 
zum Schutz und zur Förderung indigener Völ-
ker auch in abgelegenen Regionen effektiv 
sicherstellen.13

•	 	Die Fähigkeit zum interkulturellen Dialog und 
das Wissen über die Situation in indigenen 

Keine Unterstützung: Indigene in Lateinamerika leiden 
unter Missachtung und fehlender politischer Teilhabe.  
Quelle: © Ueslei Marcelino, Reuters.
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bei hohen Anteilen indigener Bevölkerung kein 
dauerhaftes Erfolgskonzept sind. Sicher scheint 
aber: Wenn die oben genannten Punkte nicht 
respektiert werden, ist ein Erstarken indigener 
Identitätspolitik, die sich möglicherweise auch als 
antisystemisch versteht, langfristig wahrscheinlich. 
Anders als die postmaterielle Identitätspolitik jed-
weder Couleur hat indigene Identitätspolitik eine 
solide Basis in dem verwurzelten historischen 
Verständnis indigener Minderheiten als eigene 
Völker oder Nationen. Sie ist deswegen eine poli-
tische und ideologische Herausforderung für die 
Stabilität lateinamerikanischer Demokratien. Ob 
indigene Identität zum sozialen Sprengstoff wird, 
sich ein Wiedererstarken ethnisch begründeter 
Politik anbahnt16 oder sich eben diese Identität 
als kultureller Reichtum manifestieren kann, liegt 
in den Händen der Politik.
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Nationale Identität  
gegen Druck von außen

Versöhnt Belarus seine widerstreitenden Narrative?

Jakob Wöllenstein

Q
u

e
lle

: ©
 V

as
ily

 F
e

d
o

se
n

ko
, R

e
u

te
rs

.



28 Auslandsinformationen 2|2020

Die prorussischen und proeuropäischen Pole der belarussischen  
Nationalidentität, so sehr sie einander in inhaltlichen Fragen 
ausschließen, gehören nüchtern betrachtet zu Belarus in seiner 
heutigen Form dazu. Identitätspolitisch ist diese Erkenntnis 
eine Chance, die inneren Narrative zu versöhnen und interne 
Spannungen zu lösen. Letztlich kann durch diese Sichtweise 
auch auf internationalem Parkett das Profil des Landes geschärft  
werden – insbesondere gegenüber dem Westen, wo Belarus 
aufgrund seiner langjährigen Selbstverortung weiterhin oft 
schlicht als Anhängsel Russlands wahrgenommen wird.

Heldenbegräbnis

Der 22. November 2019 war ein zugig-kalter Tag 
in Vilnius, Litauen. Für die Menschenmenge, die 
sich vor der Kathedrale versammelt hatte, kam 
der Wind jedoch wie bestellt. Stolz hielten sie 
ihm ihre mitgebrachten Fahnen entgegen und 
ließen den Platz erstrahlen in den Farben weiß 
und rot – das häufigste Motiv: der altbelarussi-
sche rote Streifen auf weißem Grund. Anlass 
dieser besonderen Zusammenkunft war eine 
historische Umbettung. Im Juli 2017 waren 
Arbeiter bei Grabungen am sagenumwobenen 
Gediminas-Hügel auf menschliche Gebeine 
aus dem 19. Jahrhundert gestoßen und eine 
Untersuchung bestätigte, dass es sich um die 
Überreste eines Anführers des Januaraufstands 
und dessen engster Gefolgsleute handelte, die 
im Jahr 1864 für ihren verbissenen, aber glück-
losen Freiheitskampf in der letzten von drei 
großen Erhebungen gegen die Zarenherrschaft 
hingerichtet worden waren. Sein Erbe bean-
spruchen gleich mehrere Länder, was sich auch 
in der Schreibweise des Namens des Aufständ-
lers niederschlägt. Während die Litauer von 

„Konstantinas Kalinauskas“ und die Polen von 
„Konstanty Kalinowski“ sprechen, nannte sich 
der im heutigen Belarus geborene Revolutio-
när selbst auf Belarussisch „Kastuś Kalinoŭski“. 
Für Polen und Litauen sind die Aufstände bis 
heute identitätsstiftend und so nahmen beide 
Staatspräsidenten wie selbstverständlich an der 
Umbettung teil. Doch obwohl Belarus gleicher-
maßen von der Teilung betroffen war und die 

Kämpfe auf seinem Gebiet ausgetragen wur-
den, tut sich Minsk als Verbündeter Moskaus 
weiterhin schwer mit dem Gedenken an den 
antizaristischen (lies antirussischen) Freiheits-
kämpfer. Umso bemerkenswerter war, dass 
mit dem stellvertretenden Premierminister 
Ihar Pyatryshenka tatsächlich ein hoher Staats-
vertreter gekommen war, aber eben demonst-
rativ nicht der höchste – Präsident Aljaksandr 
Lukaschenka hielt zeitgleich eine Beratung 
über regionale Landwirtschaft ab.1 Seine nach 
Vilnius angereisten Landsleute hingegen ver-
sammelten sich bewusst nicht unter der offi-
ziellen rot-grünen Staatsflagge, sondern dem 
historischen Modell der frühen 1990er Jahre, 
das wiederum auf die kurzlebige Belarussische 
Volksrepublik (BNR) aus dem Jahr 1918 zurück-
greift und heute in Belarus de facto verboten ist. 
Diese Momentaufnahme wirft ein Schlaglicht 
auf die Entwicklung der belarussischen nationa-
len Identität: Zum einen besteht weiterhin ein 
sichtbarer Graben zwischen dem post- bzw. neo-
sowjetischen prorussischen Verständnis auf der 
einen und der sprachlich-kulturellen Sichtweise 
auf der anderen Seite, welche das europäische 
Erbe betont und eine europäische Zukunft ein-
fordert. Obwohl der Staat lange Zeit prorussisch 
eingestellt war, zeigt sich aktuell eine vorsich-
tige Öffnung für die andere, europäische Seite 
der belarussischen Identität, welche nur vor dem 
Hintergrund wachsender Spannungen zwischen 
Minsk und Moskau verstanden werden kann.



29Nationalismus

Wann beginnt Belarus?

Die Herausbildung der belarussischen Identität, 
die während der wechselvollen, oft von Fremd-
herrschaft gezeichneten Geschichte des Landes 
immer wieder aktiv behindert und zurückgewor-
fen wurde, ist von vielfachen Brüchen, aber auch 
wichtigen Kontinuitäten gezeichnet. Die Begriffe 

„belarussisch“, „Belarus“ und „Belarussen“ (ver-
altet auch „Weißrussen“) entstanden erst gegen 
Mitte des 19. Jahrhunderts, während das Land 
unter der Herrschaft der russischen Zaren stand. 
Zuvor hatten sich die dort lebenden Menschen 
zu erheblichen Teilen als „Litauer“ verstanden, 
abgeleitet vom frühneuzeitlichen Großfürsten-
tum. Dessen Staatsname wird im Deutschen als 

„Litauen“ wiedergegeben, doch ist das heutige 
Verständnis von Litauen als dem Nationalstaat in 
seinen modernen Grenzen mit gleichnamigem 
(baltischen) Volk und dessen baltischer Sprache 
eine Begriffsverengung. Das mittelalterliche 
Litauen, dessen namensgebende Region (slawisch 

„Litwa“) sich bis östlich von Minsk erstreckte, war 
Heimat vieler Völker, Sprachen und Religionen – 
die Mehrheit unter ihnen slawisch. So erfolgte für 
die Belarussen im 19. Jahrhundert ein Wechsel der 
(Selbst-)Bezeichnung für Land, Volk und Sprache. 
Dies erschwert heute das Anknüpfen an vorange-
gangene identitätsbildende historische Größen 
und scheint Argumentationen Plausibilität zu ver-
leihen, die die nationale Identität allein auf den 
Staat der Gegenwart, die seit 28 Jahren bestehende 
Republik Belarus, und deren sowjetisch-russische 
Vorgeschichte stützt. Dabei begann die belarus-
sische Staatlichkeit bereits im Mittelalter. Das 
Großfürstentum, welches ab dem 13. Jahrhundert 
die slawischen und baltischen Stämme der Region 
zusammenführte, reichte in seiner Blütezeit von 
der Ostsee bis zum Schwarzen Meer und hatte über 
ein halbes Jahrtausend Bestand. 1569 formierte 
sich der Staat im Bündnis mit Polen als Adels- 
republik neu, welche für etwa 200 Jahre zum Hort 
relativer Toleranz und Freiheit wurde. Sie diente 
aber vor allem der gemeinsamen Abwehr äußerer 
Gefahren – allein mit den Moskowitern führte das 
Land vom 14. bis 17. Jahrhundert zwölfmal Krieg.2 
Gleichzeitig führte dies landesweit zu einer starken 
Polonisierung der politischen und kulturellen Eli-
ten sowie der urbanen Zentren. 

Im Gegensatz zu Polen  
und Litauen nahm die bela- 
russische Nationalbewegung 
nur langsam an Fahrt auf.

Nach den gewaltsamen Teilungen der Rzeczpos-
polita Ende des 18. Jahrhunderts durch Preußen, 
Russland und Österreich standen diejenigen, 
die den neuen Status quo nicht hinnehmen woll-
ten, vor der Frage, für welchen Staat sie, zur Not 
mit Waffengewalt, eintreten sollten: eine Res-
tauration der polonisierten Adelsrepublik oder 
moderne (zu homogenisierende) Nationalstaa-
ten? Während vor allem in Polen und dem heu-
tigen Litauen die Idee des Nationalstaats immer 
mehr an Konjunktur gewann und breite Teile 
der zumeist katholischen polnisch- bzw. litau-
ischsprachigen Bevölkerung in Abgrenzung zur 
russischsprachigen Orthodoxie ein nationales 
Bewusstsein entwickelten, nahm die belarussi-
sche Nationalbewegung nur langsam an Fahrt auf. 
Weite Teile des Adels waren polonisiert, andere 
verarmt oder nach dem Januaraufstand gezielt in 
die innerrussische Verbannung geschickt worden. 
So lebte das Gros der belarussischen Bevölkerung 
in bäuerlich-ländlichen Strukturen und fühlte 
sich zwar der unmittelbaren Heimat verbun-
den, nicht jedoch zwangsläufig einer nationalen 
imagined community3. Die zaristische Admi-
nistration hingegen betrieb eine systematische 
Russifizierungspolitik ihrer neuen „Westgebiete“. 
Sie präsentierte sich als Befreierin vom „polni-
schen Joch“, erklärte die Landessprache, in der 
immerhin bereits Europas erste schriftliche Ver-
fassung erschienen war, zum russischen Dialekt 
und zerstörte Strukturen, die an die „goldenen 
Zeiten“ der Eigenstaatlichkeit erinnerten, dar-
unter alle Rathäuser des Landes.4 Auch die grie-
chisch-katholische Kirche, welcher der Großteil 
der Belarussen angehörte, wurde verboten und 
die Gläubigen wurden zur „Rückkehr“ in die rus-
sisch-orthodoxe Kirche gedrängt.5 Die Behörden 
blieben mit dieser Politik nicht ohne Erfolg. Den-
noch formierte sich eine belarussische National-
bewegung, vor allem im stark durch Belarussen 
geprägten Gebiet Vilnius, und am 25. März 1918, 
noch unter deutscher Besatzung, verkündete der 
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Allbelarussiche Kongress die Unabhängigkeit der 
kurz zuvor ausgerufenen Belarussischen Volks-
republik (BNR). Dieser erste Staat, der „Belarus“ 
explizit im Namen trug, sollte jedoch nur von 
kurzer Dauer sein. Bereits im Jahr 1919 wurde 
er durch die Belarussische Sozialistische Sowjet
republik (BSSR) „zwangsersetzt“ und der Westen 
des Landes kam auf zwei Jahrzehnte zu Polen.6

Tabula rasa?

Fragt man einhundert Jahre später die Men-
schen in Belarus nach den aus ihrer Sicht rele-
vantesten Ereignissen ihrer Geschichte, so tritt 
all dies jedoch für viele zurück hinter die späte-
ren Geschehnisse des 20. Jahrhunderts. In einer 
Umfrage der Nationalen Akademie der Wissen-
schaften aus dem Jahr 2016 kam der Sieg im 
großen Vaterländischen Krieg bei allen Alters-
gruppen deutlich an erster Stelle, gefolgt vom 
Zerfall der Sowjetunion und der Tschernobyl
katastrophe.7 Die radikalen Umwälzungen des 
blutigen 20. Jahrhunderts bedeuteten prägende 
Einschnitte in die Mentalität, Werte und Iden-
tität der Bevölkerung. Nachdem auch Belarus 
zunächst von der leninschen Nationalitätenpoli-
tik profitiert hatte, die die Sprachen und Kulturen 
der Völker der Sowjetunion förderte, begannen 
bereits 1929 Zwangskollektivierung, Terror und 
Massendeportationen, die auf eine faktische 
Auslöschung der nationalen Eliten abzielten.8 
Die Aufteilung Polens gemäß dem Hitler-Stalin-
Pakt führte 1939 zwar zum Zusammenschluss 
der belarussischen Gebiete, doch sollte wenig 
später durch den deutschen Vernichtungskrieg 
und Holocaust ein Drittel der Bevölkerung das 
Leben verlieren. Gleichzeitig diskreditierten sich 
die verbliebenen antisowjetischen Kräfte – unter 
ihnen viele Opfer Stalins  – durch Zusammen
arbeit mit den Nazis und wurden bei Kriegsende 
vertrieben oder exekutiert. Andererseits wurde 
der Zweite Weltkrieg zum Ausgangspunkt des 
Partisanenmythos, in dem manche einen „aller-
ersten Ausdruck eines kollektiven belarussi-
schen Volkswillens“ erkennen.9 Der Sieg über 
Nazideutschland bedeutete einen Neuanfang 
und wurde ein zentraler Pfeiler im sowjetischen 
Selbstverständnis. In Belarus stand dafür sym-
bolisch die radikale Neugestaltung von Minsk 

als sowjetische Idealstadt. Wiederaufbau und 
Industrialisierung bescherten dem Land einen 
wirtschaftlichen Aufschwung, eine Bildungs
expansion und einen relativ hohen Lebensstan-
dard. In Folge der Ermordung der Juden, die 
vielerorts etwa die Hälfte der Stadtbevölkerung 
gestellt hatten, und der Vertreibung vieler Polen 
stellten ethnische Belarussen nun die Bevöl-
kerungsmehrheit, auch in urbanen Zentren. 
Andererseits traf die Russifizierung Belarus 
besonders – nicht zuletzt durch den Zuzug vieler 
Sowjetbürger aus anderen Unionsrepubliken.10 
Alles in allem erlebten viele Belarussinnen und 
Belarussen die Sowjetzeit, insbesondere gegen 
Ende, jedoch als glücklich.11 Im Gegensatz zu 
den Nachbarländern gab es kein ausgeprägtes 
antirussisches Ressentiment, nur wenige Dis-
sidenten und keine starke Widerstandsbewe-
gung. Die Unabhängigkeit erhielt das Land 1991 

„kampflos“ – gleichsam wurde die Auflösung der 
UdSSR auf belarussischem Boden beschlossen.

Bis heute ist Aljaksandr  
Lukaschenka der erste und  
einzige Präsident der 1994  
gegründeten Republik Belarus.

 
Neubeginn 1991?

Die Mehrheit der Belarussinnen und Belarussen 
begrüßte die staatliche Eigenständigkeit und 
die neu gewonnene Unabhängigkeit wurde in 
den 1990ern zunächst von einer „nationalen 
Wiedergeburt“ begleitet. Das Parlament erhielt 

„tonnenweise“ begeisterte Zuschriften, als es 
1990 darüber beriet, Belarussisch zur einzigen 
Amtssprache zu machen. Die weiß-rot-weiße Tri-
kolore der Belarussischen Volksrepublik wurde 
zur offiziellen Staatsflagge.12 Mit der Wahl des 
ersten und bis heute einzigen Präsidenten der 
Republik Belarus im Jahr 1994 nahm die Ent-
wicklung jedoch eine andere Richtung. Der in der 
Nähe der russischen Grenze geborene Aljaksandr 
Lukaschenka konnte sich nur wenig für nationa-
les Gedankengut und die belarussische Sprache 
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begeistern. Nach eigenen Angaben hatte er als 
einziger Abgeordneter des Obersten Sowjets 
der BSSR gegen die Unabhängigkeit votiert und 
bezeichnet auch im Jahr 2020 die ehemalige 
UdSSR als sein „Vaterland“.13 In einem umstrit-
tenen Referendum führte er 1995 Russisch als 
zweite (und de facto erste) Amtssprache wieder 
ein. Lukaschenka stoppte die Privatisierung der 
Wirtschaft, trieb eine Union mit Moskau voran 
und ging angesichts seines Kurses beim Thema 
Demokratie und Menschenrechte mit dem Wes-
ten auf Konfrontation.14 Es folgte eine Rehabi-
litierung der Sowjetzeit, die nicht nur staatliche 
Symbole, die Rückverlegung von Feiertagen, die 
Beibehaltung eines Geheimdienstes mit dem 
Namen KGB oder die Bezeichnungen von Stra-
ßen und Ortschaften betraf.15 Sie umfasste auch 
die Aufrechterhaltung eines umfassenden Sozi-
alstaats und entsprechender Geschichtsnarrative. 

Das Zeigen altbelarussischer Symbolik wurde als 
nationalistisch gebrandmarkt, die gerade erst 
wiedereingeführte Flagge de facto verboten und 
die belarussische Sprache als Ausdruck oppositi-
oneller Haltung stigmatisiert.16 Für diesen Kurs 
wusste er einerseits einen nicht unerheblichen 
Teil der Bevölkerung auf seiner Seite. Anderer-
seits sicherte er sich die wichtige wirtschaftliche 
Unterstützung des Kremls, gegenüber welchem 
er regelmäßig betonte, er habe den antirussi-
schen Nationalisten in seinem Land Einhalt 
geboten.

Statt alte Traditionen wiederzubeleben setzte 
Lukaschenka auf seinen eigenen Entwurf einer 
republikanischen Identität, die sich statt an eth-
nisch-nationalen bzw. sprachlich-kulturellen  
Grundlagen am neuen Staat und an dessen prä-
sidentieller Machtvertikale orientieren sollte. 

In memoriam: Der Sieg im „Großen Vaterländischen Krieg“ zählt für viele Belarussen zu den relevantesten Ereignissen  
ihrer Geschichte. Quelle: © Vasily Fedosenko, Reuters.
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den bis heute gültigen Friedensplan. Zwar legt 
Minsk weiterhin Wert auf die besondere Bindung 
nach Osten und trat neben den bestehenden Mit-
gliedschaften in der Gemeinschaft unabhängiger 
Staaten (GUS) und der Organisation des Vertrags 
über kollektive Sicherheit (OVKS) im Jahr 2015 
der Eurasischen Wirtschaftsunion (EAWU) bei. 
Doch ist das erklärte Ziel eine „multivekto-
rale“ und „situativ neutrale“ Außenpolitik mit 
möglichst guten Beziehungen zu allen Seiten. 
Gegenüber Nordamerika und der EU wurde die 
Freilassung von politischen Gefangenen im Jahr 
2015 zum Auftakt einer Wiederannäherung, die 
seither eine nie dagewesene Dynamik entfaltet.22

Der Erhalt staatlich-nationaler  
Souveränität hat für Minsk 
oberste Priorität. Aktuell wird 
diese mehr als alles andere 
durch Russland herausge- 
fordert.

Treibender Faktor ist für Minsk das Interesse 
am Erhalt der staatlich-nationalen Souveräni-
tät. Diese sieht das Land derzeit mehr als alles 
andere durch Russland herausgefordert. Mos-
kau stand der scheinbaren Westannäherung des 
Nachbarn von vornherein skeptisch gegenüber 
und dass Minsk die Einrichtung einer neuen 
russischen Luftwaffenbasis auf belarussi-
schem Territorium verweigerte, empfand es als 
unfreundlichen Akt. Der damalige russische Pre-
mierminister Dimitri Medwedjew stellte Minsk 
im Dezember 2018 unter dem Eindruck der eige-
nen angeschlagenen Wirtschaftslage vor eine 
Wahl: Auf Grundlage des beinahe in Vergessen-
heit geratenen Unionsstaats-Vertrags aus dem 
Jahr 1999 sollte sich Belarus zu einer vertieften 
politischen Integration mit Russland verpflichten, 
wenn es weiter von dessen günstigen Energielie-
ferungen profitieren wollte. Dies bedeutete für 
Belarus eine Zwickmühle. Ohne die niedrigen 
Rohölpreise wären nicht nur seine Exporteinnah-
men aus Raffinerieprodukten in Gefahr. Auch der 
Sozialstaat käme ins Wanken und seine Firmen 

Eine entsprechende Staatsideologie wurde 
ausgearbeitet und seit 2004 systematisch über 
Schulen, Staats- und Jugendorganisationen, in 
Betrieben und durch die Medien verbreitet.17 
Als ihre Werte definiert diese den „großen Sieg“ 
von 1945, (gesellschaftlichen) Frieden, Unab-
hängigkeit und Stabilität.18 Die Verbreitung der 
belarussischen Sprache ging seither stark zurück. 
Nur etwa jede zehnte Schule unterrichtet heute 
auf Belarussisch und obwohl nach Umfragen 86 
Prozent der Belarussen die Sprache für die wich-
tigste Komponente ihrer Kultur halten, sprechen 
sie nur zwei Prozent in den eigenen vier Wän-
den.19 Diese Politik zeigte einerseits Wirkung: 
Bei einer Umfrage danach, was die Belarussinnen 
und Belarussen am meisten mit ihrer Nationalität 
verbinden, verwiesen 72,5 Prozent im Jahr 2016 
auf das „Territorium und den gemeinsamen Ort 
des Aufenthaltes“, gefolgt von 68,8 Prozent, die 
den Staat nannten.20 Andererseits vermochte 
es das Konzept nicht, bei der Bevölkerung tiefe 
Wurzeln zu schlagen, und Präsident Aljaksandr 
Lukaschenka räumte seit 2014 wiederholt ein, 
dass der Ansatz gescheitert sei.21 Dieser Zeit-
punkt scheint alles andere als zufällig.

Wendepunkt Ukraine: Wandel der 
außenpolitischen Identität

Auch außenpolitisch hatte Belarus über viele 
Jahre eine postsowjetische Identität gepflegt, 
mit bevorzugten Kontakten nach Russland und 
einem unterkühlten Verhältnis zum Westen, wo 
es als Europas letzte Diktatur verschrien war. Der 

„Krim-Moment“ jedoch rüttelte nicht nur die poli-
tischen Eliten in der EU wach, sondern ließ auch 
in Minsk die Alarmglocken läuten. Russland, der 
wirtschaftliche und militärische Zentralpart-
ner, hatte mit dem Budapester Memorandum 
ein Abkommen gebrochen, das auch Belarus 
die territoriale Unversehrtheit garantierte. Die 
Annexion der Halbinsel erkannte Minsk nicht 
an und mühte sich stattdessen um Vermittlung. 
Dies wurde für das Land zum Ausgangspunkt 
der Entwicklung eines neuen außenpolitischen 
Selbstverständnisses als Spender regionaler Sta-
bilität. Lukaschenka lud die Konfliktparteien und 
europäische Partner zu Gesprächen und die bela-
russische Hauptstadt wurde namensgebend für 
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Minsk.28 Die Eröffnungszeremonie der Euro-
päischen Spiele 2019 im Beisein des russischen 
Premiers wurde gar zum staatlich organisierten 
Feuerwerk nationaler und folkloristischer Sym-
bolik, Persönlichkeiten, Architektur und Kunst. 
Die Geschichtspolitik hingegen bleibt, wie im 
eingangs geschilderten Fall in Vilnius, vorsich-
tig und mitunter widersprüchlich. Während 
dem ebenfalls in Belarus geborenen Anführer 
des nach ihm benannten Kościuszko-Aufstands 
(1794) zwar ein Denkmal gesetzt wurde, rät die 
Akademie der Wissenschaften davon ab, Stra-
ßen nach ihm zu benennen.29 Aljaksandr Luka-
schenka nennt das Großfürstentum Litauen 
inzwischen einen „belarussischen Staat“, verzich-
tet aber darauf, dessen Siege als belarussische 
anzuerkennen und sieht für die heutige Armee 
ausschließlich die sowjetische Geschichte als 
traditionsstiftend.30

Eine Studie zeigt, dass es den 
meisten Belarussen nicht um 
eine prinzipielle Haltung für 
oder gegen Russland geht.

Doch auch die Einstellungen der Bevölkerung 
blieben von den außenpolitischen Entwicklun-
gen und der Berichterstattung über den Disput 
mit Russland nicht unberührt. Eine soziologische 
Studie des Belarusian Analytical Workroom aus 
dem Jahr 2019 stellte die hypothetische Frage, ob 
die Belarussen lieber in einer Union mit Russland 
leben oder zur EU gehören wollten. Zwischen 
Januar 2018 und August 2019 war der Anteil 
für Russland von 64 auf 54 Prozent gesunken, 
während die Stimmen für die EU von 20 auf 25 
Prozent kletterten. Bei einer Nacherhebung im 
Dezember, auf dem Höhepunkt der russisch-bel-
arussischen Auseinandersetzung, lagen die Werte 
auf einmal fast gleichauf mit einem Verhältnis 
von 32 zu 40.31 Ein besonders deutliches Gefälle 
zeigten die Altersgruppen: Während Personen ab 
55 Jahren zu mehr als zwei Dritteln eine Union mit 
Russland bevorzugen, überwiegt die Orientierung 
zugunsten der EU bei Personen unter 34 zum Teil 
deutlich, bleibt aber unter 50 Prozent.

hätten innerhalb der EAWU gegenüber Russland 
massive Wettbewerbsnachteile. Andererseits 
war die Abgabe von Souveränität für Aljaksandr 
Lukaschenka, den längstamtierenden Staats-
chef Europas mit starkem Machtinstinkt, keine 
Option. Über das Jahr 2019 verschlechterte sich 
der Ton deutlich und trotz eines intensiven Ver-
handlungsmarathons wurden sich beide Seiten 
in zentralen Fragen nicht einig.23 Anfang 2020 
spitzte sich indes die Wirtschaftslage für Belarus 
durch den Einbruch von Transiteinnahmen und 
Ölpreis, die Abwertung seiner Währung sowie 
die COVID-19-Pandemie weiter zu.

Identität gegen den Druck von außen?

Der Druck aus Moskau umfasst neben dem diplo- 
matischen und wirtschaftlichen Bereich auch 
Medien und Soziale Netzwerke. 70 Prozent der 
Belarussen schauen russische Sender und ver-
trauen den gezeigten Informationen.24 Zudem 
deckten jüngste Analysen auf, in welch hohem 
Maße kremlnahe Netzwerke im Sinne der Russ-
kij Mir (russische Welt) in Belarus unter der 
Oberfläche versuchen, die öffentliche Meinung 
zugunsten einer Vereinigung mit Russland zu 
beeinflussen.25 Der belarussische Staat ergriff 
mittels eines Konzepts der informationellen 
Sicherheit Gegenmaßnahmen und verkündete 
die Schaffung eines neuen Fernsehkanals.26 
Gleichzeitig erkennen Staatsvertreter angesichts 
eines selbstbewussten (pro)russischen Kultur
chauvinismus, der die Existenz der belarussi-
schen Nation nicht nur rhetorisch herausfordert, 
in der geringen Ausprägung der belarussischen 
Identität und Sprache zunehmend ein existen-
zielles Risiko.27

So kam es in den vergangenen Jahren zu eini-
gen bemerkenswerten, zuvor schier undenkba-
ren Zugeständnissen des Staates an die andere 
Seite der nationalen Identität. Ein symbolträch-
tiger Moment war die Feier zum 100. Jubiläum 
der Gründung der BNR im März 2018. Unterla-
gen Versammlungen an diesem „Jahrestag der 
Opposition“ sonst strengen Einschränkungen, 
gestattete der Staat zum Jubiläum überraschen-
derweise – innerhalb eines abgegrenzten Gelän-
des  – eine Großveranstaltung im Herzen von 
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großen Nachbarn sprechen sich drei Viertel für 
gutnachbarschaftliche Beziehungen aus. Auch 
zeigen die Daten, dass geopolitische Orientie-
rungen einer höheren tagespolitischen Fluktua-
tion unterliegen als dies im Fall der nationalen 
Identität möglich schiene. Aufschlussreicher ist 
der Blick in den qualitativen Teil jener Unter-
suchung: Personen, die für Russland gestimmt 

Können die Narrative versöhnt werden?

Die beschriebenen Daten legen den Eindruck 
eines geopolitisch gespaltenen Landes nahe  – 
doch eine solche Sicht griffe zu kurz. Den meisten 
Belarussen – das zeigt dieselbe Umfrage – geht es 
nicht um eine prinzipielle Haltung für oder gegen 
Russland, denn trotz jüngster Differenzen zum 

Auf Du und Du: Trotz jüngster Differenzen zum großen Nachbarn spricht sich ein Großteil der belarussischen  
Bevölkerung für gutnachbarschaftliche Beziehungen aus. Quelle: © Sputnik / Mikhail Klimentyev / Kreml via Reuters.
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Skala von eins bis neun, rangierten aber auf den 
Plätzen zwölf bis 14. In einer Frage sind sich die 
Belarussen jedoch einig: Über 95 Prozent lehnen 
die Option ab, eine russische Provinz zu werden. 
Ob jemand seine belarussische Identität aus dem 
sowjetischen Erbe ableitet oder sich auf die BNR 
beruft, ob er eine emotionale Nähe zu Russland 
empfindet oder sein Land lieber in der EU sähe, 
beeinflusst offenbar nicht, dass beide Seiten klar 
zur belarussischen Unabhängigkeit stehen.

Damit gehören beide Pole der belarussischen 
Nationalidentität, so sehr sie einander in inhaltli-
chen Fragen ausschließen, nüchtern betrachtet zu 
Belarus in seiner heutigen Form dazu. Allerdings 
stößt jene durch den Staat lange ausschließlich 
geförderte postsowjetisch-etatistische Variante 
heute an ihre Grenzen. Die Autorin Maryna 
Rakhlei verweist darauf, dass sich die meisten 
Belarussen schlichtweg kaum in ihrer nationalen 
Geschichte und Kultur auskennen und nicht wis-
sen „worauf [sie] stolz sein können“.32 Anknüp-
fungspunkte zum Stolz sein – wenn man dies für 
erstrebenswert erachtet – gäbe es sowohl in der 
Geschichte als auch Gegenwart viele, doch wäre 
es nötig, den kulturellen Reichtum des Landes 
sowohl tiefer im Bewusstsein der Bevölkerung 
zu verankern als auch nach außen zu zeigen.

Belarus vereint aus historisch- 
kultureller, soziologischer,  
geografischer und wirtschaft- 
licher Sicht verschiedene  
Elemente aus Ost und West  
in sich.

In der jetzigen Lage, in der viele Fragen der 
Vergangenheit unbearbeitet und alte Wunden 
mehr überdeckt als geheilt scheinen, täte dem 
Land ein umfassender Dialogprozess zwischen 
Staat und verschiedenen Akteuren der Gesell-
schaft gut. Momentan sind es vor allem NGOs, 
Parteien oder Bürgerinitiativen, die sich für die 
Pflege der Sprache und des Kulturguts einsetzen, 
während staatlicherseits solche Aktivitäten oft 

hatten, nannten als wichtigste Gründe eine 
ähnliche Mentalität, slawische Werte sowie die 
gemeinsame Sprache und Geschichte. Für die-
jenigen, die für die EU votierten, standen mate-
rielle Aspekte, Visafreiheit und Berufschancen 
im Vordergrund. Argumente wie gemeinsame 
europäische Werte und Kultur erreichten zwar 
immerhin einen Mittelwert von sechs auf der 
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den „gemeinsamen Narrativen“ entfernt.34 Auch 
deshalb will der Staat wohl um jeden Preis die 
Kontrolle über die politischen und gesellschaft-
lichen Prozesse im Land behalten – inklusive der 
sensiblen Frage der nationalen Identität. Doch 
wenn es tatsächlich um die nationale Selbstbe-
hauptung geht, kann der Staat die Bevölkerung 
auf seiner Seite wissen. Nicht zuletzt angesichts 
der massiven Herausforderung der Corona
krise haben die Belarussinnen und Belarussen 
ein hohes Maß an Zusammenhalt, Engagement 
und Organisationstalent bewiesen. Dies sollte 
den Staat ermutigen, sie auch in anderen Fragen 
viel mehr einzubinden und ihnen stärker zu ver-
trauen.

Jakob Wöllenstein ist Leiter des Auslandsbüros Belarus  
der Konrad-Adenauer-Stiftung mit Sitz in Vilnius.

eher geduldet als gefördert werden.33 Doch ein 
solcher Prozess könnte im besten Fall dazu bei-
tragen, die vorhandenen Narrative zusammen-
zuführen. Die sowjetische Erfahrung hat viele 
Lebenswege geprägt, sodass dies nicht einfach 
über Bord geworfen, sondern nach Möglichkeit 
mit der historisch-kulturellen Variante der Iden-
tität integriert werden sollte. Belarus’ Wieder-
aufstieg zu Sowjetzeiten und seine von relativer 
Stabilität geprägte Entwicklung nach dem Zerfall 
der UdSSR können – bei allen berechtigten Nach-
fragen zu Demokratie und Menschenrechten – 
ebenfalls positive Anknüpfungspunkte bilden.

Die neue Außenpolitik böte sogar einen äußeren 
Bezugsrahmen: Das Land legt großen Wert dar-
auf, sich nicht geopolitisch für eine Seite entschei-
den zu müssen, was oft gedeutet wird, als stehe es 
zwischen Ost und West. Aus historisch-kultureller, 
soziologischer und geografischer, aber auch wirt-
schaftlicher Sicht scheint naheliegender, dass das 
Land in der geografischen Mitte Europas vielmehr 
Elemente aus Ost und West in sich vereint. Iden-
titätspolitisch böte diese Sichtweise eine Chance, 
nicht nur die inneren Narrative zu versöhnen und 
damit die Resilienz der Gesellschaft zu stärken, 
sondern auch auf internationalem Parkett das 
Profil zu schärfen – auch gegenüber dem Westen, 
wo Belarus aufgrund seiner langjährigen Selbst-
verortung weiterhin oft schlicht als Anhängsel 
Russlands wahrgenommen wird. Die Selbstver-
ortung als Brückenbauer, als ein „situativ neu
trales“ Land, das „beide Seiten“ kennt, sind ein 
Identitätsangebot, das auch mit der Selbstsicht 
vieler Belarussen vereinbar wäre. Denn laut der 
oben zitierten Studie würde etwa die Hälfte der 
Bevölkerung lieber gleichzeitig mit Russland 
und der EU oder mit keinem von beiden in einer 
Union leben, als sich zu entscheiden. Gleichzeitig 
liefe eine solche integrative und auf Versöhnung 
bedachte Sichtweise kaum Gefahr, in einen neuen 
Nationalismus abzugleiten.

Inwieweit sich die belarussische Führung jenseits 
der beschriebenen Schritte auf einen Dialog ein-
lassen wird, bleibt abzuwarten. Aus ihrer Sicht 
bleibt es eine Gratwanderung, da sie stark von 
Russland abhängt, welches wiederum mit Argus-
augen verfolgt, wenn sich das Nachbarland von 
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Die Wurzeln des südasiatischen  
Nationalismus

Weder der Nationalismus im Allgemeinen noch 
der religiöse Nationalismus im Besonderen sind 
in Südasien ein neues Phänomen. Bereits im 
späten 19. und frühen 20. Jahrhundert entstan-
den verschiedene nationalistische Strömungen 
aus dem Widerstand gegen die britische Kolo-
nialherrschaft.1 Eine der Schlüsselinstitutionen, 
der Indische Nationalkongress (INC), wurde 
bereits 1885 gegründet. Er prägte maßgeblich die 
gewaltfreie Unabhängigkeitsbewegung in Indien 
und inspirierte zahlreiche andere Bewegungen 
weltweit. Auf dem indischen Subkontinent ver-
traten drei nationalistische Strömungen verschie-
dene Ansichten darüber, wie das unabhängige 
Indien aussehen sollte, wobei sie ihre Ideale in 
Abgrenzung zueinander bestärkten – der INC, 
die All-India Muslim League und der Rashtriya 
Swayamsevak Sangh (RSS).

Der INC umfasste verschiedene ideologische, 
religiöse, sprachliche und ethnische Gruppen, 
die durch das gemeinsame Streben nach einem 
unabhängigen und vereinten Indien zusam-
mengehalten wurden. Angeführt von Mahatma 
Gandhi und später von Jawaharlal Nehru ver-
suchte der Kongress die unterschiedlichen 
Kasten-, Klassen- und Religionsgrenzen zu über-
winden und alle Inder in einem Staat zu vereinen.

Die Muslim-Liga baute ihr Ideal einer Nation 
auf den Islam. Basierend auf den Ideen der 

„Zwei-Nationen-Theorie“ forderte die Liga einen 
separaten Staat für Muslime aus den Regionen 
und Staaten Britisch-Indiens mit einer überwie-
gend muslimischen Bevölkerung.2

Religiöse und nationale Identitäten haben 
bekanntermaßen großen Einfluss auf politisches 
Engagement. Während Religionen Einheit zwi-
schen Anhängern desselben Glaubensbekennt-
nisses unabhängig von ihrem Wohnort fördern, 
betonen Nationen die Einheit von Menschen 
innerhalb eines bestimmten Territoriums auf der 
Basis gemeinsamer Eigenschaften wie Sprache 
oder Ethnizität. Obwohl die Verbindung zwischen 
Religion und Nationalismus kontraintuitiv scheint 
(erstere übersteigt Räume, zweiterer ist an sie 
gebunden), prägt der Ruf nach Nationalstaaten, 
die aus einer religiös homogenen Gemeinschaft 
bestehen und einen jeweils eigenen, von anderen 
Religionsgemeinschaften abgegrenzten Raum 
beanspruchen, bis heute Südasien.

Berichte über Auseinandersetzungen zwischen 
Muslimen und Hindus in Indien, Buddhisten und 
Muslimen in Sri Lanka sowie Angriffe auf religi-
öse Minderheiten und Säkularisten in Pakistan 
und Bangladesch haben vielerorts die Frage auf-
geworfen, wie der religiöse Nationalismus mit 
dem Anstieg der Gewalt in den Gesellschaften 
Südasiens zusammenhängt und ob es überhaupt 
möglich ist, stabile Nationen in religiös diversen 
Gesellschaften herauszubilden.

Dieser Beitrag möchte der Frage nach den 
Ursprüngen des religiösen Nationalismus in 
Südasien nachgehen, nach den Gründen sei-
nes Bedeutungszuwachses in den letzten Jahren 
sowie dem Grad des Einflusses, den sein Aufstieg 
auf die gesellschaftliche Gewaltentwicklung und 
den sozialen Zusammenhalt hat.

Die jüngste Serie von Gewalthandlungen in Südasien wirft die 
Frage auf, inwieweit die Gewalt in den Gesellschaften mit dem 
Aufstieg des religiösen Nationalismus zusammenhängt. Ein 
Blick auf dessen Wurzeln, Entwicklung und Bedeutung für den 
gesellschaftlichen Zusammenhalt hilft, eine Antwort darauf zu 
finden.
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institutionalisierte und sich für den Aufbau einer 
„idealen“ islamischen Gesellschaft einsetzte.4

Dieses Nationenkonzept wurde jedoch durch den 
ethnischen und sprachlichen Nationalismus wie 
den der Belutschen und Bengalen in Frage gestellt, 
genau wie heute durch die panislamistische 
Bewegung. Die Forderungen nach unabhängigen 
Vaterländern und einer Abspaltung von Pakistan 
entlang ethnischer Grenzen forderte damals wie 
heute die Rechtmäßigkeit eines Staates und einer 
Nation heraus, die auf einem gemeinsamen Glau-
ben beruhen. Für Pakistans politische Elite ist die 
Abwehr dieser Ansprüche daher eine überlebens-
wichtige Aufgabe.

Die Idee des säkularen  
Staates fand ihren Weg in  
die Verfassung des neu 
gegründeten Bangladesch.

Das überwiegend von Bengalen bewohnte Ost-
pakistan erhielt kaum Anerkennung  – weder 
kulturell noch politisch. Obwohl in dem Lan-
desteil mehr als die Hälfte der Bevölkerung 
lebte, spiegelte sich dies nicht in den staatlichen 
Einrichtungen wider. Der ungleiche Zugang zu 
Ressourcen und Macht stärkte die Mobilisie-
rungsfähigkeit der separatistischen Kräfte.5 1971 
führte die gewaltsame Unterdrückung der Inte-
ressen dieser Bevölkerungsteile Ostpakistan in 
einen Unabhängigkeitskrieg. Die Awami-Liga 
(AL) führte den Widerstand unter der Leitung 
einer akademischen Elite an, die fest vom Ideal 
einer säkular, kulturell und sprachlich begrün-
deten Nation überzeugt war.6 Der von ihnen 
umworbene säkulare Kulturnationalismus half 
ihnen dabei, das in Pakistan herrschende Narra-
tiv einer islamischen Einheit zu überwinden.

Durch die AL fand die Idee eines säkularen Staa-
tes ihren Weg in die Verfassung des neu gegrün-
deten Bangladesch. Doch für große Teile der 
Bevölkerung schlossen sich die bengalische und 
muslimische Identität nicht gegenseitig aus.7 
Nach einer Attentatsserie und dem Aufbau einer 

Die dritte wichtige nationalistische Strömung 
wurde durch den RSS vertreten, dessen Ideal auf 
dem Hindutva-Konzept basierte. Dieses zielte 
unter anderem darauf ab, einen hinduistischen 
Staat mit hinduistischen Werten und einer im 
Kern hinduistischen Kultur zu errichten. Obwohl 
der RSS während des Unabhängigkeitskampfes 
nicht direkt an antibritischen Operationen teil-
nahm, förderte er die Hindutva doch durch sozi-
ales Engagement. Trotz einiger Verbote sowohl 
vonseiten kolonialer als auch postkolonialer 
Regierungen drängte der RSS auf eine Veran-
kerung der Hindutva und vertrat sie politisch 
mithilfe ihrer verwandten Parteien, zuerst der 
Bharatiya Jana Sangh (BJS) und später der Bha-
ratiya Janata Party (BJP).

Durch die politischen Manifestationen und 
Wechselwirkungen dieser unterschiedlichen 
Nationalismen wurde Britisch-Indien gespalten. 
Das Grauen dieser Teilung – Millionen Menschen 
mussten flüchten, Hunderttausende wurden 
getötet, vergewaltigt oder traumatisiert – prägt 
bis heute das kollektive Gedächtnis der Men-
schen. Die ungelösten Grenzstreitigkeiten um 
Kaschmir stürzten Indien und Pakistan in meh-
rere Kriege (1947, 1965 und 1999) und forcieren 
auch Jahrzehnte nach der Unabhängigkeit wei-
terhin eine Politisierung religiöser Identitäten.3 
Religiöser Nationalismus schuf somit die Grund-
lage für die politischen Grenzen auf dem indi-
schen Subkontinent, wie wir sie heute kennen.

Bangladesch – von religiösem zu 
säkularem Nationalismus und zurück?

Pakistan bestand zunächst aus zwei durch indi-
sches Territorium getrennte Teile: Westpakis-
tan und Ostpakistan. Der neue Staat basierte 
auf der Idee, der Islam könne der Kitt zwischen 
den kulturell, ethnisch und sprachlich diver-
sen Muslimen Britisch-Indiens sein. Die Reli-
gion behielt ihre zentrale Rolle im Narrativ des 
pakistanischen Staates sowie in der Verfasstheit 
der Nation, obschon sich die Rolle der Religion in 
Staat und Gesellschaft veränderte. Seine Hoch-
phase hatte der Islam zwischen 1977 und 1988 
unter der Herrschaft des Generals Muhammad 
Zia ul-Haq, der die Fusion von Islam und Staat 
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eine Transformation. Ausländische Einflüsse 
förderten die Identifizierung mit der transnati-
onalen islamischen Gemeinschaft (Umma) und 
die Arabisierung der muslimischen Identität. 
Auch die Elite der AL, einst selbst Trägerin des 
säkularen bangladeschischen Nationalismus, 
passte sich der gestärkten Rolle des Islams an. 
Obwohl die AL 2008 ihre säkulare Einstellung 
wiederbelebt hatte, vollzog sie mit der För-
derung dessen, was anderorts als „staatlich  
gelenkte Islamisierung in Bangladesch“ bezeich-
net wurde, eine eindeutige Kehrtwende.9

Eine grundlegende Verschiebung vom säku-
laren zum religiösen Nationalismus durch die 
steigende Bedeutung religiöser Befindlichkei-
ten beherrscht die bangladeschische Politik und 
macht die Grenzen der bangladeschischen Bevöl-
kerung muslimischen Glaubens zu den Grenzen 

Militärherrschaft verlor die säkulare politische 
Elite der AL ihre zentrale Rolle. Parallel zur Isla-
misierung des Staates und der Gesellschaft in 
Pakistan strich das Regime unter General Ziaur 
Rahman 1977 die Ideale des Säkularismus und 
Sozialismus aus der Verfassung  – nicht einmal 
zehn Jahre nach der Trennung von Pakistan. Das 
ehemalige auf Ethnie und Muttersprache begrün-
dete Verständnis der bangladeschischen Nation 
wurde durch religiöse Politik und den Aufruf, an 
Allah zu glauben, ausgetauscht und seine säkulare 
Grundlage durch den Islam ersetzt. 1988 wurde 
der Islam zur Staatsreligion erhoben.8

Nach der Rückkehr zu einer demokratischeren 
Regierung hatte die AL 2008, getragen von dem 
durch sie geförderten säkularen Nationalismus, 
wieder an politischer Stärke gewonnen. Die 
Gesellschaft in Bangladesch erlebte unterdessen 

In Reih und Glied: Der Zuspruch für hindu-nationalistische Kräfte in Indien wächst. Quelle: © Amit Dave, Reuters.



43Nationalismus

Der Säkularismus und Sozialismus des INC 
vermochten sich in dem jungen, unabhängigen 
Indien tief zu verwurzeln und prägten die politi-
sche Landschaft des Landes. „Das Wort ‚säkular‘ 
wurde 1976 in die Präambel der Verfassung auf-
genommen. Im indischen Gebrauch impliziert es 
sowohl eine klare Trennung von Kirche und Staat 
als auch den gleichen Status aller Religionen.“10 
Obgleich auch der vom Kongress geförderte Nati-
onalismus auf den religiösen Traditionen Indiens 
aufbaute, stand er doch für den säkularen indi-
schen Staat.

Trotz der breiten Unterstützung und der Wah-
lerfolge bis 1977 konnte der INC nie alle Bürger 
von dem von ihm vertretenen Narrativ einer 
indischen Nation überzeugen. Im Verlauf seiner 
Unabhängigkeit erlebte Indien Aufstände und 
Sezessionsbewegungen. Diese fußten auf einem 

der nationalen Gemeinschaft. Die Folgen sind 
eine wachsende Zahl von Angriffen auf religiöse 
Minderheiten und säkulare Blogger.

Indien – vom Säkularismus zur Hindutva?

Im Gegensatz zum religiösen Nationalismus der 
Muslim-Liga widersetzte sich der INC grund-
sätzlich der Teilung Indiens. Die Führung des 
Kongresses wollte die religiösen Gemeinschaften 
vereinen und versuchte die Spaltungen innerhalb 
der Gesellschaft mittels Säkularismus und Sozialis-
mus zu überwinden. Doch die britischen Herrscher 
gaben den Forderungen der Liga nach und teilten 
Indien in zwei voneinander unabhängige Staaten 
auf. Muhammad Ali Jinnah wurde zum Oberhaupt 
des muslimischen Staates Pakistan und Jawaharlal 
Nehru zum Ministerpräsidenten von Indien, wo 
der INC bis 1977 regierende Partei blieb.
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Die Maßnahmen der aufeinanderfolgenden BJP- 
Regierungen (2014 bis 2019 und seit 2019) stie-
ßen allseits auf Kritik. Doch nicht alle Proteste, 
wie z. B. die Proteste während der Einführung des 
neuen Citizenship Amendment Act, lehnten radi-
kale Veränderungen ab. In Assam kam es jedoch 
aus dem Gefühl heraus, die BJP-Regierung habe 
ihre Versprechen gebrochen, nicht genug gegen 
die illegale Einwanderung aus Bangladesch unter-
nommen und die Bürger so mit der Bedrohung 
ihrer distinkten assamesischen Identität allein-
gelassen, zu zahlreichen Protesten.15

Die zunehmende Unter- 
stützung der BJP verdeutlicht 
den Wunsch Indiens, eine 
tatsächliche Nation zu schaffen 
und auf transnationale Heraus-
forderungen zu reagieren.

Die Revision sogenannter Beschwichtigungs
politik von Minderheiten, etwa in Form der 
stufenweisen Abschaffung der Förderung mus-
limischer Pilgerreisen bis 2022 oder Neubestim-
mung von Mitteln zugunsten der Bildung von 
Frauen und Mädchen aus Minderheiten, hatte 
zum Ziel, den Eindruck zu überwinden, der Staat 
bemühe sich mehr um die Minderheiten als um 
die hinduistische Mehrheit.16 

Auch wenn einzelne Schritte und Gesetze in 
Frage gestellt werden können, so verdeutlicht 
die zunehmende Unterstützung der BJP doch 
den Wunsch des Landes, eine tatsächliche Nation 
zu schaffen und auf transnationale Herausforde-
rungen wie illegale Migration, sich verändernde 
Identitäten und Loyalitäten außerhalb des Lan-
des zu reagieren.

Doch der Wahlerfolg der Hindu-Nationalisten ist 
nicht nur die Folge der Politik zu Identitätsfragen. 
Die Fähigkeit der BJP, Menschen mithilfe von 
Kampagnen in den sozialen Medien zu mobilisie-
ren, ihre Pläne zur Frauen- und Jugendförderung, 
Narendra Modis nichtelitärer Hintergrund und 

ethnischen oder sprachlichen Nationalismus 
wie etwa dem tamilischen Nationalismus in den 
1960er Jahren oder dem religiösen Nationalis-
mus wie sichtbar im Kampf der Sikhs um Kha-
listan in den 1970er und 1980er Jahren. Mit der 
zweigleisigen Strategie von Entgegenkommen 
auf der einen und einem harten Durchgreifen 
gegenüber gewalttätigen Gruppen auf der ande-
ren Seite gelang es Indien, Rebellen wieder in 
den Staat einzugliedern.11

Die Akzeptanz des säkularen Staates unter 
den religiösen Gemeinschaften sollte durch 
bestimmte Anreize erhöht werden – etwa durch 

„positive Diskriminierung“ und finanzielle 
Unterstützung für religiöses Engagement, die 
Anerkennung religiöser Rechte bestimmter 
Gemeinschaften sowie einen besonderen Sta-
tus für bestimmte Gruppen und Staaten. Diese 
Maßnahmen boten zwar kurzfristig Stabilität, 
langfristig wurden die Verhandlungen zur Nati-
onalidentität, zu den Rechten und Pflichten der 
Bürger und vor allem zu deren Loyalität dadurch 
allenfalls verschoben. Die Dominanz regionaler, 
religiöser und ethnischer Identitäten verhindert 
die Entstehung einer übergeordneten indischen 
Identität. Das muslimische Familienrecht, die 
staatliche Förderung der Pilgerreise (Haddsch) 
und die besondere Stellung Kaschmirs verfesti-
gen die religiöse Identität sowohl bei Muslimen 
als auch Hindus.12 Islamistische, vermeintlich 
von Pakistan finanzierte Terroranschläge, häufige 
Auseinandersetzungen mit diesem Land sowie 
Spannungen und Konflikte zwischen Hindus 
und Muslimen – besonders sichtbar im Konflikt 
um den Ram-Tempel und die Babri-Moschee in 
Ayodhya – stellen die Loyalität gegenüber dem 
säkularen Staat und den Mitbürgern auf die Probe.

Angesichts der offenen Fragen und widersprüch-
lichen Antworten wächst der Zuspruch für den 
RSS und die BJP. Die Ablehnung der Appease-
ment-Politik,13 der Status des Ram-Tempels und 
der besondere Status Kaschmirs waren 2019 alle-
samt Themen des Wahlprogramms.14 Die Politik 
der aktuellen BJP-Regierung bezieht sich auf die 
Versprechen dieses Wahlprogramms und möchte 
die Fragen klären, die seit der Trennung Indiens 
und Pakistans 1947 größtenteils noch offen sind.
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sri-lankischen Tamilen, stellten bereits vor der 
Unabhängigkeit einen kritischen Aspekt der 
keineswegs konfliktfreien Politik dar. Dennoch 
nahmen die Forderungen des tamilischen Nati-
onalismus im Verlauf der Gründungsjahre Cey-
lons an Schärfe und Nachdruck zu. Angesichts 
des Ethno-Nationalismus der tamilischen Min-
derheit verstärkte sich auch der ethnoreligiöse 
Nationalismus der Mehrheit, was zum Sturz der 
säkularen Elite der UNP 1956 sowie zu einer 
Änderung der Verfassung im Jahre 1972 führte. 
Deren Resultat wiederum war die Umwandlung 
des säkularen Staates in einen solchen mit bud-
dhistischer Dominanz. Obwohl die UNP 1978 
eine neue Verfassung einführte, behielt der Bud-
dhismus seine Sonderstellung.19 Während die 
Auseinandersetzungen zwischen Tamilen und 
Singhalesen in brutale Gewalt eskalierten und 
schließlich in einem dreißigjährigen Bürgerkrieg 
zwischen der Liberation Tigers of Tamil Eelam 
(LTTE) und der Regierung von Sri Lanka (GoSL) 
mündeten, blieben die Beziehungen zwischen der 
buddhistischen Mehrheit und der muslimischen 
Minderheit in der Geschichte der Unabhängigkeit 
Sri Lankas meist herzlich. Die aufeinanderfol-
genden UNP- und SLFP-geführten Regierungen 
sahen muslimische Politiker als Inhaber führen-
der Kabinettposten. Obwohl die panislamische 
Identifizierung der ceylonesischen Muslime kurz 
nach der Unabhängigkeit in einem Bruch zwi-
schen tamilischen Nationalistenführern und der 
muslimischen politischen Elite resultierte,20 kam 
einem sri-lankisch-muslimischen Nationalismus 
im 20. Jahrhundert keine prominente Rolle zu.

Trotz der Teilnahme von  
Muslimen an der Regierung 
wurden deren vitale Interessen 
in den Friedensverhandlungen 
in Sri Lanka übergangen.

Dies änderte sich, als sich die Beziehungen zwi-
schen der muslimischen politischen Führung 
und der östlichen muslimischen Bevölkerung 
im letzten Jahrzehnt des Bürgerkrieges (1999 

die Vorstellung einer Vision für Indiens Zukunft 
forcierten insgesamt den kaum für möglich 
gehaltenen Wahlerfolg der BJP. Doch hat die 
Bereitschaft der indischen Bürger, die Identi-
tätspolitik hinter sich zu lassen, indem sie einen 
Staat für Hindus sichern und an der Zukunft 
einer Nation arbeiten, deren Grenzen und Zuge-
hörigkeiten klar definiert sind, zum Wahlerfolg 
der BJP beigetragen. 

Das Vorhaben der BJP kann als Versuch ver-
standen werden, eine Staatsnation in einen 
Nationalstaat umzuwandeln. Das Projekt der 
Hindu-Nationalisten basiert auf der Ablehnung 
des Kongress-eigenen Säkularismus, steht in 
deutlicher Opposition zum islamischen Natio-
nalismus und sucht gleichzeitig Antworten auf 
transnationale Herausforderungen.

Sri Lanka – Buddhistischer Nationalismus  
als Waffe gegen die Islamisierung?

Der Buddhismus spielt nach wie vor eine wichtige 
Rolle in der Politik der Insel. Obwohl es in Ceylon 
keinen Kampf um Unabhängigkeit wie in Indien 
gab, entstand eine buddhistische Erweckungsbe-
wegung mit antibritischen Einflüssen, die einer 
Volksbewegung gegen die Kolonialherrschaft 
am nächsten kam. Wie auch der INC lehnte die 
politische Elite unter der Leitung von D. S. Sen-
anayake, die den Übergang von der britischen 
Herrschaft zum Dominion-Status und dem neu 
gegründeten autonomen Staat prägte, den Ein-
fluss der Religion auf Staat und Politik ab. Der 
ceylonesische Staat war säkular und Senanaya-
kes United National Party (UNP) als größte politi-
sche Partei befürwortete eine klare Trennung des 
Staates von religiösen Institutionen17 – obwohl 
sie wie auch der INC aus einer Vielzahl diver-
ser Fraktionen bestand. Eine dieser Fraktionen, 
eine Abspaltung der UNP aus dem Jahr 1952, war 
bereit, dem Buddhismus eine wichtige Rolle im 
Staat und in der Gesellschaft zuzugestehen. Unter 
der Führung von S. W. R. D. Bandaranaike wurde 
die neu gegründete Sri Lanka Freedom Party 
(SLFP) Ceylons zweitstärkste Partei.18 Fragen 
des kulturellen Selbstverständnisses und einer 
auf dem Gleichheitsprinzip beruhenden Ver-
tretung der größten ethnischen Minderheit, der 
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zusammen und nannten sich Bodu Bala Sena 
(BBS). Dargestellt als Förderer des buddhisti-
schen Nationalismus, protestierte die Gruppe 
nicht nur gegen das, was sie als Islamisierung 
betrachtete wie die Einführung einer Halal-
Zertifizierung und einer arabischen Kleidung 
in Sri Lanka, sondern setzte sich auch für eine 
Implementierung buddhistischer Werte in Staat 
und Gesellschaft ein. Zum Fokus der Auseinan-
dersetzungen zwischen der BBS und den radika-
len muslimischen Organisationen wurde 2016 
die Änderung des muslimischen Eherechts und 
des Mindestheiratsalters für muslimische Mäd-
chen. Die muslimischen Gruppen bestanden 
auf dem Selbstbestimmungsrecht, während die 
buddhistischen Nationalisten ein einheitliches 
Recht für das ganze Volk (one law for one people) 
sowie die grundsätzliche Abschaffung spezifi-
scher Gesetze für die muslimische Gemein-
schaft forderten.23

Buddhistischen Nationalisten mobilisierten 
die Menschen, indem sie auf Entwicklungen 
innerhalb der asiatischen Nachbarländer und 
auf die Ausbreitung des Islam anderenorts hin-
wiesen. Häufig dienten der RSS und die BJP in 
Indien als Paradebeispiel für den Umgang mit 
der Bedrohung.24 Selbst von zahlreichen Mitglie-
dern der singhalesischen Gesellschaft wurde die 
BBS nicht ernst genommen und so wurde 2015 
die vermeintlich buddhistisch-singhalesisch-
nationalistische SLFP-geführte Koalition durch 
eine liberalere und minderheitsfreundliche Koa-
lition unter Führung der UNP abgelöst.

Die islamistischen Anschläge im April 2019 führ-
ten zu einer grundlegenden Änderung. Gotabaya 
Rajapaksas Gebrauch von Symbolen und Forde-
rungen der buddhistischen Nationalisten verhalf 
ihm zur Präsidentschaft.

Auseinandersetzungen zwischen Muslimen und 
Mitgliedern anderer religiöser Gemeinschaf-
ten nach den islamistischen Anschlägen zeigen 
deutlich, dass transnationale Loyalitäten den 
sozialen Zusammenhalt in Sri Lanka bedrohen. 
Die Unterstützung für jene, die für religiösen 
Nationalismus stehen, sollte in diesem Kontext 
betrachtet werden.

bis 2009) verschlechterten. Die LTTE griff Mus-
lime oft in Gebieten an, die sie als Tamil Eelam, 
also als tamilisches Gebiet, betrachteten, was 
199021 zur Vertreibung der gesamten muslimi-
schen Bevölkerung aus der nördlichen Region 
Sri Lankas führte und viele tote Muslime im 
Osten hinterließ, wo diese in einigen Gebieten 
die Mehrheit bilden. In den Friedensverhandlun-
gen zwischen der LTTE und der GoSL Anfang 
der 2000er Jahre wurden die Kerninteressen 
dieser Muslime jedoch übergangen – und dies 
trotz der Teilnahme muslimischer Parteien an 
der Regierung.

Die Identitäten und politischen Ziele der Muslime 
Sri Lankas erfuhren durch die Förderung von Inf-
rastrukturen und Institutionen in mehrheitsmus-
limischen Gebieten der Insel durch muslimische 
Länder – etwa Saudi-Arabien und Pakistan  – 
einen Wandel. Dieser wurde von Angriffen auf 
Sufi-Muslime sowie buddhistische Schreine und 
Statuen begleitet.22 Aus einer islamischen, die 
muslimische politische Führung ablehnenden 
Volksbewegung im Osten wurde der Entschluss 
gefasst, einen muslimischen Staat innerhalb des 
von Muslimen bewohnten Gebiets Sri Lankas, 
Muslim Thesam genannt, zu gründen. Die Tat-
sache, dass einige der zunehmend stärker wer-
denden islamischen Gruppen bewaffnet waren, 
wurde toleriert, da diese zum einen der LTTE 
während des Krieges die Stirn geboten hatten 
und man zum anderen in hohem Maße von den 
muslimischen Wählerstimmen für zukünftige 
Mehrheiten im Parlament abhängig war.

Arabische Versionen der  
Islaminterpretation fordern 
den moderaten und kulturell 
verankerten Islam heraus.

Verschiedene neu gegründete Gruppen versuch-
ten, ein Bewusstsein für das zu schärfen, was 
als Bedrohung durch den islamistischen Ter-
rorismus wahrgenommen wurde. Einige dieser 
Gruppen schlossen sich 2012 zu einer von bud-
dhistischen Mönchen angeführten Organisation 
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den letzten Jahren ist die maledivische Gesell-
schaft von außen beeinflusst worden. Arabische 
Versionen der Islaminterpretation fordern den 
moderaten und kulturell verankerten Islam der 
Malediven heraus, wie es die Kontroverse um 
einen Rechtsfall aus dem Jahr 2013 deutlich zeigt.

Aufgrund der auf den Malediven praktizierten 
Hadd-Strafe wurde ein 15-jähriges Mädchen, 
das von seinem Stiefvater vergewaltigt worden 
war, zu 100 Peitschenhieben wegen vorehelichen 
Geschlechtsverkehrs verurteilt. Das Urteil pro-
vozierte einen Dissenz in der Gesellschaft ange-
sichts der rigorosen Hadd-Strafe und spaltete sie 
in Moderate und Fundamentalisten.25

Der maledivische Weg –  
Religion ohne Nationalismus?

Auf den Malediven, die vor allem für ihre para-
diesischen Inseln bekannt sind, führte die Frage 
nach Nationalität und Staatsangehörigkeit nicht 
zu Volksbewegungen. Trotz jüngster Demokrati-
sierung des ehemaligen britischen Schutzgebietes 
gab es bisher keine nationalistischen Entwick-
lungen. Es ist der Islam, der als ein Bindeglied 
der überwiegend homogenen Gesellschaft fun-
giert. Alle Bürger der Malediven sind von Rechts 
wegen Muslime und nur Menschen, die dem 
Islam anhängen, können eingebürgert werden. 
Wenn auch die Dominanz des Islam unbestritten 
ist, so ist es dessen Interpretation sehr wohl. In 

Spirale der Gewalt: Die Auseinandersetzungen zwischen Muslimen und Mitgliedern anderer religiöser Gemeinschaften  
nach den islamistischen Anschlägen im April 2019 in Sri Lanka zeigen deutlich, wie transnationale Loyalitäten den 
sozialen Zusammenhalt bedrohen. Quelle: © Dinuka Liyanawatte, Reuters.
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Der mit dem Nationalismus einhergehende 
Exklusivismus resultiert möglicherweise aus der 
Unvereinbarkeit der immensen Diversität der 
südasiatischen Bevölkerung mit dem Nationen-
konzept, das auf gemeinsamen Eigenschaften und 
einer gegenseitigen Loyalität zwischen Mitbür-
gern und dem Staat basiert. Eine wachsende Iden-
tifizierung mit transnationalen Gemeinschaften 
fordert den Kern des Nationalstaates, seine Sou-
veränität und den sozialen Zusammenhalt seiner 
Bürger weiter heraus. In diesem Kontext mag reli-
giöser Nationalismus für die einen das Mittel zur 
Sicherung der lokalen kulturellen und religiösen 
Besonderheiten sein. Für die anderen mag es den 
Beginn einer Rückentwicklung zur urzeitlichen 
Vergangenheit markieren. In jedem Fall bietet der 
derzeitige Aufstieg des religiösen Nationalismus 
in Südasien die Gelegenheit, sowohl langjährige 
gesellschaftliche Konflikte zu lösen als auch das 
Risiko, unsägliches Leid hervorzubringen.

Und dennoch: Diese Fragen nach Staat und 
Nation, mit denen Südasien derzeit zu kämpfen 
hat, sind keineswegs eine Besonderheit eben die-
ser Region. Eine gemeinsame Basis zu schaffen, 
auf Grundlage derer man zusammenwirken kann, 
manchmal auf Basis einer religiös relativ homo-
genen Gesellschaft, deren Mitglieder sich auch 
zusammengehörig fühlen, war und ist häufig der 
Wunsch all jener, die eine Nation zusammenfüh-
ren wollen. Gerade in einer globalisierten Welt, 
in der Migration und zunehmender Austausch 
unterschiedliche Werte und Konzepte von Staat 
und Gesellschaft aufeinandertreffen lassen, 
sollten sich politische Entscheidungsträger vor 
Augen halten, dass eine Vielfalt politischer und 
gesellschaftlicher Ansichten auch zu Konflikten 
sowie – gelegentlich – gewalttätigen Auseinan-
dersetzungen führen kann. Die Entwicklungen 
in Südasien verweisen auf die Notwendgkeit, 
Strategien zu entwickeln, die eine sinnvolle Aus-
einandersetzung mit dieser Vielfalt ermöglichen.

– übersetzt aus dem Englischen –

Dr. La Toya Waha ist Trainee im Regionalprogramm 
Politikdialog Asien der Konrad-Adenauer-Stiftung mit 
Sitz in Singapur.

Heute bemüht sich das Land um Unterstützung 
im Umgang mit der hohen Anzahl ausländischer 
Kämpfer, die nach ihren Einsätzen beim soge-
nannten IS in Syrien und Irak nach Hause zurück-
kehren.26 Die Ablehnung der transnationalen 
muslimischen Identität hat auf den Malediven das 
Streben nach einem eigenen maledivischen Islam 
forciert. Das Bemühen, die eigene maledivische 
Lebensweise gegenüber einer globalen islami-
schen zu schützen, könnte zum Entstehen eines 
eigenen maledivischen Nationalismus führen.

Fazit

Die kurze Darstellung des religiösen Nationalis-
mus in Südasien hat gezeigt, dass dieser in den 
letzten Jahren zwar an Bedeutung gewonnen hat, 
in der Region aber kein neues Phänomen dar-
stellt, sondern diese stark geprägt hat. Obwohl 
die Gewalt innerhalb von Gesellschaften im reli-
giösen Nationalismus einen Beschleuniger findet, 
liegen die Wurzeln der Konflikte in den unter-
schiedlichen politischen und gesellschaftlichen 
Zielen, deren Vielfalt in der gesellschaftlichen 
Diversität selbst wurzeln könnte. Indem sie die  
Quelle einer kollektiven Identität darstellt, bietet 
die Religion in Südasien eine Basis für Werte und 
Konzepte des idealen Staats, der idealen Nation 
sowie der idealen Gesellschaft. In der Vergan-
genheit führten die sich hieraus ergebenden 
Diskrepanzen dieser Ideale zu gesellschaftlichen 
Konflikten, Kriegen und Abspaltungen.

Die überwältigende Unterstützung für Parteien 
und Gruppen in Südasien, die Identitätsinteres-
sen repräsentieren, zeigt, dass ein Zusammenle-
ben in einem gemeinsamen Gebiet, selbst wenn 
dieses bereits Jahrhunderte andauert, nicht 
ausreicht, um eine breite nationale Solidarität 
zu schaffen, die über religiöse und ethnische 
Unterschiede hinausgeht. Schaut man auf die 
verschiedenen südasiatischen Staaten sowie die 
gegangenen und gemiedenen Wege, erweckt dies 
den Eindruck, dass der Aufstieg des und die Rück-
kehr zum religiösen Nationalismus in der Politik 
das Bemühen darum darstellt, sozialen Zusam-
menhalt aufzubauen, und nicht, ihn zu zerstören.
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„Hypernationalismus“? 
Identitäts- und Nationalismusdebatten am Golf
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Wenige Regionen werden bezüglich ihrer wirtschaftlichen, 
gesellschaftlichen und sicherheitspolitischen Verfasstheit 
durch derart massive Veränderungen herausgefordert wie die 
Golfstaaten. Veränderungen, die auch zu einer Auflösung 
bisheriger identitätsbildender Faktoren führen. An ihre Stelle 
treten heute Nationalisierungsprojekte, mit denen der Vorwurf 
einhergeht, die Golfstaaten verfolgten einen aggressiven 

„Hypernationalismus“.

„With your blood you should 
protect the nation”

Am 29. November 2018 veröffentlicht die emira-
tische Tageszeitung The National einen Bericht 
über die Entwicklung des Nationalfeiertags in 
den Vereinigten Arabischen Emiraten (VAE). 
Dabei stellt sie unter anderem dar, wie während 
eines Konzerts am Nationalfeiertag 2017 die 
fiktionale Geschichte eines Jungen erzählt wird, 
der sich zum Militärdienst, der in den VAE als 

„Nationaler Dienst“ bezeichnet wird, verpflichtet.  
Seine Mutter sagt zu ihm: „With your blood you 
should protect the nation and when it calls upon 
you, you must answer with your soul before your 
body.“1 Es ist eine Sprache, die ebenso neu für 
die Emirate sowie die Staaten am arabischen 
Golf ist wie der Stellenwert des Militärs – und 
manche Beobachter dazu veranlasst hat, von 
einem sehr intensiven Nationalismus, einem 

„Hypernationalismus“2 zu sprechen. Das wäre 
ein Nationsgedanke, der auf Abschottung und 
Identitätsbildung durch reine Abgrenzung setzt. 
Die Identitätsbildungsdebatten am Golf scheinen 
jedoch etwas differenzierter zu verlaufen.

Anders als bei Staatsgründungen im Nahen Osten 
oder in Europa standen am Beginn der Staatsbil-
dungen am Golf weder Kämpfe um nationale 
Selbstbestimmung noch spielten nationaler Chau-
vinismus oder Expansionsdrang eine bestim-
mende Rolle. Der Zusammenhalt des Staates und 
die Legitimation der Regierenden wurden durch 
den Rekurs auf die Religion und das Zusammen-
führen der Stämme garantiert. Dies gilt insbeson-
dere für das Königreich Saudi-Arabien, in dem die 

Religion an die Stelle eines Nationsgedankens trat. 
Staatsgründer Mohammed Ibn Saud ging Mitte 
des 18. Jahrhunderts eine Allianz mit dem religi-
ösen Führer Mohammed Ibn Abd Al-Wahhab ein, 
in der die politische Sphäre durch das Haus Saud 
und die religiöse Sphäre durch den Wahhabis-
mus – die besonders puritanische Auslegung des 
Islam – umfassend geregelt wurde. So wurde das 
Königreich zu einem Staat, in dem Religion den 
Staat legitimierte und zentrale identitätsbildende 
Instanz war. „Religion moulded an overarching 
identity that also served to legitimise the ruling 
family. Islam was the identity of the population, 
strengthened by the importance of Saudi Arabia 
as the birthplace of the religion and the host of 
its two most holy sites.“3 Das Haus Saud trat als 
politische Instanz auf, aber eben auch als mora-
lische Instanz und religiöse Autorität; der König 
trägt den Titel „Hüter der beiden heiligen Stätten“ 
Mekka und Medina und versteht sich als Führer 
der islamischen Welt.

So war die Wahrnehmung Saudi-Arabiens 
und auch des Golfs noch bis in die jüngere Zeit 
bestimmt durch ein Image als Region des sehr kon-
servativen Islams, als Region verschleierter Frauen, 
als Region, in der Koran und Sunna als Verfassung 
dienen, das Rechtssystem auf der Scharia beruht 
und das religiöse Establishment das tägliche Leben 
reglementiert sowie die Resilienz der Regierungs- 
und Gesellschaftssysteme gegenüber Veränderun-
gen besonders ausgeprägt ist.

Die Widerstandsfähigkeit gegenüber liberalen 
Veränderungen im wirtschaftlichen und gesell-
schaftlichen Bereich kann mit zwei Faktoren 
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erklärt werden. Zum einen ist die angespro-
chene Bezugnahme auf konservative religiöse 
Autoritäten zu nennen. Zum anderen wird die 
politische und innergesellschaftliche Stabilität 
der Golfstaaten mit dem Rentierstaatsmodell 
erklärt. Es ist ein Versuch, eine Antwort auf die 
Frage zu finden, warum die Regierungs- bzw. 
Staatssysteme derart stabil und stark ausge-
prägt sind. Die Annahme lautet, es gebe einen 

„impliziten“ Vertrag zwischen Herrschern und 
Bevölkerung: Die Bürger seien dem Staat ver-
pflichtet, da sie abhängig von ihm sind. Staats-
angehörige der Golfstaaten zahlen in der Regel 
keine Einkommensteuer, erhalten kostenlose 
Gesundheitsversorgung, das Bildungssystem 
ist ebenfalls kostenfrei, Elektrizität und Treib-
stoff werden subventioniert. Generiert vor allem 
durch die Öleinkünfte leistet der Staat vielfäl-
tige Unterstützung und genießt im Gegenzug 
Autonomie gegenüber der Bevölkerung. Damit 
korrespondieren in sich sehr gefestigte Systeme, 
die sich auf religiöse und traditionelle Macht 
sowie die Verteilung wohlfahrtsstaatlicher Leis-
tungen stützen – und daraus bisher ihre Identität 
gewonnen haben.

„Ich habe zwanzig Jahre, um in meinem  
Land das Ruder herumzureißen und es  
in die Zukunft zu führen“ 

Dieses System der staatlichen Alimentierung 
durch Öleinnahmen ist jedoch unter Druck gera-
ten. Wird die Beziehung zwischen der Lebens-
erwartung und der Zeitspanne, in der Öl noch 
gefördert werden kann, zugrunde gelegt, ergibt 
sich ein alarmierendes Bild für die Staaten, die 
ihre wirtschaftliche Kraft und politische Stabilität 
auf Ölvorkommen fußen lassen: Letztlich sind 
es nur Kuwait und Katar, deren Reserven noch 
etwas länger reichen. Bei allen anderen Staa-
ten werden die Ressourcen innerhalb der heute 
geborenen Generation zu Ende gehen.4 Der sau-
dische Kronprinz Mohammed bin Salman fasst 
diese Entwicklung folgendermaßen zusammen: 

„In zwanzig Jahren wird die Bedeutung des Öls 
gleich Null sein, dann übernehmen die erneuer-
baren Energien. Ich habe zwanzig Jahre, um in 
meinem Land das Ruder herumzureißen und es 
in die Zukunft zu führen.“5

Hinzu kommt ein hohes öffentliches Ausgaben-
volumen bei einem zugleich niedrigeren bezie-
hungsweise schwankenden Ölpreis. Damit steigt 
die Verwundbarkeit der Staatshaushalte, die von 
hohen Öleinnahmen abhängig sind. Dass die 
Golfstaaten einen höheren Ölpreis brauchen, 
zeigt der Blick auf den Break-even-Ölpreis – jener 
Ölpreis, bei dem der Staatshaushalt nach Produk-
tionskosten theoretisch ausgeglichen wäre: Für 
Bahrain, Oman und Saudi-Arabien liegt dieser 
Break-even-Ölpreis ab 2014 weit über dem tat-
sächlichen Ölpreis. Das zeigt den wachsenden 
Druck auf die Staatshaushalte.6 Dieser Druck 
nimmt aber auch aufgrund des Wachstums 
und der Zusammensetzung der Bevölkerung 
zu – einer Bevölkerung, die eingeübte, hohe 
Erwartungen an ihren Lebensstandard hat. Das 
Durchschnittsalter in den Golfstaaten liegt zwi-
schen 20 und 24 Jahren. Diese Staaten haben 
also eine sehr junge Bevölkerung, mit Konse-
quenzen insbesondere für das Bildungs- und 
Gesundheitssystem. Bis 2030 müssen jährlich 
etwa 500.000 Menschen neu in den Arbeits-
markt integriert werden.7

Die Golfstaaten haben eine 
sehr junge Bevölkerung, mit 
Konsequenzen insbesondere 
für das Bildungs- und Gesund-
heitssystem.

Diese Herausforderungen führen zu Unsicher-
heiten und Selbstvergewisserungsfragen. Hinzu 
kommt die Bevölkerungszusammensetzung. In 
der Gesamtschau sind etwa 50 Prozent der in 
den Golfstaaten lebenden Menschen Ausländer. 
Den größten Anteil an Ausländern haben mit 
88,5 Prozent der Bevölkerung die VAE und mit 
85,7 Prozent Katar. Die einheimische Bevölke-
rung arbeitet insbesondere im öffentlichen Sek-
tor, während Ausländer die meisten Arbeiten im 
privaten Sektor ausführen. Mit diesem Modell 
ist es zu einer Abhängigkeit von billigen Arbeits-
kräften gekommen  – und die einheimische 
Bevölkerung wurde zur Minderheit am Golf, die 
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jedenfalls kaum in den breiteren Arbeitsmarkt 
integriert ist.8 Auch stellen die hohe Anzahl 
der arbeitslosen Jugendlichen und eine geringe 
Frauenerwerbsquote eine große Herausforde-
rung dar.9

„An ambitious nation“ – Reformpolitik  
statt Rentierstaat

In den vergangenen Jahren haben alle Golfstaaten 
langfristige Reformprogramme in sogenannten 
Visionen niedergelegt. Ziel ist die Vorbereitung 
auf das Post-Öl-Zeitalter. Bereiche wie Wirtschaft, 
Infrastruktur, Bildung und Gesundheit stehen bei 
allen Programmen im Fokus.10 Der 2016 ver-
kündete saudische nationale Reformplan „Vision 
2030“ konzentriert sich beispielsweise auf fol-
gende Eckpunkte: Diversifizierung der Wirtschaft 
(Förderung unter anderem der Unterhaltungsin-
dustrie, des Tourismus und der Rüstung), Priva-
tisierung und Auflage von Staatsfonds, Stärkung 
des Privatsektors, Steigerung des Beitrags mittel-
ständischer Unternehmer, Reformen in Bildung, 
Arbeitsmarkt, Regulierung und Governance, Ein-
führung einer Mehrwertsteuer, Anhebung des 
Anteils von Frauen am Arbeitsmarkt, Schaffung 
von 15 Millionen Arbeitsplätzen bis 2030 (von 
denen elf Millionen von Staatsangehörigen besetzt 
werden sollen, davon 3,6 Millionen von Frauen).11 
Diese Reformpolitik erstreckt sich nicht nur auf 
wirtschaftliche Fragestellungen, sondern greift 
auch in die gesellschaftliche Realität ein. So eröff-
neten im April 2018 in Saudi-Arabien zum ersten 
Mal seit 35 Jahren wieder Kinos, das Vormund-
schaftsprinzip für Frauen wurde aufgeweicht und 
Frauen dürfen Auto fahren.12

Mit dieser Vorbereitung der Gesellschaft auf 
eine Zeit nach Ende des ölfinanzierten Ren-
tierstaat-Modells, in dem der Staat für alles 
sorgte, geht auch eine Veränderung von Men-
talitäten, Erwartungshaltung und Identität ein-
her – weniger Verantwortung beim Staat, mehr 
Verantwortung beim Einzelnen. „Overall, the 
leadership has broken from the old social cont-
ract by emphasising that Saudi Arabia has now 
entered a new era in which citizens must cont-
ribute to the good of the country, as opposed to 
simply receiving benefits as their forebears did.“13

Wie wird der neue Gesellschaftsvertrag entwi-
ckelt? Wie kann Loyalität zu den Königshäusern 
gewahrt bleiben, wenn das Wohlfahrtssystem 
unter Druck gerät, wenn der Lebensstandard 
schrumpfen sollte, wenn für das eigene Aus-
kommen selbst gearbeitet werden muss und dies 
gegebenenfalls auch in „niederen“ Arbeitsberei-
chen, in denen früher Migranten tätig waren?

Die Religion spielt zwar nach wie vor eine wich-
tige Rolle. Ausweislich der Visionen am Golf ist es 
heute jedoch der Nationsgedanke, der die Funkti-
onen der Legitimation, Identität und Motivation 
erfüllen soll. So heißt es z. B. in der Vision 2021 der 
VAE: „The UAE Vision 2021 National Agenda stri-
ves to preserve a cohesive society proud of its iden-
tity and sense of belonging. Thus, it promotes an 
inclusive environment that integrates all segments 
of society while preserving the UAE’s unique cul-
ture, heritage and traditions and reinforces social 
and family cohesion. Furthermore, the National 
Agenda aims for the UAE to be among the best in 
the world in the Human Development Index and 
to be the happiest of all nations so that its citizens 
feel proud to belong to the UAE.“14 In der saudi-
schen Vision 2030 wird eine „vibrant society with 
strong roots“ als Ziel beschrieben, „taking pride in 
our national identity […] [a]n ambitious nation“.15 
Dabei sollen „nationale Werte“ und die Zugehö-
rigkeit zur Nation ebenso gefördert werden wie 
das islamische, arabische und saudische „Erbe“ 
sowie die arabische Sprache.

Aufbau nationaler Identität

In seinem 2019 publizierten Werk „Being Young, 
Male and Saudi. Identity and Politics in a Globa-
lized Kingdom“ fragt Mark C. Thompson: „What 
Is Saudi?“ Thompson ist einer der besten Kenner 
der gesellschaftlichen Entwicklungen im König-
reich, seine Aussagen basieren auf Fokusgruppen-
Interviews, die er im Königreich geführt hat. Auf 
die Frage, was die saudische Identität ausmache, 
bekam er vage Antworten. Zwar gab die Mehrheit 
der Befragten an, es gebe eine saudische Identi-
tät. Woraus diese bestehe, schien jedoch wenig 
klar konturiert zu sein – beziehungsweise befinde 
sie sich im Prozess der Ausbildung.16 Ein zentra-
ler, sich verändernder Faktor ist dabei offenbar 



54 Auslandsinformationen 2|2020

den Großvater Mohammed bin Salmans, König 
Abdulaziz, der als Gründervater des heutigen 
Saudi-Arabiens gilt, und an eine Zeit vor dem 
ölbasierten Wohlstand. König Abdulaziz, so 
Mohammed bin Salman, habe das Königreich 
ohne die Hilfe des Öls vereint.19

Die Zahl der Festivals und Museen, die das kultu-
relle Erbe in den Golfstaaten, aber auch moderne 
Kunst und Kultur zeigen und expressis verbis 
einen Beitrag zur nationalen Identitätsbildung 
leisten sollen, hat in den vergangenen Jahren 
zugenommen. Dazu zählen zum Beispiel das 
Qasr al Hosn Festival in Abu Dhabi, die SIKKA 
Art Fair in Dubai, die Eröffnung des neuen Nati-
onal Museum of Qatar (im Stil einer Wüstenrose, 
des neuen Nationalsymbols), die Planung des 
Zayed National Museum (im Stil der Flügel eines 
Falken, des Nationalsymbols, und erinnernd an 
die Geschichte des Staatsgründers) in Abu Dhabi, 

der Stellenwert der Religion. Sie spielt nach wie 
vor eine sehr wichtige Rolle, aber die Befugnisse 
etwa der Religionspolizei und führender Kleriker 
wurden stark eingeschränkt.17 Die Religion ist per-
sönlicher geworden. Auch lässt sich die Loyalität 
gegenüber dem System und dessen Legitimation 
nicht mehr durch Rentenzahlungen aufrechterhal-
ten. „Saudi religiosity is changing, undermining 
the political potency of the clerics who once could 
reliably rally followers to the flag. […] With the reli-
gious and economic planks weakened, Riyadh has 
sought to use nationalism as a salve to patch the 
strained relationship between rulers and ruled.“18

Wie wird dieser neue beziehungsweise junge 
Nationalismus aufgebaut? Ein erstes Element ist 
der Rekurs auf Gründungsmythen, Geschichte 
und Kultur – die immer auch auf Gegenwart und 
Zukunft hin interpretiert werden. So erinnert 
das saudische Königshaus beispielsweise an 

Finger am Abzug: Reformprogramme verändern zunehmend die Rolle der Frauen in der Region. 
Quelle: © Mohamed Al Hwaity, Reuters.
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die Golfstaaten für große, internationale Sport
events wie zum Beispiel die Formel 1 in Bahrain 
und Abu Dhabi. Zugleich werden jene Sportarten 
durch die Staaten gefördert, die seit jeher in den 
Golfstaaten ausgeübt beziehungsweise wieder 
eingeführt werden. Hierzu zählen insbesondere 
die Falknerei, die Jagd oder auch Kamel-Rennen. 
Der Falke ist ebenso wie das Kamel zu einem 
Nationalsymbol in den VAE geworden.26 Auch 
hier, im Bereich des Sports, kann der Versuch 
beobachtet werden, Tradition und Moderne zu 
verbinden wie etwa bei Kamelrennen, bei denen 

„Roboter-Jockeys“ die Kamele steuern.27

Nationalfeiertage und  
militärisches Engagement

Ein weiteres zentrales Element der Nationa-
lisierungsprogramme am Golf sind National
feiertage. Der saudische Nationalfeiertag wurde 
bereits 2005 eingeführt mit dem erklärten Ziel, 
die nationale Identität gegenüber tribalen Loya-
litäten und transnationalem Islamismus zu stär-
ken. Einen derartigen Tag zu feiern war in der 
Vergangenheit vom religiösen Establishment 
als unislamisch abgelehnt worden.28 Heute wer-
den Nationalfeiertage am Golf häufig genutzt, 
um militärische Stärke zu zeigen. Militärische 
Symbole, Paraden, Fahnen, Reden und entspre-
chende Kleidung spielen die zentrale Rolle. Auch 
jenseits dieser Nationalfeiertage wird das Mili-
tärische genutzt, beispielsweise durch die Ein-
führung der Wehrpflicht in Kuwait, Katar und 
den VAE. Diese, in den Emiraten als „Nationaler 
Dienst“ bezeichnet, soll erklärtermaßen inneren 
Zusammenhalt und gemeinsame Identität stiften. 
Dies geschieht auch durch Abgrenzung gegen-
über äußeren Gegnern, insbesondere gegenüber 
Iran. Das Land wird einerseits als regional inter-
venierende Kraft kritisiert. Zugleich lässt sich 
erkennen, dass einzelne Golfstaaten, insbeson-
dere in der Corona-Pandemie, eine Entspannung 
im Verhältnis zum schiitisch geprägten Land 
anstreben. Identitätsbildung durch Abgrenzung 
gegenüber Iran könnte so künftig eine geringere 
Rolle spielen.

Die stärkere Nutzung nationaler Appelle im 
Bereich der Verteidigung sowie die militärische 

das National Museum in Muskat, das National 
Museum in Riyadh, die Dschidda Saison oder 
auch das Red Sea Film Festival.20

Es sind auch Projekte, die durch ihre Architektur 
(spectacularisation21 bzw. mega museums22) und 
internationale Ausstrahlung einen Beitrag zu 
nationalem Selbstverständnis und Stolz leisten 
sollen.23 Zum Beispiel sei es Mission des Sharq 
Districts in Kuwait, des King Abdullah Financial 
Districts in Riyadh und des Louvre Abu Dhabi, 
unterschiedliche Kulturen zusammenzubringen 
und damit ein gemeinsames Verständnis von 
Humanität aufzuzeigen.24 Auch das National 
Museum of Qatar stehe für Diversität und Inklu-
sion, so die Vorsitzende der katarischen Museen 
HE Sheikha Al Mayassa bint Hamad bin Khalifa 
Al Thani, die weiter erklärt, das Museum sei eine 
physische Manifestation der stolzen katarischen 
Identität, verbinde die Geschichte Katars mit sei-
ner vielfältigen, kosmopolitischen und progressi-
ven Gegenwart.25

Um Zusammenhalt und  
Legitimität zu sichern, wird  
an die nationale Identität, an 
die Geschichte und an Stammes- 
traditionen appelliert.

So wird, um Zusammenhalt und Legitimität 
zu sichern, an die nationale Identität, an die 
Geschichte und an Stammestraditionen appelliert. 
Dies wird kombiniert mit einer Modernisierungs-
legitimation durch große wirtschaftspolitische 
Narrative und Projekte wie der Expo 2020 in 
Dubai, der Fußball-Weltmeisterschaft 2022 in 
Katar und dem Bau eines arabischen Gegen
entwurfs zum Silicon Valley, mit der Knowledge 
City in Medina / Rotes Meer sowie dem Bau von 
Neom, einer vollautomatisierten Wüstenstadt in 
Saudi-Arabien.

Der Rekurs auf das eigene Erbe und die Verge-
wisserung einer auch modernen Identität zeigt 
sich auch im Bereich des Sports. Zwar stehen 



56 Auslandsinformationen 2|2020

Aufrüstung als Instrument auch der Nationsbil-
dung ist ein jüngeres Phänomen in den Golf-
staaten und führt zu Charakterisierungen wie 
militarized nationalism29 und zu Warnungen, 
mit dieser Strategie werde die Polarisierung zwi-
schen den Golfstaaten, insbesondere zwischen 
Katar und Saudi-Arabien sowie den VAE, zuneh-
men  – zulasten einer geteilten Golf-Identität. 
Dabei gibt es durchaus Unterschiede zwischen 
den Golfstaaten in der Nutzung militärischer 
Symboliken. Kuwait und Oman gehen zurück-
haltender damit um. Katar und die VAE jedoch 
haben jeweils ihre militärische Sichtbarkeit und 
die Nutzung des Militärischen für die Bildung 
des inneren Zusammenhalts verstärkt.30 So ist 
beispielsweise das Tragen von Uniformen durch 
Kinder integraler Bestandteil des emiratischen 
Nationalfeiertags sowie des 2015 eingeführten 
Gedenktags für gefallene Soldaten geworden. An 
einigen Schulen ist das Tragen von Uniformen 
am Nationalfeiertag verpflichtend, in Kaufhäu-
sern finden sich Kinderuniformen und Kleider in 
Camouflage. Moscheen, Straßen oder öffentliche 
Gebäude werden nach Soldaten benannt, die im 
Dienst gefallen sind.

Unter anderem haben neue 
Unsicherheiten dazu geführt, 
dass sich die Golfstaaten als 
Nationen neu definieren.

Diese patriotische Atmosphäre hat sich beispiels-
weise auch zu Beginn der von Saudi-Arabien 
angeführten Jemen-Intervention gezeigt. Bürger 
wurden aufgefordert, für ihr Land zu kämpfen 
oder die Truppen zu unterstützen (z. B. durch die 
Social-Media-Kampagne „send your message 
to the troops“). Der Rückzug der emiratischen 
Truppen aus dem Jemen und deren Ankunft 
in den VAE wurde begleitet von Bildern einer 
großen, nationale Einheit repräsentierenden 
Militärparade, bei der Mohammad bin Zayed, 
Kronprinz von Abu Dhabi und Oberbefehlsha-
ber der emiratischen Streitkräfte, die Soldaten 
empfing.31



57Nationalismus

Proiranische Huthi-Rebellen: Der Krieg im Jemen befeuerte die patriotische Atmosphäre in Ländern der Region. 
Quelle: © Khaled Abdullah, Reuters.
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beispielsweise durch ein Religionsministerium 
(nicht Islamministerium), in den Emiraten durch 
das 2016 gegründete Ministerium für Toleranz 
oder das 2019 durchgeführte „Jahr der Toleranz“. 
Neben der Ablehnung einer religiösen Polarisie-
rung, des Extremismus und des Konfessionalis-
mus geht es hier auch darum, Weltoffenheit zu 
demonstrieren, die gerade für die Emirate als 
internationalem Hub essenziell ist.

„Hypernationalismus“ oder 
weltoffene Nationen?

So reagieren die Golfstaaten mit ihren Nationa-
lisierungsprojekten auf die Herausforderungen 
durch das absehbare Ende des Rentiermodells, 
der demografischen Entwicklung sowie der 
geostrategischen Lage. Letztere birgt Unsicher-
heitsfaktoren, die aus offenen Grenzen, fragmen-
tierten Gesellschaften bei gleichzeitigem Mangel 
verbindender Identität sowie sektiererischen 
Bewegungen resultiert.34

Neue Unsicherheiten angesichts transnationaler 
islamistischer Netzwerke, die die Legitimität der 
Regierungen am Golf sowie das Lebensmodell 
in Zweifel ziehen, die Furcht vor dem Einfluss 
Irans und sektiererischer Spaltungen sowie hoher 
Reformdruck und hohes Reformtempo haben 
dazu geführt, dass sich die Golfstaaten als Nati-
onen neu definieren beziehungsweise Geschichte, 
Kultur, Zukunftsvisionen – das Eigene – stärker 
betonen. Handelt es sich hier um „Hypernationa-
lismus“ oder militarized nationalism, der sich im 
Inneren gegen Aktivisten, Akademiker, Influen-
cer und öffentliche Persönlichkeiten richtet sowie 
eine Gefahr für die Nachbarstaaten darstellt? Die 
Kritik beispielsweise mit Blick auf Saudi-Arabien 
lautet, dass, nachdem die Macht der Religiösen 
schwindet, die Macht der „Hypernationalisten“ 
zunimmt. Sie wachen über den öffentlichen 
Raum hinaus – insbesondere auch darüber, was 
in Sozialen Medien sagbar ist. Sie seien es, die 
die neuen roten Linien ziehen.35 Eine aggres-
sive „with us or against us“-Mentalität breite sich 
aus.36 Die stärkere Betonung militärischer Macht 
etwa in den VAE wird als Gefahr eines militari-
zed nationalism kritisiert. Zugleich lassen sich 
in allen Golfstaaten sowohl rhetorisch als auch 

Während sich Saudi-Arabien und die VAE im 
Jemen-Krieg engagieren, entschied sich Oman 
aktiv gegen eine Beteiligung, was wiederum 
einen inneromanischen Solidarisierungseffekt 
hatte.32 Die Entscheidung deckte sich mit dem 
klassischen nationalen Narrativ Omans als unab-
hängiger, friedlicher Staat, der sich in der Region 
als Mediator betätigt, nicht aber als intervenie-
rende Kraft. Dabei ist Oman der Staat am Golf, 
der als geografische und kulturelle Entität seit 
Jahrtausenden bestanden hat und dessen Bürger 
sich seit Langem als Nation zusammengehörig 
fühlen. Nichtsdestotrotz wurde eine stärkere 
gesellschaftliche Integration und Nationsbildung 
ab den 1970er Jahren als wichtig erkannt und 
fiel zusammen mit dem Beginn der Herrschaft 
Sultan Qaboos. Vier Elemente der Nationsbil-
dung können hier exemplifiziert werden – die 
Gründung der Sultan’s Armed Forces (SAF), die 
Soldaten aus allen Regionen, Stämmen und 
gesellschaftlichen Gruppen rekrutierte und Bil-
dungsfunktionen übernahm, die Gründung der 
Petroleum Development Oman, die wie SAF die 
Funktionen der gesellschaftlichen Integration 
sowie Bildung erfüllte, die Ausbildung hand-
lungsfähiger staatlicher Institutionen sowie 
schließlich die Fokussierung auf die Person des 
Sultans selbst. Dieser wirkte als zentrale Integra-
tionsfigur über Stämme, Religionszugehörigkeit 
und Geografie hinweg.33

Neben der Ablehnung einer  
religiösen Polarisierung,  
des Extremismus und des  
Konfessionalismus geht es  
darum, Weltoffenheit zu  
demonstrieren, die gerade  
für die Emirate essenziell ist.

Hier wie auch in den VAE zeigt sich auch der 
Stellenwert religiöser Toleranz im Zusammen-
hang mit den Nationalisierungsprojekten. Beide 
Staaten verfolgen Strategien, die auf eine Ver-
meidung der Politisierung von und der Polarisie-
rung durch Religion zielen – konkret im Oman 
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faktisch Nationalisierungsprojekte studieren, in 
denen sowohl Geschichte, Kultur und Erfolge 
als auch Reformen, Modernisierung, Toleranz, 
Pluralismus und Weltoffenheit kombiniert wer-
den. Das mag als Lippenbekenntnis oder not-
wendige Voraussetzung des Geschäftsmodells 
der Golfstaaten abgetan werden. Es konterkariert 
jedenfalls die These eines reinen „Hypernationa-
lismus“ oder militarized nationalism. Für westli-
che Staaten, die eine freiheitliche und inklusive 
Grundordnung favorisieren, ergibt sich, dass 
ihnen beim Umgang mit den Golfstaaten Res-
pekt vor Traditionen und Kultur abverlangt wird. 
Zugleich ergeben sich beim Blick auf die Kombi-
nation von Nationalisierung und Weltoffenheit 
sowie wirtschaftlicher und gesellschaftlicher 
Reformen Potenziale des Voneinander-Lernens 
und des gegenseitigen Austauschs.

Fabian Blumberg ist Leiter des Regionalprogramms 
Golf-Staaten der Konrad-Adenauer-Stiftung mit Sitz 
in Amman.

Der Autor dankt Philipp Bernhard, Gulf Analysis 
Intern im Regionalprogramm Golf-Staaten der 
Konrad-Adenauer-Stiftung, für wichtige Recherchen.
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Die Lage im Sahel
Konsequenzen für das internationale Engagement
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Die Sahelregion steht nunmehr seit mehreren Jahren im Fokus 
der europäischen und deutschen Außen-, Sicherheits- und  
Entwicklungspolitik. Trotz eines erheblichen Engagements  
der internationalen Staatengemeinschaft seit der erfolgreichen  
französischen Militäroperation Serval gegen terroristische 
Gruppen in Mali im Januar 2013 hat sich die Sicherheitslage 
jedes Jahr weiter verschlechtert. Nicht allein dschihadistische 
Vereinigungen wie GSIM und EIGS1 tragen zu dieser instabilen 
Lage bei, sondern auch lokal geprägte, in Teilen ethnische 
Konflikte, bewaffnete Milizen und organisierte Kriminalität. 
Was sind die Hintergründe dieser sich verschärfenden Lage 
und welche Konsequenzen ergeben sich daraus für die  
europäische und deutsche Unterstützung der Sahelstaaten2?

Die Lage

Die Zahlen sind eindeutig: In fünf Jahren, von 
2014 bis 2019, verzeichnen die Daten von 
ACLED, einer auf die Analyse von Konflikten 
spezialisierten NGO, einen drastischen Anstieg 
politischer Gewalt im Sahel. Allein zwischen 
2018 und 2019 hat sich die Opferzahl in der 
Region auf über 5.360 verdoppelt.3 Und dies 
sind nur die bekannten und  – soweit dies in 
der Region überhaupt möglich ist – bestätigten 
Opfer. Aus Gesprächen mit Flüchtlingen aus dem 
Zentrum Malis oder mit lokalen Politikern der 
Region Tillabéri in Niger ergibt sich die begrün-
dete Vermutung, dass die direkten und indirek-
ten Opferzahlen der Gewalt im Sahel noch höher 
sein dürften.4 Hauptbetroffene der instabilen 
Lage sind Zivilisten, direkte Opfer von Angriffen 
auf Dörfer, zur Flucht Gezwungene oder ihrer 
Lebensgrundlagen Beraubte. Bauern können ihre 
Felder nicht mehr bestellen, Viehzüchter ver-
lieren ihre Herden durch Raub oder zumindest 
Teile davon als „Abgaben“ an bewaffnete Grup-
pen. Indirekt führt die Unsicherheit dazu, dass 
Märkte nicht mehr öffnen bzw. viele Menschen 
diese nicht mehr erreichen können. Durch die 
Schließung zahlreicher Schulen in den betroffe-
nen Regionen erodiert selbst die ohnehin schwa-
che Basis für Bildung und Ausbildung.

Nicht allein die Zivilbevölkerung ist betroffen, 
sondern vor allem auch die Sicherheitskräfte 
der Staaten sind direkte Ziele der terroristi-
schen Gruppen. Deren Ziel ist die Schaffung 
staatsfreier Räume und die Errichtung eigener, 
parastaatlicher Strukturen. In vielen Regionen 
gibt es entweder überhaupt keine oder nur noch 
eine geringe, auf einige zurückgezogene Posten 
beschränkte Präsenz der Sicherheitskräfte. Die 
Opferzahlen in den Reihen von Armee, Gendar-
merie und Polizei sind hoch. Ein Beispiel aus Mali: 
Allein die Attacke auf das Militärcamp im nordöst-
lichen Indelimane Anfang November 2019 kos-
tete mindestens 49 Soldaten das Leben. Nach 
Einschätzung von Sicherheitsexperten sind die 
Verlustraten der malischen Armee, im Verhältnis 
zu den sich im Feld befindlichen Streitkräften, 
extrem hoch. Die Attacken auf Militärcamps und 
Polizeistationen in Burkina Faso, Mali und Niger 
in 2019 (unter anderem In-Atès, Chinegodar, 
Indelimane) haben nicht allein gezeigt, dass ter-
roristische Gruppen in der Lage sind, komplexe 
und aufwendige Angriffe durchzuführen, sondern 
leider auch, dass die Streitkräfte der Region selbst 
unfähig sind, befestigte Stellungen ausreichend 
zu sichern und zu verteidigen. Insbesondere 
die Streitkräfte Malis und Burkina Fasos sind in 
einem beklagenswerten Zustand, und dies trotz 
massiver Unterstützung vor allem der malischen 
Sicherheitskräfte seit mehreren Jahren.
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oftmals durch lokale Autoritäten eingegrenzt 
werden. Die aktuelle Verschärfung ergibt sich 
durch die Instrumentalisierung dieser Konflikte 
durch bewaffnete Gruppen – nicht allein Terro-
risten – und teilweise auch seitens des Staates 
sowie durch die zunehmende Verbreitung von 
Waffen, die Auswirkungen des demografischen 
Wachstums, der damit verbundenen Perspektiv
losigkeit junger Menschen sowie das Aufbrechen 
traditioneller Führungsstrukturen. Gerade Letz-
teres spielt eine nicht unerhebliche Rolle bei der 
zunehmenden Gewalt. Lokale, traditionelle Auto-
ritäten wie Dorfchefs und religiöse Führer werden 
entweder nicht länger akzeptiert oder sind Ziel 
der terroristischen Gruppen. Mit dieser Entwick-
lung bricht ein weiterer Stabilitätsfaktor in vielen 
Gebieten weg.

Ein hochkomplexes und überaus gefährliches 
Problem entsteht durch die Beteiligung von Mit-
gliedern der Volksgruppe der Peul in einer Viel-
zahl terroristischer Gruppen. Diese Volksgruppe 
lebt in Westafrika von Guinea und Senegal im 
Westen bis hin nach Nigeria und dem Tschad. 
Viele Peul sind traditionell Viehzüchter und 
treiben teilweise bis heute ihre Rinderherden 
über tausende Kilometer durch Westafrika. Der 
aktuell prominenteste Peul dürfte wohl Amadou 
Koufa, Gründer der Katiba Macina im Zentrum 
Malis, sein.7 Amadou Koufa ist mittlerweile 
einer der prominentesten Führer der al-Qaida-
nahen Gruppierung GSIM. Für viele Menschen 
in der Region sind damit die Peul Verbündete 
der Terroristen. Ein gefährliches Amalgam, wird 
damit doch eine gesamte Volksgruppe unter den 
Generalverdacht der Sympathie mit terroristi-
schen Gruppen gestellt, was mit Blick auf ihre 
Siedlungsgebiete in ganz Westafrika ethnische 
Konflikte weiter befeuern könnte. Leider findet 
diese Verallgemeinerung mit Blick auf die Peul 
auch in Europa Glauben.8

Die Bedeutung der lokalen Konflikte kann für 
den Umfang der Instabilität in der Region nicht 
überschätzt werden. Viele terroristische Gruppen 
nutzen diese Konflikte geschickt aus. Durch die 
Abwesenheit des Staates oder den schlechten 
Ruf, den dieser genießt, stellen sie sich – oder 
andere Milizen – als verlässliche Ordnungshüter 

Weite Gebiete der Staaten Burkina Faso, Mali 
und Niger sind längst nicht mehr unter der Kon-
trolle des Staates. Dies betrifft unter anderem 
den Norden und das Zentrum Malis, den Nor-
den und Osten Burkina Fasos sowie den Nord-
westen Nigers. In diesen Regionen haben sich 
terroristische Gruppen festgesetzt, aber auch 
Selbstverteidigungsmilizen haben sich gebildet, 
oftmals auf ethnischer Basis. Diese Milizen, wie 
z. B. die sogenannten Koglweogo in Burkina Faso, 
sind oftmals lokal stark verankert und ersetzen 
den Staat. Die Selbstverteidigungsgruppen 
richten sich entweder gegen die Bedrohung 
durch Terroristen oder existieren – wie die Kogl-
weogo – schon seit Längerem zur Herstellung 
von Ordnung und Recht gegenüber Kriminellen 
in Regionen, in denen der Staat nicht präsent ist 
oder als unfähig gilt. Beispielhaft für diese Ent-
wicklung steht auch die Miliz der Volksgruppe 
der Dogon, Dan Na Ambassagou, im Zentrum 
Malis. Dieser Miliz werden Übergriffe gegen 
die Volksgruppe der Peul5 vorgeworfen, die 
sich selbst jedoch als Schutzmacht der Dogon-
bevölkerung gegen die terroristischen Gruppen 
und andere Banditen sieht. Ein Beschluss der 
malischen Regierung zur Auflösung der Dogon-
miliz nach dem Massaker im zentralmalischen 
Dorf Ogossagou verpuffte wirkungslos, hat die 
Regierung doch keine Möglichkeiten und – nach 
Auffassung einiger Beobachter – auch nicht den 
Willen, die Auflösung durchzusetzen.6

Die Verschärfung der Situation 
ergibt sich auch durch die zu-
nehmende Waffenverbreitung,  
die Perspektivlosigkeit und  
das Aufbrechen traditioneller  
Führungsstrukturen.

Seit mehreren Jahren haben sich vor diesem 
Hintergrund lokale und ethnische Konflikte 
weiter verschärft und verkomplizieren die Situ-
ation zunehmend. Viele dieser lokalen Konflikte 
bestehen seit Langem – unterschwellig oder offen. 
Allerdings konnten in früheren Jahren Konflikte 
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tischen Gruppen ursprünglich aus dem Norden –  
aus dem damaligen Bürgerkriegsland Algerien – 
nach Nordmali ausgewichen sind und anderer-
seits der Zusammenbruch Libyens nach dem 
Sturz des langjährigen Diktators Gaddafi 2011 
eine wesentliche Rolle beim Aufbau und der 
Bewaffnung der zahlreichen militanten Gruppen 
im Norden Malis 2012 gespielt hat. Diese Kom-
bination aus externen und internen Faktoren hat 
das Pulverfass Sahel explodieren lassen.

Die Internationale Gemeinschaft ist spätestens 
seit 2013 in erheblichem Umfang in der Region 
engagiert. Nachdem 2012 terroristische Grup-
pen die Separatistenmilizen einiger Tuareg-
Gruppen beiseitegeschoben hatten und im  
Norden Malis, in Timbuktu und Gao, ihre Herr-
schaft etablieren konnten, kam es in Malis 
Hauptstadt Bamako zu einem Putsch der Armee. 
Es folgte eine chaotische Situation in einem 
ohnehin schwachen Staat. Die Entscheidung 

dar. Die Abwesenheit des Staates in vielen Regi-
onen ist jedoch kein neues Phänomen. Seit ihrer 
Unabhängigkeit ist es den meisten Sahelstaaten 
nie gelungen, die volle Kontrolle über ihr Territo-
rium auch wirklich auszuüben und ihre staatliche 
Präsenz überall zu verstetigen. Mit Blick auf die 
riesigen Räume, die defizitäre Infrastruktur und 
die geringen Ressourcen dieser Staaten ist dies 
auch nicht verwunderlich. Spätestens seit dem 
Beinahezusammenbruch Malis 2012/2013 und 
dem Sturz des langjährigen Staatschefs Blaise 
Compaoré in Burkina Faso 2014 hat sich dieser 
Kontrollverlust weiter verstärkt.

Die Ursachen der aktuellen Krise des Sahel rei-
chen also weit zurück und haben viel mit der Fra-
gilität der Staaten der Region zu tun. Die prekäre 
Sicherheitslage ist keineswegs eine bloße Kon-
sequenz der Aktivitäten terroristischer Gruppen. 
Gleichwohl bleibt festzuhalten, dass einerseits die 
meisten ursprünglichen Anführer der dschihadis-
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Fragile Staaten, Unterentwicklung, riesige Räume:  
Vielen Experten ist seit Langem klar, dass die  
Instabilität den gesamten Sahelraum betrifft.  
Quelle: © Yves Herman, Reuters.

Entwicklungszusammenarbeit für den Sahel 
ausgeweitet. Deutschland beteiligte sich – zum 
ersten Mal in Westafrika  – in erheblichem 
Umfang, sowohl bei der EUTM als auch bei der 
MINUSMA.

Der nahezu ausschließliche 
Fokus der internationalen  
Gemeinschaft auf Mali  
entspricht nicht der Realität 
einer Region, in der Grenzen 
wenig bedeuten.

Der Fokus der internationalen Gemeinschaft 
war sehr klar und nahezu ausschließlich auf 
Mali gerichtet. Einzig die französische Anti
terroroperation Barkhane hatte immer schon 
einen sahelweiten Ansatz. Auch die deutsche 
Öffentlichkeit nahm und nimmt bis heute den 
Konflikt in der Sahelzone als Einsatz in Mali wahr. 
Mag dies mit Blick auf die auf Mali beschränkte 
Beteiligung der Bundeswehr in den beiden 
Missionen EUTM und MINUSMA begründet 
erscheinen, so entspricht es nicht der Realität 
in einer Region, in der Grenzen wenig bedeuten.

Dieser enge Blick auf Mali erstaunt umso mehr, 
als bereits 2014 die Staaten Burkina Faso, Mali, 
Mauretanien, Niger und Tschad das Staatenbünd-
nis G5 Sahel ins Leben riefen. Das erklärte Ziel 
war die Stärkung von Entwicklung und Sicherheit 
in der Region. 2015, im Zuge der Migrationskrise 
und den Bildern von illegalen Migranten an den 
Stränden des Mittelmeers in Libyen, rückte Niger 
als Drehkreuz der sogenannten zentralen Mittel-
meerroute in den Blickpunkt, auch in Deutsch-
land. Aber noch bis vor Kurzem wurde vor 
allem in der Wahrnehmung in Deutschland das 

des französischen Staatspräsidenten François 
Hollande, den drohenden Vormarsch terroristi-
scher Gruppen aus dem Norden Malis Richtung 
Süden mit dem Einsatz eigener Truppen zu ver-
hindern, führte im Januar 2013 zur erfolgrei-
chen Operation Serval. In der Folge versuchte 
die internationale Staatengemeinschaft den als 
innermalischen Nord-Süd-Konflikt begriffenen 
Ursprung der Krise diplomatisch durch das im 
Jahr 2015 unterzeichnete Abkommen von Algier 
zu lösen. Zugleich wurden der Kampf gegen 
die terroristischen Gruppen durch Frankreich 
nahtlos mit der Operation Barkhane fortge-
führt, eine VN-Mission zur Umsetzung des Frie-
densabkommens und zur Stabilisierung Malis 
(MINUSMA) geschaffen und mit der European 
Union Training Mission Mali (EUTM), der EU 
Capacity Building Mission (EUCAP) Sahel 
Mali und EUCAP Sahel Niger Trainings- und 
Beratungsmissionen zur Stärkung der Sicher-
heitskräfte aufgesetzt. Parallel dazu wurde die 
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So trifft beispielsweise der vielfach beschriebene 
Konflikt zwischen Ackerbauern und Viehzüch-
tern in diesem schematischen Kain-und-Abel-
Bild gar nicht zu. Im Nordwesten Nigers, um nur 
ein Beispiel zu nennen, stehen sich – auch dies 
eine Vereinfachung! – mit Tuareg und Peul zwei 
traditionelle Viehzüchtergruppen gegenüber. 
Unterschätzt wird zudem häufig das Konflikt
potenzial, das durch die Usurpation (aus Sicht der 
Betroffenen) von Land durch reiche Malier oder 
Nigrer auf dem Weg des modernen, staatlichen 
Grundrechts erfolgt. In Burkina Faso wiederum 
sind die Beamten der Wasser- und Wälderbe-
hörde Corps des Eaux et Forêts in vielen Regio-
nen geradezu verhasst, da sie traditionelle Jäger 
bestrafen und als hochkorrupte Vertreter eines 
für die Landbevölkerung unverständlichen staat-
lichen Umweltschutzsystems gelten.11

Diese Komplexität der Lage wird, so scheint 
es, auch heute noch nicht wirklich erkannt. Die 
größte Bedrohung der Sicherheit geht zwar 
aktuell zweifellos von den terroristischen Grup-
pierungen aus, aber die größte Bedrohung der 
Stabilität in der Region bleiben die fragilen 
staatlichen Strukturen – verbunden mit Armut 
und Perspektivlosigkeit einer extrem jungen und 
weiter wachsenden Bevölkerung.

Die Abwesenheit bzw. Schwäche  
der staatlichen Strukturen hat 
Folgen, die den staatlichen und  
gesellschaftlichen Zusammen-
halt dieser Staaten infrage 
stellen.

Vor diesem Hintergrund konzentriert sich  
das internationale militärische und politische 
Engagement entweder auf die Bekämpfung des 
Symptoms Terrorismus oder versucht die Leere, 
die die Staaten in vielen Bereichen lassen, zu 
füllen. Aber weder kann die Operation Bark-
hane langfristig die nationalstaatlichen Sicher-
heitskräfte ersetzen noch können beispielsweise 
internationale Akteure wie die MINUSMA auf 

Engagement in Mali und Niger als quasi komplett 
voneinander getrennt betrachtet – hier Stabilisie-
rung und Antiterrorkampf, dort Entwicklung und 
Management der illegalen Migrationsströme. Vie-
len Kennern der Region war jedoch mit Blick auf 
die Fragilität der Staaten, die Unterentwicklung 
und die riesigen Räume seit Langem klar, dass 
die Instabilität den gesamten Sahelraum betrifft. 
Heute stehen vor allem die drei Staaten des zen-
tralen Sahel – Burkina Faso, Mali und Niger – ins-
gesamt vor einer desaströsen Situation.

Welche Schlussfolgerungen 
sind daraus zu ziehen?

Der Fokus der internationalen Gemeinschaft auf 
den Terror bzw. die terroristischen Gruppen trifft 
also nur einen Teil des Problems der Instabilität 
in der Region, gewissermaßen mehr eines von 
vielen Symptomen als die Ursache. Der französi-
sche Experte Mathieu Pellerin bringt die aktuelle 
Lage mit Blick auf die sogenannten dschihadis-
tischen Gruppen auf den Punkt: Der Dschiha-
dismus im Sahel sei vor allem glocal und müsse 
verstanden werden „[…] nicht prioritär als eine 
gleichförmige Bewegung religiöser Natur, son-
dern als Agglomeration lokaler aufständischer 
Brennpunkte, die sich aus teilweise sehr alten 
gesellschaftlichen, politischen oder ökonomi-
schen Spaltungen speisen“.9

Die Konflikte in der Sahelregion lassen sich daher 
nicht auf einen simplen Antiterrorkampf reduzie-
ren. Bei der Lösung des Problems kann daher, um 
nur ein Element der klassischen Strategie gegen 
religiös motivierten Terror zu nennen, eine Dera-
dikalisierung von Terroristen oder Sympathisan-
ten nur ein sehr kleiner Bestandteil sein. Denn 
nahezu alle Experten sind sich einig: Der religiöse 
Faktor spielt im Sahel nicht die zentrale Rolle im 
Zulauf der terroristischen Gruppen. Islamischer 
Fanatismus mag bei einigen Rekruten eine Rolle 
spielen, insbesondere bei den Führungskadern, 
aber nur eine untergeordnete Rolle bei der Masse 
der Angehörigen von GSIM oder EIGS.10 Häufig 
wird nicht nur bei der Rekrutierung von Terro-
risten die Vielschichtigkeit der Motivationslagen 
übersehen. Gleiches gilt auch für die lokalen Kon-
flikte, die oftmals allzu sehr vereinfacht werden. 
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militärische Terrorismusbekämpfung, Ausbil-
dung der lokalen Sicherheitskräfte und klas-
sische Entwicklungszusammenarbeit. Kurz 
zusammengefasst könnte man die Logik des 
bisherigen Engagements so beschreiben: Die 
internationalen Truppen wie Barkhane oder 
MINUSMA sollen den Staaten der Region den 
Zeitraum verschaffen, den sie für die Stärkung 
ihrer eigenen Kräfte brauchen. Hierfür erhalten 
sie Ausbildungshilfe und Materialunterstützung 
unter anderem durch die EUTM. Parallel dazu 
soll die zivile Entwicklungszusammenarbeit den 
gesellschaftlichen Zusammenhalt stärken und 
ökonomische Perspektiven schaffen.

Die Zustimmung in der  
malischen Bevölkerung  
zum internationalen  
Engagement erodiert.

Dieser Dreiklang – Stabilisierung durch interna-
tionale Truppen, Ausbildungs- und Materialhilfe, 
Entwicklungszusammenarbeit – hat bisher, analog 
zum vergleichbaren Ansatz in Afghanistan, keine 
nachhaltigen Effekte gezeitigt. Ganz im Gegenteil: 
Insbesondere die Eliten in Mali haben bisher nur 
sehr geringe Anstrengungen unternommen, um 
den nach dieser Logik vorgesehenen Aufbau eige-
ner Fähigkeiten bei den Sicherheitskräften ent-
schieden voranzutreiben. Stattdessen verlässt man 
sich darauf, dass beispielsweise die MINUSMA 
wie selbstverständlich nationale Wahlen absi-
chert oder malische Politiker sicher von A nach B 
transportiert. Währenddessen erodiert die Zustim-
mung in der Bevölkerung zum internationalen 
Engagement. Vor allem Frankreich, aber auch die 
MINUSMA stehen in der gesamten Sahelregion in 
der Kritik. Gegenüber der ehemaligen Kolonial-
macht Frankreich hat sich mittlerweile eine regel-
rechte Ablehnung bis hin in die Kreise der Eliten 
entwickelt. Es kursieren Verschwörungstheorien, 
die Frankreich unterstellen, im eigenen Interesse 
die terroristischen Gruppen in der Region am 
Leben zu erhalten. Wie sonst könnte es denn sein, 
dass diese von der französischen Armee nicht 
schon längst zerschlagen seien?14

Dauer die Funktionen übernehmen, die vor allem 
die Staaten der Region selbst ausfüllen müssen. 
Die mit Beginn des internationalen Engagements 
2013 gehegte Hoffnung, die Staaten der Region – 
unterstützt und geschützt durch die internatio-
nale Gemeinschaft – könnten schrittweise ihre 
zentralen Aufgaben selbst übernehmen, erwies 
sich als Illusion. Die Analyse des französischen 
Generalstabschefs François Lecointre mit 
Blick auf Mali fasst dies gut zusammen: „Unser 
Optimismus wurde enttäuscht und Barkhane 
wurde nicht begleitet durch eine Rückkehr des 
Staatsapparats und der Erneuerung der Streit-
kräfte, vor allem der malischen. Zudem fand 
die konkrete Umsetzung des Friedens- und Aus
söhnungsabkommens nicht statt, das Chaos 
in Gebieten wie in Azawad oder Liptako bleibt 
bestehen, wo die Präsenz des Staates, wenn sie 
aufrechterhalten wurde, nicht akzeptiert, ja sogar 
bekämpft wurde.“12

Die Analyse der Experten ist nahezu einheit-
lich: Das zentrale Problem sind die staatlichen 
Strukturen der Region, d. h. ihre komplette 
Abwesenheit bzw. ihre Schwäche sowie ihre 
Wahrnehmung als korrupt und ineffizient. Dies 
hat Folgen, die weit über die problematische 
Sicherheitslage hinausreichen und den staatli-
chen und auch gesellschaftlichen Zusammenhalt 
dieser Staaten insgesamt infrage stellen. Denn 
selbst in relativ sicheren und noch stabilen Regi-
onen, wie zum Beispiel im Westen Malis, ist die 
Autorität des Staates gering. So berichtete ein 
malischer Präfekt, dass er während seiner Arbeit 
in der Region Kayes kaum Respekt seitens der 
Bevölkerung genossen habe. Ein Grund hierfür 
sei unter anderem die Tatsache, dass die gerin-
gen staatlichen Ressourcen, die er mobilisieren 
konnte, im Vergleich zu den Rücküberweisungen 
von Auslandsmaliern an ihre Dörfer in dieser tra-
ditionellen Auswanderungsregion derart gering 
seien, dass niemand auf die Idee käme, etwas 
vom malischen Staat zu erwarten.13

„More of the same“ oder Neustart des 
internationalen Engagements?

Bisher setzt die internationale Staatengemein-
schaft im Wesentlichen auf drei Lösungsansätze –  
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Partnerseite und eine Effizienzsteigerung in den 
militärischen Unterstützungsmaßnahmen.

1.	 	 Zahlreiche Experten sind der Auffassung, 
dass die Anstrengungen der internatio-
nalen Gemeinschaft zuvörderst auf die 
Kernfunktionen des Staates konzentriert 
werden sollten.15 Hierzu gehört die verbes-
serte Unterstützung nicht nur der Streit- und 
Sicherheitskräfte der Region, sondern aller 
Kernfunktionen, d. h. Justizwesen, Bildungs-
sektor, Territorialverwaltung, Gesundheits- 

Aber was ist die Alternative zum bisherigen 
Vorgehen? Das bisherige, erhebliche entwick-
lungs- und sicherheitspolitische Engagement der 
internationalen Gemeinschaft ist im Grundsatz 
keineswegs fehlgeleitet. Was aber fehlt, ist eine 
klare Ausrichtung auf die wesentlichen Faktoren, 
die für eine Stabilisierung der Region zentral 
sind. Diese sind vor allem die Kernfunktionen 
der Staaten der Region. Eine Neuausrichtung des 
internationalen Engagements bedeutet daher in 
erster Linie eine deutlichere Prioritätensetzung, 
das Einfordern von mehr Engagement auf der 

Wie geht es weiter? Das Engagement der internationalen Gemeinschaft ist im Grundsatz keineswegs fehlgeleitet.  
Was aber fehlt, ist eine klare Ausrichtung. Quelle: © Sylvain Liechti, Reuters.
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Korruption und Vetternwirtschaft geprägte 
Importwirtschaft und die fehlenden Poten-
ziale des malischen Staates, die eigenen Ein-
künfte zu erhöhen.17

3.	 	 Darüber hinaus besteht Verbesserungsbe-
darf in den aktuellen Ansätzen militärischer 
Unterstützung. So würde beispielsweise 
mehr Kontinuität in der Präsenz der Füh-
rungsebene und der Trainer der EUTM zu 
einer Verbesserung der Ausbildung sicher-
lich beitragen. Die aktuelle Rotation, selbst 
unter der Leitung der EUTM nach nur sechs 
Monaten, ermöglicht es allein zeitlich nicht, 
belastbare Beziehungen aufzubauen, Lan-
deskenntnis zu erwerben und Projekte zu 
verstetigen. Ein positives Beispiel bietet 
demgegenüber die deutsche Ertüchti-
gungsinitiative. Sowohl Bedarfe wie auch 
die Projekte selbst werden zusammen mit 
den lokalen Partnern in den Streitkräften 
ermittelt und konkretisiert. Es entsteht eine 
vertrauensvolle Zusammenarbeit, die jewei-
ligen Akteure kennen sich.

Mit Blick auf die dramatische Lage im Sahel 
bleibt das internationale Engagement in der 
Region aktuell unverzichtbar. Jedoch wird sich 
die internationale Staatengemeinschaft auf 
Dauer nicht an die Stelle der Staaten der Region 
setzen können. Diese müssen, je früher desto 
besser, ihre Kernfunktionen zumindest in großen 
Teilen selbst übernehmen können: Das Ziel kann 
daher nur die Stärkung der Staaten der Region in 
ihren wirklichen Kernfunktionen sein, verbun-
den mit Hilfen für den Infrastrukturausbau. Dies 
sollte nicht allein durch Unterstützung in Schwer-
punktbereichen wie Sicherheit und Verwaltung, 
sondern auch mit Blick auf die bekannten Gover-
nance-Probleme, durch Konditionierung erfolgen.

Thomas Schiller ist Leiter des Regionalprogramms 
Sahel der Konrad-Adenauer-Stiftung mit Sitz in 
Bamako.

wesen und die zentralstaatlichen Instituti-
onen. Hinzu kommt, dass die Staaten des 
Sahel, auch mit dem besten Willen und 
bei bester Nutzung ihrer Ressourcen, nicht 
gleichzeitig ihre Ausgaben für ihren Sicher-
heitsapparat ausweiten und zeitgleich die 
dringend benötigten Aufwendungen für 
Bildung oder Verwaltung leisten können. Es 
handelt sich um einige der ärmsten Staaten 
der Welt. Auch hier muss die internationale 
Unterstützung ansetzen. Zu den defizitä-
ren Kernfunktionen des Staates treten die 
erwähnte unzureichende Infrastruktur und 
die riesigen geografischen Räume. Eine 
wirkliche Kontrolle des Staatsterritoriums 
kann nur erfolgen, wenn die Infrastruktur 
(vor allem Straßen) dies ermöglicht. Auch 
hier kann die Staatengemeinschaft unter-
stützen. Sollten die von der internationalen 
Staatengemeinschaft angekündigten erheb-
lichen Mittel jedoch nicht wirklich konzen-
triert eingesetzt werden, sondern sich in 
einer Vielzahl gleichberechtigter Prioritäten 
verzetteln, wird damit kaum ein durchschla-
gender Erfolg erzielt werden.16

2.	 	 Einhergehen sollte eine gezieltere Unter-
stützung der Staaten mit der klaren For-
mulierung von Zielen nach der Devise des 
Förderns und Forderns. Es sollte beispiels-
weise nicht länger toleriert werden, dass 
die malischen Streitkräfte bis heute – trotz 
wiederholter Forderungen der internatio-
nalen Gemeinschaft  – nicht über ein Per-
sonalmanagementsystem verfügen, das 
diesen Namen verdient. Unter den aktuellen 
Umständen kann niemand in Bamako ver-
lässlich sagen, wie hoch die Zahl der mali-
schen Soldaten eigentlich ist, wer in welchen 
Einheiten dient oder wo. Wie unter diesen 
Voraussetzungen Ausbildungsprogramme 
für die malischen Streitkräfte effektive 
Resultate erzielen sollen, ist rätselhaft. Auch 
auf der Einnahmenseite sollten die Staaten 
in die Pflicht genommen werden. Der Vor-
sitzende des malischen Unternehmerver-
bands wies jüngst in drastischen Worten 
auf die äußerst geringen Zolleinnahmen 
des Landes hin – als ein Beispiel für die von 
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14	 	Die massive Kritik an Frankreich vertritt beispiels-
weise auch der in Deutschland bekannte Musiker 
Salif Keita. Monier-Reyes, Lucie / Duhamel, Sébas-
tien 2019: Au Mali, Salif Keita accuse la France de 
financer les djihadistes, TV5MONDE, 16.11.2019, 
in: https://bit.ly/2W5NiUH [04.05.2020].

15	 	Serge Michailof ist einer der Advokaten einer 
starken Fokussierung auf die Kernfunktionen des 
Staates. Veröffentlichungen siehe u. a.: Fondation 
pour les études et recherches sur le développement 
international (Ferdi), in: https://ferdi.fr/en/ 
biographies/serge-michailof [06.05.2020].

16	 	Die Sahel-Allianz koordiniert die Entwicklungszu-
sammenarbeit der wichtigsten Geber der G5 Sahel-
staaten. Die Webseite der Sahel Allianz zeigt eine 
Vielzahl unterschiedlicher Projekte in sechs Sektoren  
von Landwirtschaft bis innere Sicherheit. Eine wirk- 
liche Schwerpunktbildung ist nicht erkennbar. 
Alliance Sahel, in: https://alliance-sahel.org 
[06.05.2020].

17	 	Togola, Mamadou 2020: Mamadou Sinsy Couilbaly, 
président du CNPM: „Les fraudes sur les produits 
pétroliers font perdre à l’Etat plus de 10 milliards 
FCFA par an“, Maliweb.net, 11.02.2020, in:  
https://bit.ly/2KYRcZ8 [04.05.2020].

1	 	GSIM (Groupe de Soutien à l’islam et aux musul- 
mans) ist ein al-Qaida-naher Verbund mehrerer 
Terrorgruppen. EIGS steht für Etat Islamique dans 
le Grand Sahara, eine sich zum sogenannten Islami-
schen Staat bekennende Terrorgruppierung.

2	 	In diesem Beitrag bezieht sich die geografische  
Bezeichnung Sahel auf die Staaten des G5 Sahel- 
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Kolonialzeit durch eine extreme Schere zwi-
schen Arm und Reich aus. In einigen Staaten 
und Regionen beeinflussen korrupte Eliten, die 
Parapolitik und die oft mit dem Drogenhandel 
verbundene, gewaltbereite organisierte Krimina-
lität die gesellschaftliche Realität oft stärker als 
die für alle gleich geltenden parlamentarischen 
Gesetze. Gesetzeskonformität leidet dort, wo der 
Staat Gesetze selbst nicht beachtet oder umsetzt. 
Dazu kommen eine unzureichende Alters- und 
Gesundheitsvorsorge, oftmals schwache oder 
ganz fehlende Sozialversicherungssysteme, 
unzureichende Bildungsmöglichkeiten und Infra
struktur sowie eine frappierende Straflosigkeit. 
Es wundert also nicht, dass Ende 2019 vielerorts 
unzufriedene Bürger auf die Straße gingen, um 
ihrem Ärger in Massenprotesten Luft zu machen. 
In Chile und Ecuador, aber auch in Kolumbien 
mündeten die Proteste teilweise in Vandalismus, 
Plünderungen und Toten. Auch wenn sich die 
Ursachen der Proteste in der Region nicht über 
einen Kamm scheren lassen, so ist einer der 
Gründe sicherlich der systematische und ende-
mische Mangel an Sozial- und Rechtsstaat in 
Lateinamerika.

Zwar unterscheidet das Virus nicht, wen es 
befällt oder nicht. Es ist also insofern „gerecht“. 
Seine Auswirkungen und Folgen treffen arme 
Bevölkerungsschichten in der Region jedoch 
ungleich härter.1 In Extremländern wie Vene-
zuela bestand schon lange vor der Corona
krise eine „komplexe humanitäre Notlage“.  
87 Prozent der Bevölkerung des Landes leben in 

Einleitung

Später als in Europa und zunächst mit einer noch 
zu beherrschenden Anzahl an Fällen erreichte 
die COVID-19-Krise Ende März 2020 ganz 
Lateinamerika. Viele Regierungen befürchte-
ten, dass die nationalen Gesundheitssysteme 
eine Eskalation der Situation noch weniger ver-
kraften würden als in Europa. Deshalb ergriff die 
Mehrheit der Staaten bereits frühzeitig radikale, 
freiheitsbeschränkende Maßnahmen, um die 
Ausbreitung des Virus einzudämmen. Einige 
Regierungen riefen den Notstand aus, fast alle 
verhängten temporäre Ausgangssperren. Auch 
wenn solche Maßnahmen auf den ersten Blick 
notwendig erscheinen, besteht die Gefahr, dass 
sich die Macht in den Händen populistischer oder 
gar autoritärer Machthaber sammelt, die die 
Krise bewusst ausnutzen, um eigene politische 
Ziele zulasten der Demokratie und rechtsstaat-
licher Institutionen unkontrolliert voranzutrei-
ben. Bringt die Coronakrise die ohnehin schon 
vielerorts fragilen Rechtsstaaten in Lateiname-
rika also noch mehr in Gefahr? Oder könnte sie 
auch Chancen für eine Rückkehr des Vertrauens 
in den Rechtsstaat eröffnen?

Ausgangslage: Mangel an  
Rechtsstaatlichkeit und Sozialstaat

Machen wir uns die Ausgangslage bewusst: 
Schon vor Ausbruch der Pandemie hatte es der 
Rechtsstaat in Lateinamerika nicht unbedingt 
leicht. Der Kontinent zeichnet sich seit der 

In Lateinamerika werden die rechtspolitischen Folgen, die  
aus der Coronakrise hervorgehen, in großem Umfang davon 
abhängen, wie die Regierungen der Region ihre Macht in 
Zeiten des Notstands ausüben. Missbrauchen Lateinamerikas 
Regenten ihre Befugnisse zur Zementierung ihrer Macht, sieht 
es für den Rechtsstaat in Lateinamerika in Zukunft finster aus. 
Wissen sie ihre Macht mit Maß auszuüben und ihre Länder mit  
gutem Führungsstil aus der Krise zu leiten, könnten sie verloren  
geglaubtes Vertrauen zurückgewinnen. Eines ist sicher:  
Die Coronakrise wird die politischen Spielregeln verändern.

Auslandsinformationen 2|2020
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schutz und Desinfektionsmittel, sind in Corona
virus-Zeiten kaum verfügbar. Es klingt in den 
Ohren vieler Mittelloser also wie Hohn, wenn der 
Staat sie dazu verpflichtet, den ganzen Tag mit 
der gesamten Familie in beengten Unterkünften 
zu verweilen, in denen es teilweise kein Licht gibt 
und es tagsüber unerträglich heiß werden kann. 
Lieber nehmen diese Menschen eine Infektion 
mit dem Virus in Kauf und drängen sich in die 
immer noch überfüllten öffentlichen Transport-
mittel der Megagroßstädte, um wenigstens noch 
ein wenig Geld und Lebensmittel zu beschaffen. 
Das Infektionsrisiko armer Bevölkerungsschich-
ten ist daher nicht nur höher, auch der Zugang 
zu medizinischer Behandlung ist begrenzter. 
Man führe sich insbesondere die Situation in 
lateinamerikanischen Gefängnissen vor Augen. 
Dort lebt eine hohe Anzahl von Gefangenen auf 
engstem Raum in teilweise menschenunwürdi-
gen Zuständen. Erste Gefängnisaufstände gab es 
bereits.6 Die kolumbianische Regierung reagierte 
und entließ Kleinkriminelle aus den Gefängnis-
sen.7 Auch die indirekten Folgen wie Rezessionen 
und Preisanstiege treffen die Armen schon jetzt 
härter und werden in den nächsten Monaten, viel-
leicht sogar Jahren, aller Voraussicht nach mehr 
Leben kosten als das Virus selbst. Soziale Span-
nungen scheinen vorprogrammiert.8

Durch die Einschränkung der 
Bewegungsfreiheit werden de 
facto auch andere Grundrechte, 
wie die Versammlungs- und 
Vereinigungsfreiheit, außer 
Kraft gesetzt.

Notstandsmaßnahmen und  
Einschränkungen liberaler Freiheitsrechte

Die weltweite Pandemie und die oben aufgezeig-
ten lateinamerikanischen Realitäten, insbesondere 
defizitäre Gesundheitssysteme, erklären, warum 
viele Regierungen des Kontinents schon bei 
geringen Infektionszahlen drastische freiheitsbe-
schränkende Maßnahmen angeordnet haben. In 

Armut oder extremer Armut und Gesundheits-
versorgung ist so gut wie inexistent.2 War das 
Land schon vorher in einer tiefen Krise, so wird 
diese nun durch die Pandemie noch verstärkt. 
Selbst weniger gebeutelte Länder der Region 
hatten Grund zu befürchten, dass ihr Gesund-
heitssystem unter COVID-19 kollabieren wird, 
ganz zu schweigen von den wirtschaftlichen Fol-
gen. Erste grausige Bilder eines solchen Zusam-
menbruchs erreichten uns im April 2020 aus der 
ecuadorianischen Stadt Guayaquil, wo sich Hun-
derte von Leichen in den Straßen stapelten. Die 
Beerdigungsinstitute waren völlig überfordert.3

Man bedenke darüber hinaus, dass in vielen 
Ländern des Kontinents mehr als die Hälfte 
aller Arbeitsverhältnisse informell sind und 
die Beschäftigten damit keinen Zugang zu den 
Sozialsystemen haben. Selbst formell Angestellte 
wurden von ihren – teilweise sogar staatlichen – 
Arbeitgebern in den letzten Monaten reihenweise 
in unbezahlten Urlaub geschickt oder gleich ganz 
entlassen. Die vielerorts versprochene staatliche 
Hilfe lief nur schleppend an, der Bedarf an Beat-
mungsgeräten nahm zu. Mitte Mai meldete die 
Metropolregion Santiago de Chile eine Auslastung 
von 95 Prozent ihrer Intensivbetten. Dabei ist die 
Gesundheitsversorgung in Lateinamerika mitun-
ter nicht schlecht. Wer zahlen kann, wird bestens 
behandelt. Gut ausgestattete Privatkliniken in den 
reichen Vierteln der Metropolen bilden einen kras-
sen Kontrast zu den prekären, nur spärlich vorhan-
denen staatlichen Gesundheitseinrichtungen im 
ländlichen Raum. Mit Ausbruch der Corona-Pan-
demie kam dementsprechend die Befürchtung 
auf, dass in der Region die wenigen vorhandenen 
intensivmedizinischen Plätze nicht nach Alter 
oder Vorerkrankungen vergeben werden, sondern 
nach Portemonnaie und Wohnsitz der Patienten. 
In Brasilien, dem Land mit der größten Anzahl von 
Infizierten in Lateinamerika4, ist dies bereits Reali-
tät. Dort werden mehr als die Hälfte aller Corona
tests in Privatlabors durchgeführt, allerdings nur 
gegen Bezahlung.5

Schon die Vorbedingungen waren ungleich. In den  
Armenvierteln Lateinamerikas gibt es oft nur 
unzureichenden Zugang zu Trinkwasser und  
sanitären Einrichtungen. „Luxusgüter“, wie Mund- 
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oder auch terroristische Anschläge  – und ihre 
Folgen zu reagieren, sehen die entsprechenden 
verfassungsrechtlichen Vorschriften eine Aus-
weitung der Rechte der Regierung vor. Danach 
können u. a. bestehende Gesetze temporär außer 
Kraft gesetzt oder Dekrete mit Gesetzeskraft, 
ohne Beteiligung des Parlaments, erlassen wer-
den, dies selbstverständlich nur zur Bewältigung 
der Krise und solange diese andauert. Zur Umset-
zung der dekretierten Maßnahmen ist in vielen 

fast allen lateinamerikanischen Ländern wurden 
Grenzschließungen, Verbote von öffentlichen 
Veranstaltungen und Zusammenkünften sowie 
Ausgangs- und Bewegungssperren verschiedener 
Ausprägung erlassen. Zudem wurden in mindes-
tens zehn Ländern Ausnahmezustände oder Not-
stände ausgerufen.9

Um effektiv auf extreme Krisensituationen – in 
der Vergangenheit zumeist Kriege, Militärputsche 

Menschenmassen drängen in öffentliche Verkehrsmittel: Um in der Krise genug Geld und Lebensmittel beschaffen zu 
können, setzen sich viele Menschen einer hohen Infektionsgefahr aus. Quelle: © Amanda Perobelli, Reuters.
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Wegen Schließung aller nicht lebenswichtigen 
Unternehmen und öffentlicher Einrichtungen ist 
zudem auch gerichtlicher Rechtsschutz bis heute 
in vielen Ländern der Region nur erschwert oder 
gar nicht mehr zu erreichen.12 Unterschätzt 
werden dürfen ferner nicht die psychologischen 
Folgen, die das teilweise monatelange Alleinsein 
und die völlige Abgeschiedenheit gerade für 
ältere Menschen und vulnerable Bevölkerungs-
gruppen haben kann.

Viele der getroffenen Maßnahmen waren und 
sind heute immer noch erforderlich,13 um 
Schlimmeres zu verhindern. Es sollte aber 
dennoch auch in Lateinamerika genau auf die 
Verhältnismäßigkeit der verhängten Maßnah-
men und deren rechtliche Grundlage geschaut 
werden.14 Das schien die Regierungschefs der 
Region aber teilweise nur in einem geringen 
Maße zu interessieren. Einige Extremmaßnah-
men wurden etwa einzig mit der Aussage begrün-
det, dass „die Einschränkungen notwendig und 
unaufschiebbar“ seien. Warum soll ein Kolum-
bianer wegen strikter Grenzschließungen nicht 
in sein Land zurückkehren dürfen, während ein 
Deutscher sehr wohl nach Hause darf? Warum 
darf ein Peruaner nicht unter Wahrung eines 
Sicherheitsabstands von zwei Metern allein 
im Park spazieren gehen? Wie sollen Kinder in 
abgeschiedenen Dörfern im ländlichen Raum auf 
virtuelle Schulkurse umsteigen, wenn weder sie 
noch ihre Lehrer Zugang zu Internet und Com-
puter haben? Auch wenn es eine große Heraus-
forderung für jeden Rechtsstaat darstellt, eine 
verhältnismäßige, allerseits als „gerecht“ wahr-
genommene Abwägung zwischen Gesundheits-
schutz und individuellen Freiheiten zu treffen,15 
so erlaubt das in Lateinamerika vielerorts kon-
stitutionalisierte „Grundrecht auf Gesundheit“ 
eben gerade nicht die grenzenlose Einschrän-
kung anderer Grundrechte. Denn das Gebot der 
Rechtmäßigkeit gilt auch in Krisenzeit, vielleicht 
sogar mehr denn je.

Notstandsmaßnahmen als Deckmantel zur 
Verfestigung und Ausweitung von Macht

In Anbetracht fragiler Rechtsstaaten, schwä-
chelnder Institutionen und Präsidialsysteme, die 

Verfassungen der Einsatz des Militärs im Inland 
gestattet. Richtig und verantwortungsvoll ange-
wandt, ist der Zweck der Notstandsklauseln somit, 
die Demokratie in Krisensituationen zu schützen 
oder sogar zu stärken.

Wer also sowohl von linkspopulistischer Seite, wie 
etwa der mexikanische Präsident López Obrador 
oder der autoritäre Präsident Nicaraguas Daniel 
Ortega, sowie auch aus dem rechtspopulistischen 
Lager, so z. B. der brasilianische Präsident Jair Bol-
sonaro oder zunächst auch der US-amerikanische 
Präsident Donald Trump, die Lage verharmlost, 
der scheint entweder die Wissenschaft zu igno-
rieren oder verkennt das Ausmaß der Krise. So 
hat Jair Bolsonaro das Virus als „Grippchen“ 
abgetan und selbst in Anbetracht rapide anstei-
gender Fallzahlen keine tiefgreifenden Gesund-
heitsschutzmaßnahmen angeordnet. Dies hat er 
mit dem Schutz der Wirtschaft begründet. Auch 
wenn sicherlich ein Augenmerk auf die Verhält-
nismäßigkeit der zu treffenden Maßnahmen zu 
richten ist, so ist ein solches Unterlassen mit den 
Pflichten des Staates zum Schutz des Lebens und 
der Gesundheit seiner Bürger und mit rechtsstaat-
lichen Grundsätzen schlichtweg unvereinbar.

Auf der anderen Seite sind vielerorts materiell-
rechtliche Folgen der extremen Notstandsmaß-
nahmen präzedenzlose Einschränkungen von 
Freiheitsrechten. Hierzu gehören insbesondere 
die umfassenden Einschränkungen des Rechts 
auf Freizügigkeit oder Bewegungsfreiheit – Maß-
nahmen, die in normalen Zeiten inakzeptabel 
wären.10 Einschränkungen der Bewegungsfrei-
heit ziehen andere Grundrechtseingriffe, wie die 
De-facto-Außerkraftsetzung der Versammlungs- 
und Vereinigungsfreiheit, mit sich. Darüber hin-
aus war in vielen lateinamerikanischen Ländern 
schon in den ersten Tagen der Quarantäne ein 
extremer Anstieg der Anzeigen wegen häusli-
cher Gewalt, insbesondere gegenüber Frauen 
und Kindern, zu verzeichnen.11 Ganz abgesehen 
von dem in vielen Verfassungen der Region ver-
brieften Recht auf Arbeit, das für all diejenigen 
suspendiert wurde, deren Berufstätigkeit ent-
weder nicht von einer der Ausnahmen erfasst 
wurde oder die wegen des Charakters ihrer 
Tätigkeit nicht auf Telearbeit umsteigen können. 
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In der Krise allein: Besonders für ältere →  
Menschen kann die völlige Abgeschiedenheit  

zu einer psychischen Belastungsprobe werden.  
Quelle: © Manaure Quintero, Reuters.

Argentinien, Chile und Uruguay in den 1970er 
und 1980er Jahren sowie in Peru in den 1990er 
Jahren unrechtmäßige Repressalien oft per Not-
standsdekret erlassen, dies u. a. zur Bekämpfung 
von „terroristischen Gefahren“ durch linke Gue-
rillagruppen oder Oppositionelle.20

So animierte der Beginn der Coronakrise Latein-
amerikas Demagogen dazu, sich in Stellung zu 
bringen. Allen voran in Venezuela. Das Land ist 
spätestens seit der Gleichschaltung der Justiz 
und der Ausschaltung des Parlaments in die Dik-
tatur abgerutscht. Machthaber Nicolás Maduro 
nutzte die, angeblich in Reaktion auf die Corona
krise angeordnete, totale Abschottung des 
Landes gezielt dazu, um seine Macht zu zemen-
tieren und Oppositionelle noch stärker zu ver-
folgen. Die Militarisierung schritt weiter voran, 
angeblich, um die Gesundheit der Bevölkerung 
zu schützen.21 Journalisten sowie Ärzte, die im 
Zusammenhang mit der COVID-19-Krise auf die 
völlige Dysfunktionalität des venezolanischen 
Gesundheitssystems hinwiesen, wurden syste-
matisch verfolgt und bedroht. Informationen zur 
Krise wurden von Beginn an durch die Regierung 
monopolisiert und der Bevölkerung nur bruch-
stückhaft und „gefärbt“ übermittelt. Staatliche 
Hilfen kommen nur denjenigen zugute, die 
über eine sogenannte Vaterlandskarte (carnet 
de la patria) verfügen und damit „Linientreue“ 
bewiesen haben.

Auch anderorts in Lateinamerika ist bis heute 
eine Militarisierung der öffentlichen Sicher-
heit22 und eine Art „Bestrafungspopulismus“ 
festzustellen. Soldaten wurden eingesetzt, um 
die Pandemie zu bekämpfen und die Grenzen 
zu sichern. Selbst Reserveeinheiten wurden 
mobilisiert. Genauso wie der Polizei und ande-
ren Sicherheitsbehörden wurde dem Militär 
zudem in vielen Ländern die Überwachung der 

Machtmonopole in den Händen von caudillos16  
in der Regel schneller zulassen als in Europas  
parlamentarischen oder semi-präsidentiellen Sys-
temen, besteht darüber hinaus in Lateinamerika 
eine – gegenüber der westlichen Welt ungleich 
höhere  – Gefahr unrechtmäßiger Ausnutzung 
von Notstandsmaßnahmen. So warnten die ame-
rikanischen Politikwissenschaftler Levitsky und 
Ziblatt in ihrem Buch „Wie Demokratien sterben“ 
schon lange vor der Coronakrise vor „Möchte-
gern-Autokraten“, die Wirtschaftskrisen, Natur-
katastrophen und Sicherheitsbedrohungen zur 
Rechtfertigung ihrer antidemokratischen Maß-
nahmen nutzen. Eine der Ironien des Untergangs 
von Demokratien bestünde darin, „dass häufig ihr 
Schutz als Vorwand für ihre Aushöhlung ange-
führt wird“.17

Gerade, wenn sich in Krisen-
zeiten Militärmacht mit  
Demagogie paart, wird es  
für den Rechtsstaat gefährlich.

Denn ist die Büchse der Pandora erst einmal 
geöffnet und das Parlament auf legalem Wege 
ausgeschaltet, bieten erweiterte und insbeson-
dere unkontrollierte präsidentielle Befugnisse 
in den falschen Händen alle Möglichkeiten zur 
Festigung von Macht oder zur Durchsetzung von 
Maßnahmen, denen die Abgeordneten in nor-
malen Zeiten niemals zugestimmt hätten. So hat 
manch einer auf die Krise vielleicht nur gewartet, 
um bereits vorformulierte Gesetze schnell und 
schmerzlos „durchzudrücken“. Hier werden Ent-
scheidungen über Leben und Tod Machthabern 
anvertraut, die keiner parlamentarischen Kont-
rolle unterliegen.18 Nicht umsonst haben Men-
schenrechtsexperten der Vereinten Nationen vor 
einer solchen „Machtüberschreitung“ in Anbe-
tracht von COVID-19 nachdrücklich gewarnt.19 
Im schlimmsten Fall sind Ausnahmezustände der 
Freifahrtschein für Tyrannei und Unrechtsregime. 
Auch in Lateinamerika weckt das Wort „Not-
standsgesetzgebung“ nicht unbedingt positive 
Erinnerungen. So wurden während der Militär-
diktaturen oder autoritären Regime in Brasilien, 
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2020 in Peru über 25.000 Personen wegen Miss
achtung der obligatorischen Ausgangssperre vor-
läufig festgenommen worden.24 Anfang April 
2020 waren es über 50.000 Personen. Auch in 
El Salvador kam es zu ähnlichen massenhaften 
Festnahmen. Dies wirkt, als ob man mit Kano-
nen auf Spatzen schießen wolle. Die Festnahmen 
erscheinen unverhältnismäßig und kontrapro-
duktiv, will man Menschenansammlungen ver-
meiden. Denn den über 50.000 temporären 
Gefangenen stehen wohl keine Einzelzellen zur 
Verfügung. Es wäre den Präsidenten der Region 
zu raten, zunächst einmal in den zivilen Gehor-
sam ihrer Bürger zu vertrauen und nicht gleich 

„den Knüppel aus dem Sack“ zu holen. Denn 
gerade, wenn sich Militärmacht mit Demagogie 
paart, wird es für den Rechtsstaat gefährlich.

Ein anderes stetes Ärgernis für Autokraten und 
Populisten ist die Presse. Denn Meinungs- und 
Informationsfreiheit beinhaltet auch die Pflicht 
des Staates zur transparenten und neutralen 
Aufklärung. Die Coronakrise bietet die perfekte 
Möglichkeit, diese Rechte ungezügelt weiter 
einzuschränken. So warnte im April 2020 der 
Ombudsmann für Menschenrechte in El Sal-
vador, José Apolonio, dass Militär und Polizei 
in dem zentralamerikanischen Land Informa-
tionsmaterial von Journalisten zur Coronakrise 
zerstört haben, indem diese zur Löschung ent-
sprechender Videos und Fotos gezwungen wur-
den.25 Wir erinnern uns, dass Präsident Nayib 
Bukele erst kurz zuvor das Parlament durch 
Militärs besetzen ließ, um die Parlamentarier 
zur Zustimmung zu einem Darlehen zu bewe-
gen. Zudem erklärte er per Twitter, dass er drei 
im April 2020 von der Verfassungskammer des 
Obersten Gerichtshofs erlassene Urteile, die die 
erwähnten Inhaftierungen wegen Nichtbeach-
tung der Quarantänemaßnahmen als Verstoß 
gegen die Menschenrechte qualifizierten, nicht 
anerkennen wolle.26 Selbst in einem Land wie 
Kolumbien, das sich generell durch einen eini-
germaßen stabilen Rechtsstaat auszeichnet, 
wurde zuletzt behauptet, dass die Presse wegen 
des Coronavirus förmlich selbst auf der Inten-
sivstation gelandet sei.27 Mehrere regierungs-
kritische Reporter wurden Anfang April 2020 
über Nacht entlassen. Hinzu kommt, dass viele 

Einhaltung der Quarantänemaßnahmen über-
tragen und weitreichende Eingriffskompetenzen 
für Verhöre und Festnahmen derjenigen zuge-
billigt, die sich ihren Anordnungen widersetzen. 
Auch wenn dies gerade von denjenigen, die sich 
an die Zeit vergangener Militärdiktaturen erin-
nert fühlen, als psychologische Belastung wahr-
genommen wird, ist die Militärpräsenz an sich 
erst einmal nicht bedenklich. Sie ist im Gegenteil 
zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicher-
heit und Ordnung notwendig und daher in vielen 
Verfassungen der Region für Notstandssituatio-
nen ausdrücklich vorgesehen.

Auch in Demokratien nutzen  
Politiker die Coronakrise 
teilweise, um politisch gerade 
unerwünschte Ereignisse zu 
verzögern.

Die erweiterten Befugnisse werden aber dann 
bedenklich, wenn Militär und Polizei die Pande-
mie mit einem Kriegszustand verwechseln und 
ihre Machtbefugnisse unverhältnismäßig gegen 
die eigene Bevölkerung einsetzen. Vorfälle dieser 
Art gab es schon im Rahmen der Massenproteste 
in Chile, Kolumbien und Ecuador um den Jah-
reswechsel 2019/2020. Sie scheinen angesichts 
schlecht ausgebildeten und unterbezahlten Per-
sonals weiterhin vorprogrammiert.23 Peru zum 
Beispiel änderte seine Strafgesetze, um das Mili-
tär und die nationale Polizei gleich ganz von der 
strafrechtlichen Verantwortung für Tötungen 
und Körperverletzungen zu befreien, insoweit 
diese im Rahmen der Bekämpfung der Corona-
krise und zur Erfüllung ihres verfassungsrechtli-
chen Mandates erfolgen. Die Interamerikanische 
Menschenrechtskommission äußerte über Twit-
ter, dass diese Regelung gegen Menschenrechte 
verstößt. Darüber hinaus scheint es zum populis-
tischen Machtinstrument geworden zu sein, für 
Verletzungen der obligatorischen Quarantäne
maßnahmen zur Einschüchterung hohe Geld- 
oder gar Gefängnisstrafen anzudrohen. So waren 
nach Medienangaben bereits bis zum Ende März 
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Folgen für den Rechtsstaat in Lateinamerika

Auch wenn die Voraussetzungen für das Ergreifen 
von Notstandsmaßnahmen im Fall COVID-19 
andere sind als in der Vergangenheit in Kriegszei-
ten oder zur (vermeintlichen) Bekämpfung terro-
ristischer Gefahren, ist höchste Vorsicht geboten. 
Natürlich braucht es in diesen außergewöhnlichen 
Zeiten außerordentliche Maßnahmen. Dies aber 
demokratisch legitimiert und kontrolliert.

Ein Augenmerk sollte deshalb insbesondere auf 
die Aufrechterhaltung der Kontrollorgane, speziell 
der Verfassungsgerichte, sowie auf die Förderung 
eines kritischen und wachen Geistes von Seiten 
der Zivilbevölkerung gelegt werden.31 Denn 
gerade in Krisenzeiten muss die Demokratie für 
Fehler doppelt bezahlen. Viele Maßnahmen wur-
den gerade zu Beginn der Coronakrise unter enor-
mem Zeitdruck erlassen, für die die Machthaber 
in normalen Zeiten vielleicht Jahre gebraucht hät-
ten. Einige Parlamente wurden temporär lahmge-
legt und funktionieren teilweise seit Monaten trotz 
Ergreifens innovativer Maßnahmen, wie virtueller 
Sitzungen, nur eingeschränkt. Die Bevölkerung 
ist abgelenkt und mit der Abwehr und Linderung 
der persönlichen Folgen der Krise beschäftigt. Die 
Rechtmäßigkeit der Maßnahmen wurde daher 
bisher kaum öffentlich diskutiert. Die Zustim-
mungsraten zu den Notstandsmaßnahmen in 
Lateinamerika sind (noch) – mit Ausnahme Brasi-
liens – generell hoch. Wieso sich also einen „Kopf“ 
über ihre Verhältnismäßigkeit machen?

Die größte Gefahr für die  
lateinamerikanischen Rechts-
staaten besteht darin, dass  
Krisenmaßnahmen nach Ende 
der Pandemie eventuell nicht 
mehr zurückgedreht werden.

Sind die Regierungen erst einmal ungestraft 
davongekommen oder werden politisch für ihr 
beherztes Durchgreifen sogar gefeiert, besteht 
die Gefahr, dass sie auch zukünftig bei weniger 

Journalisten wegen der Quarantänemaßnah-
men über Monate nicht selbstständig recher-
chieren oder autonom berichten können. Sie 
sind auf Regierungsinformationen angewiesen. 
Die De-facto-Ausschaltung der Presse wurde 
und wird bis heute teilweise instrumentalisiert, 
um den wahren Zustand der Krise zu verschlei-
ern. Mehr noch, einige asiatische Länder, allen 
voran China, haben es vorgemacht, wie man 
die Pandemie ausnutzen kann, um mithilfe 
digitaler Medien und Apps ungebremst Infor-
mationen von Seiten der Bevölkerung z. B. zu 
ihrem Gesundheitszustand einzufordern, die 
sie später zu anderen Zwecken, wie etwa in 
Wahlkampfkampagnen oder zur anderweitigen 
Überwachung oder Manipulation der eigenen 
Bevölkerung, einsetzen könnten.28 Dabei ist die 
Meinungsfreiheit und eine transparente Infor-
mationspolitik gerade in Fällen sanitärer Not-
stände unerlässlich, um Leben zu retten. Hätte 
Chinas Regierung die warnenden Stimmen eini-
ger chinesischer Ärzte, die in Wuhan schon im 
Dezember 2019 vor den Folgen des Coronavirus 
warnten, nicht systematisch unterdrückt, wäre 
der Welt vielleicht einiges erspart geblieben.29

In anderen, weniger drastischen Fällen – teilweise 
sogar in robusten Demokratien – kam die Pande-
mie nicht ungelegen, um politisch möglicherweise 
gerade unerwünschte Ereignisse zu verzögern. 
In Chile, wo die Regierung schon frühzeitig den 

„Katastrophenzustand“ ausgerufen hatte, wurde 
das für den 26. April 2020 geplante Verfassungs-
referendum auf den 25. Oktober 2020 verschoben. 
Weitere Massenproteste blieben durch die ver-
hängten Quarantänemaßnahmen aus. Auch das 
Oberste Wahlgericht in Bolivien hat die für den  
3. Mai 2020 geplanten Wahlen ohne Nennung 
eines neuen Termins nach hinten verschoben. 
Dies kommt der amtierenden Übergangspräsi-
dentin Jeanine Áñez zugute. Sie kann ihre kürzlich 
angekündigte Präsidentschaftskandidatur konso-
lidieren. Denn Kriege und Terroranschläge haben 
in der Vergangenheit gezeigt, dass die Öffentlich-
keit sich unter diesen Umständen „um die Fahne 
schart“30 und Zustimmungsquoten der Regierung 
in die Höhe schnellen können. Warum sollte das 
in der Coronakrise für eine Übergangspräsidentin 
nicht genauso sein?
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brasilianische Verfassungsgericht ein Dekret von 
Präsident Jair Bolsonaro, mit dem er den Zugang 
zu öffentlicher Information in Coronazeiten ein-
schränken wollte, für verfassungswidrig erklärt 
hat. Ebenso ist es positiv zu bewerten, dass das 

schwerwiegenden Krisen ungezügelt erhebliche 
Eingriffe in Freiheitsrechte, insbesondere in die 
Bewegungsfreiheit, anordnen werden. Eine juris-
tische Aufarbeitung des Geschehenen ist somit 
unerlässlich.32 So ist es zu begrüßen, dass das 

Ausnahmezustand Pandemie: Sobald das Militär und die Polizei ihre Macht unverhältnismäßig gegen die eigene  
Bevölkerung einsetzen, werden die erweiterten Befugnisse zu einer Gefahr. Quelle: © Carlos Garcia Rawlins, Reuters.
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kolumbianische Verfassungsgericht, eines der 
prestigeträchtigsten und bedeutendsten in der 
Region, die erlassenen Krisenmaßnahmen auf 
ihre Verfassungsmäßigkeit überprüft. Ende Mai 
2020 erklärte das Gericht den von Präsident Iván 

Duque per Dekret erklärten sozialen und wirt-
schaftlichen Notstand für verfassungsmäßig.33 
Weitere vom Präsidenten unter dem Notstands-
regime erlassene Dekrete liegen dem Verfas-
sungsgericht derzeit noch zur Prüfung vor.

Die größte Gefahr für die lateinamerikanischen 
Rechtsstaaten besteht aber darin, dass Krisen-
maßnahmen nach Ende der Krise gar nicht mehr 
zurückgedreht werden. Denn was nicht gleich 
zurückgenommen wird, wird zur Gewohnheit. 
Und so könnten sich Neu-Autokraten der Region 
ganz schnell in ihre neuen Machtbefugnisse ver-
lieben und sie dann nicht mehr hergeben wol-
len.34 So hat die Vergangenheit gezeigt, dass 
in vielen Fällen im Notstand erlassene Gesetze 
danach über Jahre Gültigkeit behielten. Wir erin-
nern uns an in Notstandssituationen in den USA 
und Frankreich, aber auch in Kolumbien, Chile 
und Peru erlassene Antiterrorgesetze, die bis 
heute Gültigkeit haben. Der Ausnahmezustand 
wird zur Normalität. Liegt die Macht also in den 
falschen Händen, so können sich Regierende 
daran machen, nicht nur individuelle Freiheiten 
einzuschränken, sondern auch das zivile Leben, 
Politik und Wirtschaft für Jahre unter ihre allei-
nige Kontrolle zu bringen.

In Lateinamerika werden die rechtspolitischen 
Folgen, die aus der Coronakrise hervorgehen, 
also in großem Umfang davon abhängen, wie die 
Regierungen der Region ihre Macht in Zeiten des 
Notstands ausüben. Missbrauchen Lateiname-
rikas Regenten ihre Befugnis zur Zementierung 
ihrer Macht und zur Durchsetzung egoistischer 
Ambitionen, sieht es für den Rechtsstaat in 
Lateinamerika in Zukunft finster aus. Der Glaube 
an Demokratie und Rechtsstaat würde noch wei-
ter abnehmen. Ungleichheiten blieben bestehen 
oder würden gar noch verstärkt. Die kurzzeitig 
unterdrückte Protestwelle würde danach mit 
noch größerer Wucht ausbrechen.

Wissen die Regierungen ihre Macht jedoch mit 
Maß auszuüben und ihre Länder mit gutem 
Führungsstil aus der Krise zu leiten, werden sie 
nicht nur Wählerstimmen gewinnen, sondern 
vielleicht auch das lange verloren geglaubte 
Vertrauen der Bürger in staatliche Institutionen 
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